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KNOEBL lvlICHAEL
LIEBENAUER-HAUPTSTR 93 B
BO41 GRAZ

Kundenkennzeichen

7225447

Sie werden betreut von: lhre zuständige Direktion:

Herrn V{ILHELN GRUEBLER Generaldirektion Graz

Täi'.':' ;43 3TO e037-67ijf 8010 Graz, Herrensasse 18-20

tIai I : wi I het m. gruebl er0srawe . at 
l:firr,.:3J?3ä1?:ir"xrr,Fax 

-64e0

Fur die ausgewiesene Vertragsdauer besteht Verslcherungsschutz, wie er in dieser Palizze und in den vereinbaüen
Versicherungsbedingungen genau beschrieben ist. Wir weisen darauf hin, dass eine automatische Verlängerung über die
vereinbarte Vedragsdauer hinaus für die KZ-Haftpflichtversicherung gesetzlich geregelt und für andere Sparten in der Regel
verlraglich vereinbart ist. Genauere Bestimmungen dazu enthalten die vereinbarten Versicherungsbedingungen. Das
Adressfeld dieser Polizze bezeichnet den oder die Versicherungsnehmer. Jede Sparte einer Bundelversicherung stellt einen
rechtlich selbstständigen Vertrag dar.

POLTZZE ZUR BUENDEL.-VERSICHERUNG

Ausfertiounos-Grund:
Ersatz där Pol -rzze(n\ 

:

5,618.823, 4,715:226
Versicherungsdauer vom 25.A2.2022 00 Uhr b'is 01 .02.2ü33 00 Uhr

Hauptfä11igke'it ist jeweils der 1, Februar

HAUSHALT - VERSI CHERUNG - T0PSCHUTZpI us

l,r/ertgesichert auf Basis Verbraucherpre'isindex 0ktober 2021

Versi cherunosort :

8041 GRAZ
LIEBENAUER-HAUPTSTR 93 B

1 Gesamter Wohnungsinhalt zum Neuwert EUR 107.000,00
ohne Unterversiöherungsverzicht
Home Assi stance
GRAhIE Hel o Comol ete
Wir sind 'rund irm die Uhr für Sie da!
24h Hotline: +43(0)316 813900
E-l'lail : n:rO.comp'läteGgrawe,at

Jahresbruttoprämie EUR 283,09

HEXPD ßBitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite 2 393
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Für d'iesen Vertrag gelten folgende Bedingungen:

Bqsondgre Bedingung der Gfazer Wechselseitigen Versicherung AG
Klauselnaket PrTvat- und Aorarversicheruno: -

(PA KlaLseln 2016 / Stufe 5)

Besonderg Bqd-i ngung Schri ftformverei nbarung(SF1/Stufe6)
AES_2020, ABH 2006,_BtsHE 2021, BB VPI 2020, lzl10, HH Top Plus 2020
BB Terroi 2003, BB'EKomE 2002'

Besondere Bedi ngung (en) HI/'//6, HHl29, HH/9311 , HH 19411

RECHTSSCHUTZ - VERS I CH ERU NG

Die angeführte(n) Versicherung(en) gilt (gelten) für
MICHAET KNOEBL.Gäb.Dat: 27,12:1965 "
ANGESTELLTER
sowie versicherte Personen gemäß den Bedingungen

Versicherungssumme EUR 125.000,00

Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutzfür den Privat- und Berufsbereich (Artikel 19)

Sel bstbehal t
Besondere Bedingung RS/121

Jahresbruttopräm'ie EUR 27,10

Für diesen Vertrag gelten folgende Bedingungen:

Besondere Bqdi ngung Schri ftformverei nbarung(SF1/Stufe6)
ARB 2019, LZl10

Beeondere Bedingung(en) RS/102

Bi tte beachten Si e di e Fortsetzung auf Sej te 3
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Jährl i che Fol geprämi e

Guthaben
Guthaben
Vorschrei bung Erstprämi e

Guthaben

Di e Prämi en bei nhal ten Steuern .

AUS
AUS

ab

Poltzze
Polizze

ab

3'10 , 1g

261,43
128.47
289;51

EUR

EUR
EUR
EUR

EUR

01 ,02,2423

5 .61 8.823
4,715.226

25.02.2022

1 00, 39

Unsere Bankverbindungen:
Raiffeisenlandesbank Steiermark IBAN:AT23 3800 0000 0005 1052, BIC: RZSTAT2G
PSK IBAN: AT31 6000 0000 071 7 0706, BIC: BAWAATWW

Legende der Abktlrzungen:
N=Neuwert Z=Zeitwert V=Verkehrswert H=Haftungshöchstsumme
Der Versicherungsnehmer kann jedeaeit auf seine Kosten Abschrifren aller Erkiärungen
begehren, dle von ihm oder für ihn dem Versicherer gegenüber mit Bezug auf den Verfiag
abgegeben worden sind

Bjtte beachten Sie die Fortsetzung auf Se'ite 4
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ANHANG

Alle Texte, dte als vedragliche Vereinbarung für diese Polizze gelten (Versicherungsbedingungen und Klauseln), sind vollständig in

Anhang 2 enthalten. ln diesen Texten wird an verschiedenen Stellen auf gesetzliche Bestimmungen verwiesen. Daher enthält Anhang 1

jene Gesetzestete, auf die an anderer Stelle Bezug genommen wird.

Die lnformation über bestehende RücKrittsrechte finden sich in § 5c Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) und in § 8r Fern-

Finanzdienstleistungs,Gesetz (FernFinG) . Kündigung srechte sind in § B Abs 3 VersVG geregelt.

ANHANG 1 - GESETZLICHE BESTIMMUNGEN (auszugsweise)

VE RSICH E RU NGSVERTRAGSG ES ETZ
(vERSVG)

VORSCHRIFTEN FUR SAMTLiCHE
VERSlCHERUNGSZWEIGE

Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften.

Rücktrittsrecht

§ 5c. (1 ) Der Versicherungsnehmer kann vom Versicherungsvertrag
innerhalb von 14Tagen, bei Lebensversicherungen innerhalb von
30 Tagen, ohne Angabe von Gründen zurücKreten.

(2) Die Frist für die Ausübung des RücKrittsrechts beginnt mit dem
Tag, an dem der Verstcherungsvertrag zustande gekommen ist
und der Versicherungsnehmer darüber informierl worden ist,
jedoch nicht bevor der Versicherungsnehmer folgende
lnformationen erhalten hat:

1, den Versicherungsschein (§ 3),

2. die Versicherungsbedingungen,

3. die Bestimmungen über die Festsetzung der Prämie, soweit
diese nicht im Antrag bestimmt ist, und Über vorgesehene
Anderungen der Prämie sowle

4. eine Belehrung über das RücKrittsrecht (Abs. 3).

(3) Die nach Abs.2 Z 4 zu erteilende Rücktrittsbelehrung muss
enthalten:

1. lnformationen über die RücKrittsfrist und deren Beginn,

2. die Anschrift des Adressaten der RÜcKrittserklärung,

3. einen Hinweis auf die Regelungen der Abs. 4 bis 6.

Die RücKrittsbelehrung genügt jedenfalls diesen Anforderungen,
wenn das Muster gemäß Anlage A venryendet wtrd.

(4) Der RücKritt ist in geschriebener Form gegenüber dem
Versicherer zu erklären. § 45 Abs '1 Z 2 bleibt unberÜhrt. Die
RücKrittsfrist ist gewahrt, wenn die RÜcKrittserklärung innerhal b

der Frist abgesendet wird.

(5) Das RücKrittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach

Zugang des Versicherungsscheins einschließlrch einer Belehrung

über das RücKrittsrecht,

(6) Hat der Versicherer vorläufige Deckung gewährt, so gebührt
ihm die der Dauer der Deckung entsprechende Prämie.

(7) Die vorstehenden Absätze gelten nicht fÜr Versicherungs-
vedräge über Großrisiken gemäß § 5 Z 34 VAG 2016.

§ 6. (1) lst im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer
Obliegenheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem
Versicherer gegenilber zu erfüllen ist, der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbade
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag
innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verletzung
Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kttndigungsfrist
kündigen, es sei denn, daß die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb
eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbade
Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem
Versicherungsvertrag zugrundeliegende Aquivalenz zwischen
Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbade
Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die
vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig
vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von
Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen,
die keinen Einfluß auf die Beurteilung des Risikos durch den
Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die
Obliegenheit vorsätzlich verletzi worden ist.

(2) lst eine Obliegenheit verleiä, die vom Versicherungsnehmer
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer
gegenüber - unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu
erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte
Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen
Einfluß auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie
keinen Einfluß auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung gehabt hat"

(3) lst die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbafi, daß eine
Obliegenheit verletä wird, die nach dem Eintritt des
Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so
tritt die vereinbafte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die
Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletä, die Leisiungspflicht
des Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher
Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die
Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der
Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder
auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die

Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluß gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei

Verletzung einer Obliegenheit zum RücKritt berechtigt sein soll, ist
unwirksam.

(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer
vereinbaden Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem
Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder
eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird,

EXPD
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§ 8. (1) Eine Vereinbarung, nach welcher ein Versicherungs-
verhältnis als stillschweigend verlängert gilt, wenn es nicht vor
dem Ablauf der Vertragszeit gekündigt wird, ist insoweit nichtig,
als sich die jedesmalige Verlängerung auf mehr als ein Jahr
erstreckt.

(2) lst ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit
eingegangen (dauernde Versicherung), so kann es von beiden
Teilen nur für den Schluß der laufenden Versicherungsperiode
gekündigt werden. Die Kündigungsfrist muß für beide Teile gleich
sein und darf nicht weniger als einen Monat, nicht mehr als drei
Monate betragen. Auf das Ki.lndigungsrecht können die parteien
einverständlich bis zur Dauer von zwei Jahren verzichten.

(3) lst der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs. 1 22
KSchG), so kann er ein Versicherungsverhältnis, das er für eine
Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen ist, zum Ende des
dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres unter Einhaltung
einer Frisi von einem Monat kündigen. Eine allfällige Verpflichtung
des Versicherungsnehmers zum Ersatz von Vorteilen, besonders
Prämiennachlässen, die ihm wegen einer vorgesehenen längeren
Laufzeit des Vertrags gewährt worden sind, bleibt unberührt.

§ 10. (1) Hat der Versicherungsnehmer seine Wohnung geändert,
die Anderung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so gLnügt für
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes
nach der letzten dem Versicherer bekannten Wohnung. Die
Erklärung wird in dem ZeitpunK wirksam, in welchem sie ohne die
Wohnungsänderung bei regelmäßiger Beförderung dem
Versicherungsnehmer zugegangen wäre.

(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem
Gewerbebekieb genommen, so sind bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Vorschriften des Abs. 1

entsprechend anzuwenden.

§ 11. (1) Geldleistungen des Versicherers sind mit Beendigung der
zur Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der
Leistung des Versicherers nötigen Erhebungen fällig. Die
Fälligkeit tritt jedoch unabhängig davon ein, wenn der
Versicherungsnehmer nach Ablauf zweier Monate seit dem
Begehren nach einer Geldleistung eine Erklärung des
Versicherers verlangt, aus welchen Gründen die Erhebungen
noch nicht beendet werden konnten, und der Versicherer diesem
Verlangen nicht binnen eines Monats entspricht.

(2) Sind diese Erhebungen bis zum Ablauf eines Monates seit der
Anzeige des Versicherungsfalles nichi beendet, so kann der
Versicherungsnehmer in Anrechnung auf die Gesamtforderung
Abschlagszahlungen in der Höhe des Betrages verlangen, den
der Versicherer nach Lage der Sache mindestens zu zahlen hat.

(3) Der Lauf der Frist des Abs. 2 ist gehemmt, solange die
Beendigung der Erhebungen infolge eines Verschuldens des
Versicherungsnehmers gehindert ist.

(4) Eine Vereinbarung, durch welche der Versicherer von der
Verpflichtung, Verzugszinsen zu zahlen, befreit wird, ist
unwirksam.

Zweites Kapitel
Anzeigepflicht. Erhöhung der Gefahr.

§ 16. (1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluß des
Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernahme
der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen" Erheblich
sind jene Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Entschluß
des Versicherers, den Vertrag überhaupt oder zu den
vereinbarten Bestimmungen abzuschließen, einen Einfluß
auszuüben. Ein Umstand, nach welchem der Versicherer
ausdrücklich und in geschriebener Form gefragt hat, gilt im
Zweifel als erheblich.

Bitte beachten S'ie d-ie Fortsetzung auf Seite 6
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{2) lst dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen
Umstandes unterblieben, so kann der Versicherer vom Vertrag
zurücktreten. Das gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen
Umstandes deshalb unterblieben ist, weil sich der Versicherungs-
nehmer der Kenntnis des Umstandes arglistig entzogen hat.

(3) Der RücKritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den
nicht angezeigten Umstand kannte. Er ist auch ausgeschlossen,
wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
unterblieben ist; hat jedoch der Versicherungsnehmer einen
Umstand nicht angezeigt, nach dem der Versicherer nicht
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt hat, so kann dieser
vom Vertrag nur dann zurücktreten, wenn die Anzeige vorsätzlich
oder grob fahrlässig unterblieben ist.

§ 17. (1) Der Versicherer kann vom Vertrag auch dann
zurücKreten, wenn über einen erheblich Umstand eine unrichtige
Anzeige gemacht worden ist.

(2) Der Rüci<triti ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem
Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist.

§ 18. Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrenumstände an
Hand von vom Versicherer in geschriebener Form gestellter
Fragen anzuzeigen, so kann der Versicherer wegen
unterbliebener Anzeige eines Umstandes, nach dem nicht
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt worden ist, nur im
Falle arglistiger Verschweigung zurücktreten.

§ 19. Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem
Vefireter ohne Vertretungsmacht abgeschlossen, so kommt für
das RücKrittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und
die Arglist des Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die
Arglist des Versicherungsnehmers in Betracht. Der
Versicherungsnehmer kann sich darauf, daß die Anzeige eines
erheblichen Umstandes ohne Verschulden unterblieben oder
unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter
noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.

§ 20. (1) Der RücKritt ist nur innerhalb eines Monates zulässig. Die
Frist beginnt mit dem ZeitpunK, in welchem der Versicherer von
der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.

(2) Der RücKritt ist gegenüber dem Versicherungsnehmer zu
erklären. lm Falle des RücKrittes sind, soweit dieses
Bundesgesetz nicht in Ansehung der Prämie etwas anderes
bestimmt, beide Teile verpflichtet, einander die empfangenen
Leistungen zurückzugewähren; eine Geldsumme ist von dem
Zeitpunt( des Empfanges an zu verzinsen.

§ 21. Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall
eingetreten ist, so bleibt seine Verpflichtung zur Leistung
gleichwohl bestehen, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die
Anzeigepflicht verletä ist, keinen Einfluß auf den Eintritt des
Versicherungsfalls oder soweit er keinen Einfluß auf den Umfang
der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 22. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt.

§23. (1) Nach Abschluß des Vertrages darf der Versicherungs-
nehmer ohne Einwilligung des Versicherers weder eine Erhöhung
der Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch einen Dritten
gestatten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, daß durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene
oder gestattete Anderung die Gefahr erhöht ist, so hat er dem
Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen.

§ 24. (1) Verletzt der Versicherungsnehmer die Vorschrift des § 23
Abs. 1, so kann der Versicherer das Versicherungsverhältnis ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Beruht die Verletzung
nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers, so muß
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dieser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines Monates gegen
sich gelten lassen.

(2) Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monates von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
besianden hat.

§ 25. (1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift
des § 23 Abs. 1 von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gefahr eintritt.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die

Verletzung nicht auf einem Verschulden des Versicherungs-
nehmers beruht. Der Versicherer ist jedoch auch in diesem Fall

von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Abs. 2
vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht wird und der
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem ZeitpunK
eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen
müssen, es sei denn, daß ihm in diesem ZeitpunK die Erhöhung
der Gefahr bekannt war.

(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch
dann bestehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine

Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr
keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit
sie keinen Einfluß auf den Umfang der Leistung des Versicherers
gehabt hat.

§ 26. Die Vorschriften der §§ 23 bis 25 sind nicht anzuwenden,
wenn der Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr
durch das lnteresse des Versicherers oder durch ein Ereignis, für
das der Versicherer haftet, oder durch ein Gebot der
Menschlichkeit veranlaßt wird.

§ 27. (1) Tritt nach dem Abschluß des Vertrages unabhängig vom

Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der Gefahr ein,

so ist der Versicherer berechtigt, das Versioherungsverhältnis
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats von dem ZeitpunK an ausgeübt wird, in dem der
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt hat,
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
bestanden hat.

(2) Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der Erhöhung der
Gefahr Kenntnis erlangt, dem Versicherer unverziiglich Anzeige
zu machen.

(3) lst die Erhöhung der Gefahr durch allgemein bekannte
Umstände verursacht, die nicht nur auf die Risken bestimmter
Versicherungsnehmer einwirken, etwa durch eine Anderung von
Rechtsvorschriften, so erlischt das Kündigungsrecht des
Versicherers nach Abs. 1 erst nach einem Jahr und ist Abs.2
nicht anzuwenden.

§28. (1) Wird die im §27 Ab6.2 vorgesehene Anzeige nicht
unverzüglich gemacht, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die
Anzeige dem Versicherer hätte zugehen malssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm

die Erhöhung der Gefahr in dem Zeitpunkt bekannt war, in
welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müs§en. Das gleiche gilt,

wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist ftlr die
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht
erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf
den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluß
auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 29. Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in

Betracht. Eine Erhöhung der Gefahr kommt auch dann nicht in
Betracht, wenn nach den Umständen als vereinbart anzusehen
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ist, daß das Versicherungsverhältnis durch die Erhöhung der
Gefahr nicht ber[ihft werden soll.

§ 30. Die Vorschriften der §§ 23 bis 29 sind auch auf eine in der
Zeit zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages
eingetretene Erhöhung der Gefahr anzuwenden, die dem
Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekannt war.

§31, (1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer
nach den Vorschriften dieses Kapitels zum Rücktritt oder zur
Kündigung berechtigi isi, nur für einen Teil der Gegenstände oder
Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, so steht dem
Versicherer das Recht des RltcKrittes oder der Kündigung für den

übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, daß für diesen allein
der Versicherer den Vertrag unter den gleichen Bestimmungen
nicht geschlossen hätte.

(2) Macht der Versicherer von dem Recht des RÜcKrittes oder der
Kündigung für einen Teil der Gegenstände oder Personen
Gebrauch, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis für den übrigen Teil zu kündigen; die
Kündigung kann jedoch nicht für einen späteren Zeitpunkt als den

Schluß der Versicherungsperiode erklätt werden, in welcher der
Rücktritt des Versicherers oder seine Kündigung wirksam wird.

(3) Liegen die Vorausseizungen, unter denen der Versicherer
wegen einer Verletzung der Vorschriften über die Erhöhung der
Gefahr von der Verpflichtung zur Leistung frei ist, für einen Teil
der Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die
Versicherung bezieht, so ist die Vorschrift des Abs. 1 auf die
Befreiung entsprechend anzuwenden.

Drittes Kapitel
Prämie.

§38, (1) lst die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14

Tagen nach dem Abschluß des Versicherungsvedrags und nach
der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom
Veftrag zuri.ickzutreten. Es gilt als RücKritt, wenn der Anspruch
auf die Prämie nichi innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an
gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) lst die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritis des
Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch
nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpllichtung zur
Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der
rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden
verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den
Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§39. (1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten
schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens arvei Wochen
bestimmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der
eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen
anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist
verbunden sind. Eine Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser
Vorschriften, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung
der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zut Leistung frei, eG sei denn, daß der
Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein
Verschulden verhindert war.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im

EXPD7 393
Seite 3 von 6

Bitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite



Polizze Nr. 5, 504. 636

Verzug ist. Die Kllndigung kann bereits mit der Bestimmung der
Zahlungsfrist so verbunden werden, daß sie mit Fristablauf
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem
Zeitpunkt mit der Zahlung im Vevug ist; darauf ist der
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich
aufmerksam zu machen. Die Wirkungen der Ktindigung fallen fort,
wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monates nach
der Kündigung oder, falls die Ktindigung mit der Fristbestimmung
verbunden worden ist, inneftalb eines Monates nach dem Ablauf
der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der
Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a. Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH
der Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Vezug, so tritt
eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des
Versicherers nicht ein.

§ 40. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungs-
periode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebtihrt dem
Versicherer die Prämie nur für die bis dahin yerstrichene
Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes
vorsehen. Die Möglichkeit fiir den Versicherer, sich für diesen Fall
die Zahlung einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäfis-
gebühr) auszubedingen (§ 1336ABGB), bteibt unberiihrt.

ZTA'EITER ABSCHNITT
SCHADENSVER§ICHERUNG.

Erstes Kapitel
Vorschriften für die gesamte
Schadensversicherung.

l. lnhalt des Vertrages.

§ 51. (1) Wenn die Versicherungssumme den Wert des
versicherten lnteresses (Versicherungswert) erheblich übersteigt,
kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer
verlangen, daß zur Beseitigung der Überversicherung die
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der
Prämie mit sofortiger Wirkung herabgesetä wird.

(2) lst die Überversicherung durch ein Kriegsereignis oder durch
eine behördliche Maßnahme aus Anlaß eines Krieges verursacht
oder ist sie die unvermeidliche Folge eines Krieges, so kann der
Versicherungsnehmer das Verlangen nach Abs. 1 mit Wirkung
vom Eintritt der Überversicherung ab stellen.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 sind die dem Versicherungs-
nehmer zurücleuerstattenden Prämienteile erst am Schluß der
Versicherungsperiode zu zahlen.

(4) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht
ab, sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen
Vermögensvofteil zu verschaffen, so ist der Vertrag nichtig.

(5) Das Recht des Versicherungsnehmers, den Vertrag wegen
lrrtums anzufechten, bleibt unberührt.

§59. (1) Ist ein lnteresse gegen dieselbe Gefahr bei mehreren
Versicherern versichert und ribersteigen die Versicherungs-
summen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus
anderen Grtlnden die Summe der Entschädigungen, die von
jedem einzelnen Versicherer ohne Bestehen der anderen
Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden
(Doppelversicherung), so sind die Versicherer in der Weise zur
ungeteilten Hand verpflichtet, daß dem Versicherungsnehmer
jeder Versicherer fiir den Betrag haftet, dessen Zahlung ihm nach
seinem Vertrag obliegt, der Versicherungsnehmer aber im ganzen
nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen kann.

Bitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite
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(2) Die Versicherer sind nach Maßgabe der Beträge, deren
Zahlung ihnen dem Versicherungsnehmer gegenüber
vertragsmäßig obliegt, untereinander zum Ersatz verpflichtet. lst
auf eine der Versicherungen ausländisches Recht anzuwenden,
so kann der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, vom
anderen Versicherer nur dann Ersatz verlangen, wenn er selbst
nach dem für ihn maßgebenden Recht zum Ersatz verpflichtet ist.

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Doppelversicherung in der
Absicht genommen, sich dadurch einen rechtswidrigen
Vermögensvorteil zu verschaffen, so ist jeder in dieser Absicht
geschlossene Vertrag nichtig.

§ 60. (1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch welchen
die Doppelversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem
Entstehen der Doppelversicherung abgeschlossen, so kann er
verlangen, daß der später abgeschlossenen Vertrag aufgehoben
oder die Versicherungssumme, unter verhältnismäßiger
Minderung der Prämie, auf den Teilbetrag herabgesetä wird, der
durch die frühere Versicherung nicht gedecK ist.

(2) Das gleiche gilt, wenn die Doppelversicherung dadurch
entstanden ist, daß nach Abschluß der mehreren Versicherungs-
verträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind jedoch in
diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder
im Einvernehmen der Versicherer abgeschlossen worden, so
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige
Herabsetzung der Versicherungssummen und der Prämien
verlangen.

(3) Die Aufhebung oder Herababsetzung wird erst mit dem Ablauf
der Versicherungsperiode wirksam, in der sie verlangt wird. Das
Recht, die Aufhebung oder die Herabsetzung zu verlangen,
erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht unverzüglich
geltend macht, nachdem er von der Doppelversicherung Kenntnis
erlangt hat.

§64. (1) Eine Vereinbarung, daß einzelne Voraussetzungen des
Anspruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in
einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige
festgestellt werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen ist,
daß der Sachverständige oder die Sachverständigen von einem
unbeteiligten Dritten oder jeweils in gleicher Anzahl vom
Versicherer und vom Versicherungsnehmer namhaft gemachl
werden, wobei vorgesehen werden kann, daß diese
Sachverständigen oder ein unbeteiligter Dritter einen
Vorsitzenden zu bestimmen haben.

(2) Die von dem oder den Sachverständigen getroffene
Feststellung ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der
wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung erfolgt in
diesem Fall durch Urteil. Das gleiche gilt, wenn die
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder
wollen oder sie verzögern.

(3) Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen vom Gericht zu
bestellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig, in
dessen Sprengel der Schaden entstanden ist. Durch eine
ausdrückliche Vereinbarung der Beteiligten kann die Zuständigkeit
eines anderen Bezirksgerichtes begründet werden. Der Beschluß,
durch den dem Antrag auf Bestellung der Sachverständigen
stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4) Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. 1 Satz 1

abweicht, ist nichtig.

§ 68. (1) Besteht das versicherte lnteresse beim Beginn der
Versicherung nicht oder gelangt, falls die Versicherung für ein
künftiges Unternehmen oder sonst für ein künftiges lnteresse
genommen ist, das lnteresse nlcht zur Entstehung, so ist der
Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung der
Prämie frei; der Versicherer kann eine angemessene
Geschäftsgebühr verlangen.

(2) Fällt das versicherte lnteresse nach dem Beginn der
Versicherung weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die er
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hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu dem
Zeitpunl( beantragt worden wäre, in welchem der Versicherer
vom Wegfall des lnteresses Kenntnis erlangt.

(3) Fällt das versicherte lnteresse nach dem Beginn der
Versicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine

behördliche Maßnahme aus Anlaß eines Krieges weg oder ist der
Wegfall des lnteresses die unvermeidliche Folge eines Kiege§,
so gebührt dem Versicherer nur der Teil der Prämie, welcher der
Dauer der Gefahdragung entspricht.

(4) ln den Fällen der Abs. 2 und 3 sind die dem Versicherungs-
nehmer zurückzuerstattenden Prämienteile erst nach Krieg§ende
zu zahlen.

Zweites Kapitel
Feuerversicherung.

§ 91. Bei der Gebäudeversicherung muß die im Falle einer nicht
rechtzeitigen Zahlung der Prämie nach § 39 zu bestimmende
Zahlungsfrist mindestens einen Monat betragen.

Se'ite E
Graz, an 24 .A3.2022

FERN.FINANZDIENSTLEI STU NGSGESETZ
(FERNFTNG)

Rücktrittsrecht

§ 8. (1) Der Verbraucher kann vom Vertrag oder seiner
Verträgserklärung bis zum Ablauf der in Abs. 2 genannten Fristen
zurtrcktreten.

(2) Die RücKrittsfrist beträgt 14 Tage, bei Lebensversicherungen
im Sinn der Richtlinie 2009/138/EG bekeffend die Aufnahme und

Ausübung der Versicherungs- und Rückversicherungstätigkeit
(Solvabilität ll) (Neufassung), ABl. Nr. L 335 vom 17.12.2009 S. I,
zuletä geänder1 durch die Richtlinie 2A1U51|EU, ABl. Nr. L 153

vom 22.05.2014 S.1, und bei Fernabsatzverträgen Über die

Altersversorgung von Einzelpersonen aber 30 Tage. Die Frist ist
jedenfalls gewahrt, wenn der Rücktritt schriftlich oder auf einem
anderen, dem Empfänger zut Verfügung stehenden und

zugängliehen dauerhaften Datenkäger erklärt und diese Erklärung
vor dem Ablauf der Frist abgesendet wird.

(3) Die RücKrittsfrist beginnt mit dem Tag des
Vertragsabschlusses. Bei Lebensversicherungen (Abs. 2) beginnt
die Frist mit dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher über den
Abschluss des Vertrags informied wird.

(4) Hat aber der Verbraucher die Vertragsbedingungen und

Vertriebsinformationen erst nach Vertragsabschluss erhalten, so
beginnt die Rücktrittsfrist mit dem Erhalt aller dieser Bedingungen
und lnformationen.

(5) lnnerhalb der RücKrittsfrist darf mit der Erfüllung des Vertrags
erst nach ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers
begonnen werden.

EXPD
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A,NHANG 2 . VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN

Vollständige Texte aller Versicherungsbedingungen in dieser Polizze - Stufensystem:

Die Texte, die lhren indMduell vereinbarten Versicherungsschub beschreiben und die als vertragliche Vereinbarung gelten,
können nach einem hierarchischen Stufensystem aus verschiedenen Versicherungsbedingungen aufgebaut sein.
Zur Verdeutlichung dieses Systems sind in diesem Fall in den Überschrifren der Versicherungsbedingungen Stufen
angegeben. Stufe 1 enthält ganz allgemeine Regelungen, höhere Stufen enthalten speziellere Bestimmungen.

Ftir alle Texte gilt der Grundsa2, dass die allgemeinere Regelung in einer niedrigeren Stufe durch die speziellere Regelung
in einer höheren Stufe präzisiert oder auch abgeändert werden kann. So kann es z.B. sein, dass ein Risikoausschluss auf
niedriger Stufe durch eine spezielle Deckungserweiterung auf höherer §tufe aufgehoben wird. Die Regelung auf höherer
Stufe wirkt stärker.

Die stärkste Wirkung haben jedenfalls die lndMduahrereinbarungen, die auf den \orangegangenen Seiten dieser PolWe
ausgewiesen sind.

Verweis auf gesetzliche Bestimmungen:

Die folgenden Texte verweisen an verschiedenen Stellen auf geseEliche Bestimmungen. Der vollständige Wortlaut dieser
Gese2estexte ist in Anhang 1 ersichtlich.

Besondere Bedingung Hlr'll6

Besondere Bedinouno Rückkürzuno der Entschädiouno für Schäden
durch Uberschweffimuilg oder Erdbäben (Hf', 6 / Stüfe"6)
Die Deckunq von Schäden durch Überschwemmunq/Hochwasser und
Erdbeben -i5t qrundsätzl i ch 'in den verei nbarlen Al I qemei nen und
pesqnderen Bedingungen (Bed'ingungen Stufe 1-5) gerögelt.
In Eroänzunq und"Abändeiunq där dort oetroffehen
Regelüngen Yst folgende Rüökkürzung väre'inbart:
Hat di e Grazer Wechsel sei ti qe Versi cherunq AG auf Grund ei nes
Hochwassers/einer Uberschwefrmuno (= ein Söhadenereionis) oder
eines Erdbebens an ihre Versichörünosnehmer Entschäö'iouhoen zu
I ei sten. di e zusammen den Betrao voä EUR 30.000.000.0U
(Kumul söhadenqrenze) überschre'iten. so werdän d'ie auf sämtl i che
Ansoruchsbereöht'iotän entf al I enden 

'Entschäd'iounoen al I e i m
oieichen prozentuöllen Ausmaß derart oekürzt] däss sie zusammen
ä'icht mehi^ al s EUR 30,000.000,00 beträgen.

Als e'in Schadenere'ion'is. welches für die Ermittluno der Höchst-
orenze von EUR 30 .0U0 .000 .00 maßoebl'ich 'ist. oel teh al I e zu
Schäden führenden'GefahreÄ, die äuf dieselbe Ursache zurück-
oehen, wobei diese Ursache zu Schäden führt. die in einem
öinheitl'ichen zeitlichen Zusammenhano von 72 Stunden eintreten,
0b e'in oder mehrere Schadenereiqnissä in d-iesem Zeitraum vor-
l'i eqen. entschei det i m Zwei fel sfal I ei n Gutachten der 0ster-
reiöhischen Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik,

Für di e Höchstorenze von EUR 30.000,000.00 si nd al I e Ansprüche
zusammenzurechfren. die s'ich aus dem oesämten Vertraosbestand
der Sachversicheruno (exklusive 'ienei Verträoe. für"die derTarif für Industriqbetriebe giltJ de1 Grazer-Wechselseitigen
Versicherung AG auf Grund de5 e'ihen Schadenereignisses er:
gehen.

B'itte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite 10
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Kosten baulicher Verbesserunqen nach einem Glasbruchschaden
Kosten baulicher Verbesserunüen, d'ie nach einem entschädiounqs-
ofliörrtioön G]äsbrüchsChaden"nachweislich auforund qesetzl'icher
bder behördlicher Vorschriften notwendig werd6n, sihd mitver-
s'ichert.

Besondere Bedingung HH/93/1

trlerterhöhuno f ür Baroel d . Val uten . Ei nl aqebücher
ohne KlauseT in MöbeTn oder im Safe ohne-Panzerunq:
Zusätzl i ch zu den qemäß den Al I oemei nen Bedi nqunoön für
die Haushaltvers'icheruno (ABH) ünd allfälliqeh Bösonderen
BedingungQn dqf StUfe 4-wird äer festgesetzte Grenzbetrag
um EUR 1:000,00 erhöht.

Besondere Bedingung HHr94/1

I,rlerterhöhuno f ür Schmuck, Edel stei ne . Bri ef marken -
Und Münzensämml ungen i n ltöbel n oder i m Safe ohne
Panzeruno:
Zusätzl i öh zu den qemäß den Al I qemei nen Bedi nqunqen für
die Haushaltversicheruno (ABH) ünd allfälliqeh Bäsonderen
Bedingungen dq; StUfe 4-wird der festgesetzte Grenzbetrag
um EUR 7:500,00 erhöht.

Besondere Bedingung RS/102

1. Die tr/ahrnehmuno rechtl'icher Interessen im Zusammenhanq mit
einer selbständigen oder freiberuflichen Tätigkeit'ist vom
Versi cherungsschütz ausgeschl ossen .

2. Versicherunosschutz haben - sofern sie unselbständ'io oder
nicht erwerbstätio sind - auch der mit der versicheFten Per-
son in häuslicher"Geme'inschaft lebende Eheoatte oder Lebens-
oefährte (auch oleichqeschlechtlicher Lebefisoefährte. sofern
Yn der Polizze änoeführt) und deren minderiähriqe Kinder
(auch Enkel -, Adoptiv-, Pflege- und StiefkinderT Enkelkinder
iedoch nur. wenn sre rn häusTicher Gemeinschaft'mit der ver-
6icherten Person leben), sowie deren volliähr"ioe Kinder bis
zur !o1 lendung des 25. 'Lebensjahres, sofgin qi ä kei I ei genes
reoelmäßioes Einkommen haben ünd'in'der Berufsausbildunö
stähen bzW. den ordentlichen Präsenzdienst oder Urlehrersätz-
di enst abl ei sten.

Besondere Bedingung RS/121

Polizze Nr. 5, 504. 636

Besondere Bed'ingung HHl29

Auswahl des Rechtsanwaltes; Selbstbehalt
I^lählt der Versicherunqsnehmer e'inen vom Versicherer vorge-
schlaoenen RechtsanwaTt oder erfolqt die Auswahl des Reöhts-
anwaltes.gemäß S1t. 10-fkt. 4, odeF 5. ARB".durch den Versiche-
rer. sow'iö in allen Fällen, in denen be'im Versicherer eine
Intäressenskollision entständen ist (Art. 10 Pkt. 2. ARB),
trägt der Versicherer d'ie Kosten gemäß Art. 6 ARB voll.
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2. tl',ählt der Vers'icherunosnehmer keinen vom Versicherer voroe-
schlagenen RechtsanwaTt, und ist der Versicherer oemäß PKt. 1nicht-verpflichtet, die Kosten voll zu traoen, beteiliot s'ich
der Versibherunqsnehmer - außer in Fällen äes'Beratuno§-
Rechtsschutzes r an den oro Versi cherunqsfal I entstehönden
Kosten mit 10 % der SchatJenleistung, mi[destens aber 0,ZS %der Versicherungssumme.

3. Im Beratunqs-Rechtsschutz - sofern dieser vere'inbart
übernimmt der Versicherer pro Versicherunqsfall die
gepäß Rechtsanwaltstarif TP 8, höchstens jedoch EUR
inkl usi ve Umsatzsteuer,

"ist
Kosten
109,00
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1.

Belehrung über das Rücktrittsrecht
gemäß § 5c Versicherungsvertragsgesetz

§ie können von lhrem Versicherungsvertrag innerhalb von
'l4Tagen ohne Angabe von Gründen in geschriebener Form
(2. B. Brief, Fax, E-Mail) zurücktreten.

Die Rr"lcktrittsfrist beginnt mit der Verständigung vom
Zustandekommen des Versicherungsvertrages (= Zusendung
der Pol2ze bzw. Versicherungsschein), jedoch nicht, bevor Sie
den Versicherungsschein und die Versicherungsbedingungen
einschließlich der Bestimmungen tlber die Prämienfestsetzung
oder -änderung und diese Belehrung über das Rücktrittsrecht
erhalten haben.

e. Die Rücktrittserklärung ist zu richten an:

Gruer Wechselseitige Versicherung AG,
8010 Graz, Herrengasse 18-20 oder
an die E-Mail Adresse service@grawe.at.

Zur Wahrung der Rricktrittsfrist reicht es aus, dass Sie die
Rr.lcktrittserklärung vor Ablauf der RticKrittsfrist absenden. Die
Erklärung ist auch wirksam, wenn sie in den Machtbereich lhres
Versicherungsvertreters gelangt.

+. Mit dem Rücktritt enden ein allfällig bereits gewährter
VersicherungsschuE und lhre künftigen Verpflichtungen aus
dem Versicherungsvertrag. Hat der Versicherer bere'tts Deckung
gewährt, so gebührt ihm eine der Deckungsdauer
entsprechende Prämie. Wenn Sie bereits Prämien an den
Versicherer geleistet haben, die uber diese Prämie
hinausgehen, so hat sie lhnen der Versicherer ohne Abzüge
zurückzuzahlen.

s. lhr Rllcktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat, nachdem
Sie den Versicherungsschein einschließlich dieser Belehrung
uber das Rücktrittsrecht erhalten haben.

ffi

IW'GRAWE

Besondere Bedingung der Grazer
Wechselseitigen Versicherung AG

Sch riftformverein baru ng :

(SF1t2a19/$tufe6)

Ftrr diesen Vertrag ist zur Form von Erklärungen und anderen
lnformationen verein bart:

Schriftform: Folgende Erklärungen und Mitteilungen zwischen
Versicherer und Versicherungsnehmern bzw. Versicherten oder
sonstigen Dritten sind nur in Schritform wirksam:

*Kündigungen,

-Anzeigen des Wegfalls des versicherten lnteresses,

-Anderungen des Anspruchsberechtigten für den Erhalt von
Versicherungsleistungen (2.8. Bezugsrechtsänderung).

Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsempfänger das Original
der Erklärung mit eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden
zugehen muss. Die qualifzierte elektronische Signatur gemäß § 4
Signatur- und Vertrauensdienstegese2 ist der eigenhändigen
U ntersch rifi g leich g estellt.

Geschriebene Form: Für alle anderen Erklärungen und
lnformationen des Versicherungsnehmers banu. Versicherten oder
sonstiger Dritter im Zusammenhang mit den beantragten
Versicherungen gentrgt es zur Wirksamkeit, wenn sie in

geschriebener Form erfolgen und zugehen. Der geschriebenen
Form wird durch einen Text in Schrifüeichen, aus dem die Person
des Erklärenden hervorgeht (2.8. Telefax oder E-Mail),
entsprochen.

Bloß mündlich abgegebene Erklärungen und lnformationen des
Versicherungsnehmers, des Versicherten oder sonstiger Dritter
sind nicht wirksam.

sF/110 F586 01.01.2019 1/1

Jv#
0

6razer Wechselseitige Versicherung Aktiengesellschaft | Herrengasse r8-2o, Soro Graz, Austria, registriert beim LGZ Graz unter FN 3ZZqgm, UID: ATU37o066o9



Polizze Nr.

Graz, am 24.03.2022

5,504.636

Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG - Klauselpaket Privat- und

Agrarversicherung:
(PA Klauseln 2016 / Stufe 5)

Die Geltung der folgenden Klauseln kann für Verträge in den Sparten Eigen-
heim-, Feuer-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung vereinbart sein.

Voraussetzung der Geltung für den Vertrag in der jeweiligen Sparte isl

- dass in dieser Polizze ein Vertrag der belreffenden Sparte überhaupt
abgeschlossen ist und

- dass die Geltung der betreffenden Klausel lm Folgenden für diese Sparte
ausdrücklich vorgesehen isl.

Besondere Bedingung Wiederaufbau innerhalb österreichs
(PA-F1 03 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Sturm- und Leitungsurasserversicherung.

Es ist vereinbart, dass der Wiederaufbau bzw. die Wiederherstellung auch ohne
Vorliegen eines behördlichen Wiederaufbauverbotes innerhalb österreichs erfolgen
kann. Die Entschädigungsleislung ist jedoch mit jenem Betrag begrenzt, der sich bei
Wiederaufbau bzw. Wiederherstellung an derselben Stelle und im gleichen Umfang
ergeben v,/ürde.

Wiederhergestellte bzw. wiederbeschaffle Sachen müssen nicht dem gleichen
Betriebs- bzw. Vervuendungszweck dienen, sofern der Wiederaufbau bzw. die
Wiederherstellung an derselben Stelle erlblgt.

Besondere Bedingung zur Restwertanrechnung
(PA-F213 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vöreinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Sturm- und LeitungsuJasseryersicherung.

Bei der Ermittlung der Enlschädigung für Gebäude werden Restwerte clann nicht
berücksichtigt, wenn ihr Wert nicht höher als 10 % der jeweiligen Entschädigung isl
und die Gebäudereste zum Wiederaufbau tatsächlich nicht verwendet werden.

Bei teilweiser Vemendung der Gebäudereste zum Wiederaulbau oder bei einer
anderen wirtschaftlichen Verurertung der Gebäudereste erfolgt aliquote Anrechnung.

Besondere Bedingung Anerkennungsklausel
(PA-F303 i Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden flir Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Belriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung.

Der Versicherer erkennt an, dass ihm bei Vertragsabschluss sämtliche erheblichen
Gefahrenumstände bekannt geurorden sind, es sei denn, dass irgendwelche
Umstände arglistig verschwiegen \rvurden.

Unbeabsichtigte Fehler beim Abschluss des Versicherungsvertrages, etwa
versehentlich unterbliebene Anzeigen oder Anmeldungen beeinträchtigen die
Leistungspflicht des Versicherers nicht, sre sind jedoch nach Bekannlu,/erden dem
Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Besondere Bedingung Anzeigepflicht für Feuer- und BU-Versicherung
(PA-F304 / Stufe 5)

Geltuno: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den $parten Feuer- und
Betriebsunterbrechungsversicherung.

Bestehen die Feuer- und die Betriebsunterbrechungsversicherung bei demselben
Versioherer oder unter Führung desselben Versicherers, so gelten Anzeigen des
Versicherungsnehmers von Geiahrenumständen bei Abschluss des Vertrages oder
von Gefahrenänderungen nach Abschluss des Vertrages für beide Versicherungen.

Besondere Bedingung Anzeige von Gefahrerhöhungen (Versehensklausel )
(PA-F305 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart \Jerden für Verträge in den Sparten Feuer,
Belriebsunterbrechungs-, Sturm- und Leitungswasserversicherung.

Der Versicherungsnehmer wird sein Au{siühlspersonal zur laufenden Überwachung
der Gefahrenverhältnisse auf den Versicherungsgrundstücken verpflichten und
Gefahrerhöhungen rechtzeitig anzeigen. Dies gilt auch für Gefahrerhöhungen, die sich
aus der Anderung bestehender oder der Aufnahme neuer Betriebszv,reige ergeben
haben,

Die Anzeige einer Gefahrerhöhung gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich erstattet
wird, nachdem die Versicherungsabteilung (der Versicherungssachbearbeiter) des
Versicherungsnehmers Kenntnis von der Gefahrerhöhung erhalten hat. Der
Versicherungsnehmer hat dafür zu sorgen, dass die jeweils zuständigen Stellen des
Betriebes die erforderlichen Meldungen an die Versicherungsabteilung (den
Versicherungssachbearbeiter) unverzüglich erslatten.

Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer, um etwa versehentlich nicht gemelcleie
oder bisher nicht bekannt gewesene Gefahrerhöhungen nachträglich feststellen zu
können, das vers!cherte Risikojährlich zu prüfen.

Verletzl der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht, so bleibt die Verpflichtung des
Versicherers zur Leislung bestehen, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht. Für diesen Fall ist vereinbart, dass der Versicherer
rückwirkend vom Tag der Gefahrerhöhung an eine etu,,a erforderliche höhere Prämie
verrechnen kann.

Besondere Bedingung Arbeiten durch Betriebsfremde
(PA-F307 / Stufe 5)

Geltunoi Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Feuer,
Belriebsunterbrechungs-, Slurm- und Leitungswasserversicherung.

Ergänzend zu den Bestimmungen der ABS über Sicherheilsvorschriften und den
Regelungen Allgemeiner Sicherheitsvorschriften in Zusalzbedingungen ist vereinbart:

1. Auch bei Durchführung von Arbeiten durch Betriebsfremde ist sicherzustellen, dass
diese die Sicherheitsvorschriften beachten und die notwendigen Konlrollen durch
zuverlässige Personen des Versicherungsnehmers durchgeführt werden.

2. Bei Durchführung von Feuerarbeiten sind unler allen Umständen Bestimmungen
Allgemeiner Sicherheilsvorschriften der naoh dieser Polizze geltenden Zusatz-
bedingungen einzuhalten; der Versicherungsnehmer trägt für c.Jie Einhaltung der
Vorschriften die volle Verantwortung.

3. Werden trotzdem bei Bau-, Reparatur- oder Montagearbeiten auf dem
Versicherungsgrundstück von den ausführenden Handurerkern, deren Angestelllen
oder Arbeitern die Sicherheitsvorschriften wider Wissen und Willen des
Versicherungsnehmers verlelzt, so ist dieser nicht dafür verantvrortlich.

Besondere Bedingung
Vorübergehende Abweichung von Sicherheitsvorschriften

(PA-F308 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs- und Haushallversicherung.

1. Wenn im Zuge von Bau-, Umbau- oder Reparaturarbeiten auf dem Versicherungs-
grundstück durch zwingende technische Gründe vorübergehend Sicherheits-
vorschriften gemäß den ABS nicht eingehällen werden, so beeinflusst dies nichl die
Leistungspflicht des Versicherers, sofern bei der Durchführung der Arbeiten dte
gebotene erhöhte Sorgfall beachtet rruird und die Dauer der vorübergehenden
Abweichung von Sicherheitsvorschriften 4 Monate nicht übersteigt. Unter diesen
Voraussetzungen verzichlet der Versicherer auch auf den Einrrvand der
Gefahrenerhöhung.

2. Die Vereinbarung gemäß Punkt 1. gilt nicht für die Durchführung von
Feuerarbeiten, ohne Unlerschied, ob sie durch eigenes Personal oder durch
Fremdfirmen durchgeführt werden.

3. Bei Durchführung von Feuerarbeiten sind unter allen Umständen Bestimmungen
Allgemeiner Sicherheilsvorschriften der nach dieser Polizze geltenden Zusatz-
bedingungen einzuhalten; der Versicherungsnehmer trägt für die Einhaltung der
Vorschriften die volle Verant\r'Jortung.

4. Die Vereinbarung gemäß Punkt 1. gilt nicht für Brandmeldeanlagen oder
Löschanlagen, die als verlragliche Sicherheitsvorschrift ausdrücklich in dieser
Polizze vereinbart sind.
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Polizze Nr.

Gru., am24.43.2422

5,504.636

Besondere Bedingung Bestklausel
(PA-F401 /StufeS)

Geltung: Kann nur vereinbarl werden ftir Verträge In den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
tsetriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushalfuersicherung.

Werden während der Dauer des vorliegenden Versicherungsvertrages die Prämien
(Nachlässe und Zuschläge) von den in Österreich tätigen Versicherungs-
unternehmungen allgemein derart abgeändert, dass sich näoh den neuen
Empfehlungen der Unternehmungen ftir die vorliegende Versicherung eine geringere
Prämienzahlung ergeben würde, so ist der Versicherungsnehmer berechtigl eine
Herabsetzung der in vorliegendan Polizz:e und eventuellen Nachträgen berechneten
Prämien auf das geringere Ausmaß gemäß den neuen Gegebenheiten zu verlangen,
Werden die Verlragsgrundlagen dieses Vertrages (Allgemeine Bedingungen,
Zusatzbedingungen, Sonderbedingungen, Besondere Bedingungen bzw.
Sicherheitsvorschrifien) während der Laufzeit dieses Versicherungsvertrages
zugunsten des Versicherungsnehmers geändert, so gelten diese Anderungen mit
sofortigerWirkung für die Dauer von 6 Monaten auch ftlr diesen Vertrag.

Diese Vereinbarung gilt nicht fi.lr neu hinzukommende versicherbare Gefahren
und/oder versicherbare Sachen.

Erlordern die Anderungen eine höhere Prämie, so wird diese vom Zeitpunkt der
Anderung an berechnet, wenn der Versicherungsnehmer durch schriftliche Erklärung
die Anderung verlangt.

Erfolgt innerhalb dleser 6 Monate seitens des Versichorungsnehmers kein
ausdrlicklicher Wunsch, dass die neuen Bedingungen bzw. Sicherheitsvorschrifien
dem Vertrag zugrunde zu legen sind, gelten die bisherigen Vertragsgrundlagen.

Besondere Bedingung Anderung von Bedingungen und Klauseln
(PA-F402 / Stufe 5)

Geltuno: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung.

Werden die diesem Vertrag zugrundeliegenden, von der Aufsichtsbehörde
genehmigten oder in Österreich allgemein üblichen Allgemeinen Bedingungen,
Zusalzbedingungen, Sonderbedingungen, Sicherheitsvorschriften, Besondere
Bedingungen, Klauseln und Vereinbarungen während der Laufzeil dieses
Versicherungsvertrages zugu.nclen des Versioherungsnehmers geändert, so kann der
Versicherungsnehmerdiese Anderungen auch für diesen Verlrag verlangen, Erfordern
Anderungen. eine höhere Prämie, so wird diese vom Zeitpunk der Anderung an
berechnet. Uber das Ausmaß der Erhöhung ist mit dem Vertragsparlner Einigung zu
erzielen.

Besondere Bedingung Summenausgleich
(PA-F504/1 lStufeS)

Soweit die Versicherungssummen der einzelnen Positionen die dazugehörenden
Versicherungswerte übersteigen, werden die überschießenden Summenanteile auf
diejenigen Positionen aufgeteilt, bei denen nach Aufteilung einer eventuell
vorhandenen Vorsorgeversicherung Unterversicherung besteht.

Für die Aufieilung ist das Verhältnis der Beträge maßgebend, um die die
Versicherungswede der einzelnen Positionen die Versicherungssummen übersieigen,
und zwar ohne Rücksicht darauf, welche Positionen durch den Versicherungsfall
betroffen sind.

Versicherungssummen auf Erstes Risiko sind vom Summenausgleich ausgenommen.

Besondere Bedingung Zahlung der Entschädigung
(PA-F410 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung.

Es ist vereinbart, dass der Versicherungsnehmer zwei Wochen nach Anzeige des
Schadens als erste Teilzahlung jenen Betrag verlangen kann, der nach Lage der
Sache mindestenszu zahlen ist.

Liegt zu diesem Zeitpunkt noch kein Sachversländigen-Gutachten vor, so wird der
Versicherer das Einvernehmen mit dem Sachversländigen über eine angemessene
Akontozahlung herstellen.

Auch bei noch nicht vollständiger Klarheit über die Leistungsverpflichtung des
Versicherers wird eine Akontierung ohne Präjudiz und mit voller Rück-
zahlungsverpflichtung des Versicherungsnehmers bei Leistungsfreiheit des
Versicherers vorgenommen, wenn der Versicherungsnehmer entsprechende
Sicherheiten slellt.

Die vorstehenden Vereinbarungen gelten vorbehaltlich der Zustimmung elwaiger
Sperrscheinberechtigler und Hypothekare zur Auszahlung der Entschädigung an den
Versicherungsnehmer.

Besondere Bedingung Auswähl der Sachverständigen
(PA-F702 / Stufe 5)

Geltuno: Kann nur vereinbart werden iür Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung.

Der Versicherer wird zu Sachverständigen keine personen bestellen, die in- oder
ausländische Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind, oder zu diesem in
irgendeiner Geschäftsverbindung stehen.

Bei gerichtlich beeideten Sachversländigen gilt eine Geschäftsverbindung nur dann
als gegeben, wenn sie Haussachversländige eines Mitbewerbers sind,
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Polizze Nr. 5,504.636

Graz, am 24.A3.2022

Besondere Bedingung der
Grazer Wechselseitigen Versicherung AG

Wertan passu ng nach dem Ve rbraucherpreis index
(BB VPI 2020 lStufe 4)

Für die Versicherungssummen bzw. Prämienbemessungsgrundlagen und Prämie
dieses Versicherungsvertrages ist ausdrücklich die Wertbeständigkeit nach dem von
der Bundesanstalt STATISTIK AUSTRIA monatlich verläutbarten
Verbraucherpreisindex wie folgt vereinbart:

1. Ausgangsindex:

Für die Berechnung der Wertanpassung ist der Ausgangsindex maßgeblich. Der
Ausgangsindex ist jene Zahl des Verbraucherpreisindex, die für den
viertvorangegangenen Monat des Versicherungsbeginns verlautbart ururde (Bsp.:
Bei Versicherungsbeginn im Mai ist Ausgangsindex die Indexzahl für Jänner).

Der Ausgangsindex ist durch Angabe des betreffenden Monats in der Polizze
angeführt (Bsp.: ,,u/erlgesichert auf Basis Verbraucherpreisinrjex Monat I Jah/').

2. Zeitpunkt der Wertanpassungen:

ln der Polizze ist die Hauplfälligkeit der Prämie angeführt. Zu jeder Hauptfälligkeit
wird die jährliche Wertanpassung der Versicherungssummen bzv't.

Prämienbemessungsgrundlagen und der Prämie durchgeführt,

3. Berechnungsmodus:

AIs..lndex zur Hauptfälligkeit" giltjene Zahl des Verbraucherpreisindex, die für den
viertvorangegangenen Monat vor der jeweiligen Hauptfälligkeit verlautbart v,/urde.
Die Versicherungssummen bzw. Prämienbemessungsgrundlagen und Prämie
erhöhen oder vermindern sich bei jeder Hauptfälligkeit in dem Verhältnis, das der
Veränderung des aKuellen lndex zur Hauptfälligkeit gegenüber dem
Ausgangsindex bzw. dem vorangegangenen lndex zur Hauptfälligkeit entspricht.
Der Prozentsalz der Erhöhung oder Reduzierung wird dem Versicherungsnehmer
zu jeder Hauptfälligkeit bekannt gegeben.

4. Nachfolgeindex:

Wirdder vereinbarte lndex durch einen Nachfolgeindex ersetzl oder überhaupt ntcht
mehr berechnel und publiziert, so wird er durch den von Amts wegen an seine Stelle
tretenden Nachfolgeindex ersetzt.
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Polizze Nr. 5,504.636

Graz, am 24.03.2422

Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen Versicherung AG - Laufzeitvorteil:
{l-Z10 /Stufe 5)

Erläuterung zum Laufzeitvorteil

Mit jedem Versicherungsvertrag fallen dem Versicherer einmalig laufzeitunabhängig feststehende Kosten an.

Das sind unter anderem Kosten für Produktentwicklung, Marketing, Abschlussberatung, Risikoprüfung und

Vertragserstellung. Bei mehrjährigen Versicherungsrerträgen sind diese einmalig anfallenden Kosten

gleichmäßig auf die Prämien für alle Jahre der Vertragsdauer aufgeteilt.

Daher ist bei 10-jähriger Laufzeit die Jahresprämie die niedrigste, weil sie nur ein Zehntel der einmalig

anfallenden Kosten enthält.

Bei küzeren Laufzeiten wären die einmalig anfallenden Kosten nicht auf 10 Jahresprämien, sondern
* entsprechend der gewählten kürzeren Laufzeit - auf weniger Jahresprämien aufzuteilen gewesen.

Über die Möglichkeit küzerer Vertragslaufzeiten hat der Versicherer den Versicherungsnehmer vor

Vertragsabschluss informiert. Dabei hätten sich gegenüber der in diesem Dokument ausgewiesenen Prämie

(=Bemessungsgru ndlage) folgende Prämienzuschläge ergeben :

Beispiel: Wäre der Vertrag für ktlnere Dauer - Öeispre/sweise für 3 Jahre - abgesch/ossen, wäre die für iedes
Jahr zu zahlende Prämie um 23,3396 teurer als die Jahresprämie, die in diesem Dokunpnt ausgewiesen rsf.

Vereinbarung der Nachverrechenbarkeit und Ermitttung der Höhe einer eventuellen Nachverrechnung

Die auf Grund dervereinbarten zehnjährigen Vertragsdauer entstehenden kalkulatorischen Kostenwrteile gibt

der Versicherer an den Versicherungsnehmer als Laufze'ttwrteil weiter. Durch Vermeidung von

Prämienzuschlägen für eine küzere Vertragsdauer ergibt sich durch den Laufzeitlorteil die ermäßigte Prämie,

die in diesem Dokument ausgewiesen ist.

lm Fall vozeitiger Vertragsauflösung entfällt die Grundlage für den Laufzeihorteil, daher verpflichtet sich der

Versicherungsnehmer zu einer entsprechenden Nachzahlung. Bemessungsgrundlage für die Nachzahlung ist

die in diesem Dokument ausgewiesene ermäßigte Jahresprämie. Die Nachzahlung berechnet sich bei

Vertragsende

nach vollen 1 2 3 4 5 o 7 8 I Jahren

mit 90 80 7A 60 50 40 30 2A 10 Prozent der Bemessungsgrundlage

bei Vertragsauflösung im erslen Jahr ebenfalls nur mit 90o/o der Bemessungsgrundlage.

ln jedem Fall rrczeitiger Vertragsauflösung beträgt die Nachzahlung jedenfalls nicht mehr als die Differenz

zwischen den tatsächlich bezahlten und jenen Prämien, die der Versicherer hätte erheben können, wenn die

Versicherung nur bis zu jenem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in dem sie tatsächlich beendet wurde.

Eine solche Nachzahlung kann nicht gefordert werden, wenn der Vertrag aus einem vom Versicherer
gesetzten wichtigen Grund voaeilig aufgelöst oder nach Eintritt eines Versicherungsfalls vom Versicherer

aufgekündigt wird.
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Polizze Nr.

Graz, am 24.03.2022

5,504.636

Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für Haushalt-Topschutz-PLUS:

(HH TOP PLUS 2020 / Stufe 4)

Der Versicherungsschutz aus der Haushalt-Topschulz-Plus Versicherung besteht nur
insoureit, als aus einer anderweitigen Versicherung keine Entschädigung erlangt
wÖrden kann.

Abvreichend von den vereinbarten Allgemeinen Bedingungen sind folgende
Anderungen und Erweiterungen des Versicherungsschutzes vereinbart:

'1. Bei einem entschädigungspflichtigen Feuerschaden gilt auch der Brandherd
versichert, sofern dieser zu den versicherlen Sachen gehört. Dabei ist die
Entschädigung für Anlagen, bei denen die Erhitzung oder Befeuerung planmäßig
vorgesehen ist, mit € 2.500,-- begrenzl.

2. Sengschäden und Schäden durch Verrußung sind mit einer Versicherungs-
summe von € 2.500.-- auf Erstes Risiko versichert.

3. Kachelöfen sind mit einer Versicherungssumme von € 10.000,-- auf Erstes Risiko
versichert.
Schäden durch Verpuffung in Kachelöfen einschließlichder daraus resultierenden
Folqeschäden an den versicherten Sachen sind versichert,

4. Schäden durch indirekten Blitzschlag:

Versrchert sind Schäden, die durch Überspannung oder lrrduklion infolge Blitz-
schlages oder atmosphärische Entladungen an elektrischen Geräten enlstehen, die
gemäß Artikel 1, Punkl 1,2, ABH versichert sind.

5. SchädendurchAbsturzoderAnprallvonLuft-oderRaumfahrzeugen,Satelliten,
deren Teilen oder Ladung sind versichert.

6. Schäden durch Überschwemmung, Vermurung und Lawinen und die bei diesen
Schadenereignissen anfallenden Koslen (Punkte 37. und 38.) sind mit einer
Versicherungssumme von € 5.000,-- auf Erstes Risiko versichort.

Überschwemmung ist die Überfiutung des Grundes und Bodens des
Versicherungsodes

durch Witterungsniederschläge,

durch Kanalrückslau als ausschließliche Folge von Witterungsniederschlägen,

durch Ausuferung von oberirdischen stehenden oder fließenden Gewässern.

Nicht versichert sind Schäden

durch vorhersehbare Überschwernmungen,

die ausschließlich durch das Ansteigen des Grundwasserspiegels verursacht
rrverd en,

durch die miltelbare oder unmittelbare Wirkung von Planun6;s- und Baumängeln.

Vermurung entsleht durch eine Massenbewegung von Erdreich, Wasser,Schlamm
und anderen Bestandteilen, die durch naturbedingte Wassereinwirkung ausgelöst
urird.

Lawinen sind an Berghängen abgehende Schnee- oder Eismassen.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die versicherten Sachen ordnungsgemäß
in Stand zu halten; Abflussleitungen am Versicherungsorl sind frei zu halten und bei
überflutungsgefährdeten Räumen sind Rückstauklappen anzubringen und
regelmäßig zu vJarten. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden
Obliegenheilen, ist der Versicherer gemäß den Voraussetzungen und
Begrenzungen des § 6 Absatz 1 und 2 Versicherungsvertragsgesetz von der
VerpFlichlung zur Leistung frei.

7. Schäden durch Erdbeben und die bei diesen Schadenereignissen anfallenden
Kosten (Punkte 37. und 38.) sind mit einerVersicherungssummevon € 5.000,-- auf
Erstes Risiko versichert,

Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch
geophysikalische Vorgänge im Erdinneren ausgelöst wird.

Erdbeben wird unterstellt, wenn die seismische lnlensität am Schadenort
mindestens der Stufe 6 der Europäischen Makroseismischen Skala 1992 (EMS 92)
basierend auf Mercalli-Sieberg entspricht. Dies ist dann gegeben, wenn in der
Umgebung des Versicherungsortes an Gebäuden in einwandfreiem Zustand
Schäden durch Erdbeben enlstanden sind.

Alle Schadenereignisse, die aus ein und derselben Ursache im zeitlichen
Zusammenhang innerhalb von 72 Stunden eintreten, gelten für diesen
Versicherungsvertrag als ein Schadenereignis.

Die für Schäden durch Erdbeben ermittelten Entschädigungen werden je
Schadenereignis um die vereinbarte Selbstbeteiligung von €:]50,-- gekürzt.

8. Schäden durch Witterungsniederschläge (Niederschlagsvrasser, Schnee oder
Hagel) sind mit einer Versicherungssumme von € 5.000,- auf Erstes Risiko ohne
Rücksicht auf die Entstehungsursache versichert, uJenn die
Witterungsniederschläge durch die Dachhaut oder durch ordnungsgemäß
verschlossene Fensler oder Außentüren eingedrungen sind.

Nicht versichert sind Schäden durch

Grundfeuchtigkeit und Grundwasser,

Langzerleinvrirkungen (2.8. Vermorschung, Holzfäule, etc.),

die mitlelbare oder unmittelLrare Wirkung von Planungs- und Baumängeln.

9, Für Schäden durch Überschvuemmung, Vermurung, Lawinen, und
Witterungsniederschläge und die daraus resultierenden Kosten ist die
Entschädigungsleistung pro Schadenereignis jedenfalls mit gesamt € 5.000,-
begrenzt, auch urenn zum selben Ereignis andere zusätzliche Deckungs-
erweiterungen gemäß dieser Besonderen Bedingung an\ffendbar \r'iären.

10. Schäden an Markisen, Beschättungen, Rollläden, Sonnensegeln und
Außenjalousien an Gebäuden sind mit einer Versicherungssumme von
€ 3.000,-- auf Ersles Risiko versichert.

ll.Optische Schäden in Form von Eindellungen durch Hagel an Rollläden,
Außenjalousien, Außenraffstores und Außenfensterbänken sind mil einer
Versicherungssumme von € 1 .000,-- auf Erctes Risiko versichert.

Als optische Schäden gellen Beeinträchtigungen ohne Auswirkungen auf die
Brauchbarkeit, Funktionsfähigkeit oder Nutzungsdauer der Sachen.

12. Balkonblumen und ihre Gefäße sind gegen Hagelschäden mit einer
Versicherungssumme von € 500,- auf Erstes Risiko versichert.

13. Durch plötzlichen Wasseraustritt aus Aquarien, Wasserbetten und Whirlpools
verursachte Schäden an den in der Haushaltversicherung versioherten Sachen
sowie an Malereien, Tapeten, Verfliesungen, Fußböden, Wand- und
Deckenverkleidungen, Heizungsanlagen, Badezimmereinrichtungen, Kloselts und
Armaturen sind versichert.
Nicht versichert sind die dabei am lnhalt des Aquariums entstehenden Schäden.

14. Der Austritt von Sole, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder
Solarheizungsanlagen ist dem Austritt von Leitungswasser gleichgestellt.

15.Schäden durch radioaktive Isotope, lnsbesondere solche durch radioaktive
Verunreinigung (Kontamination), sind versichert, und zwar nur dann, u,,enn

das Schadenereignis am Versicherungsort eintritt und

- die die Kontamination verursachenden radioakliven lsotope versicherte Sachen
oder deren Teile sind.

16. Statt der in Artikel 2 Punkt 4 der ABH genannten Entschädigungsgrenzen gelten Iür
die Einbruchdiebstahlversicherung folgende höheren Beträge als
Entschädig ungsgrenzen

'16.1. in - auch unversperrten - Möbeln oder im Safe ohne Panzerung oder freiliegend

für Geld- und Geldesvr'erte und Sparbücher € 5.000,--, davon freiliegend
€ 500,--,

für Schmuck, Edelsteine und Edelmetalle, Briefmarken- und Münzen-
sammlungen € 15.000,--, davon freiliegend € 3.000,--,

16.2. ir versperden Wertbehältnissen der VSÖ-Sicherheitsklasse lV oder
WO-Sicherheitsstufe EN 0
- € 40.000,--

16.3. in versperrten Wertbehältnrssen der VSÖ-Sicherheitsklasse lll b oder lll c oder
WO-Sicherheitsstufe EN 1

- € 75.000,--.

16.4. in versperrten Wertbehältnissen der VSÖ-Sicherheitsklasse I oder ll oder
WO-Sicherheitsstufe EN 2 bis EN 4
- € 100.000,--.

16.5. Für einfachen Diebstahl ist die Entschädigung mit € 3.000,-- begrenzt, davon
€ 500,- für Geld- und Geldesrruerle.

Die Entschädigung für einfachen Diebstahl ist jedoch mit € 6.000,- begrenzt,
davon € 500,- für Geld- und GeldesuJerte, wenn der Täter unter Verurendung von
Schlüsseln in die Versicherungsräumlichkeiten eindringt, die er zuvor aus einem
versperrten Schlüsselsafe durch Aufbrechen entwendel hat.

17. lnnerhalb Österreichs ist einfacher Diebstahl von Zahlungsmitteln und
Geldbörsen mit einer Versicherungssumme von € 200,-- auf Erstes Risiko
versichert. Die Deckung beschränkt sich auf ein versichertes Schadenereignis pro
Versicherungsperiode.

18. Innerhalb Österreichs sind clie Kosten für die Wiederbeschaffung von
Dokumenten und Kreditkarten nach Verlust (auch einfacher Diebstahl) mit einer
Versicherungssumme von € 500,- auf Erstes Risiko versichert.
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19. Sohäden durch Vandalismusr

Versicherl sind §ohäden, die der Täter an versicherten Sachen durch vorsätzliche
Zerstörung oder Beschädigung herheiführt, nachdem er durch Einbruch in die
Versioherungsräumliohkeiten eingedrungen ist.

Für den Begriff Einbruch gilt die Beschreihung des Arlikels 2, PunKe 4.1.1, bis 4.1.5
der ABH.

20. Mut- und böswillige Beschädigung von Zugang§türen, isl mit einer
Versioherungssumme von € 1 .000,-- auf Erstes Risiko versichert.
Für Schäden duroh Graffitis ist die Deckung auf die Koslen der Reinigung oder des
Übermalens eingeschränkt.

21.Durch boshafte Beschädigung des Türschlosses der Eingangstlire der
Versicherungsräumlichkeiten oder der Zugangslüre zum Versicherungsort
erforderlich gewordene Schlossänderungsko§ten sind mit einer Versicherungs-
summe von € 1 .000,-- auf Erstes Risiko versiohert.

22. Schlossänderungskosten, die dadurch erforderlich werden, dass Schlüssel zu
den Versicherungsräumlichkeiten durch Einbruch in ein Gebäude oder Raub
abhandenkommen, §ind mit einer Versicherungssumme von € 1,000,- auf Erstes
Risiko versiohert.

23. Bei einem Einbruchdiebstahl in die versicherte Wohnung in einem Ein- oder
Zweifamilienwohnhaus sind Schäden an der Grund§tückseinfriedung mit einer
Versicherungssumme von € 1.000,-- auf Erstes Risiko versichert'

24" Schäden durch Einbruchdiebstahl in ordnungsgemäß ver§perrte
Garderobekästen sind innerhalb Europas und in außereuropäischen Mittelmeer-
anliegerstaaten mil einer Versicherungssumme von € 1.000,-- auf Erstes Risiko
versichert.

25. In Krankenhäusern sind versicherte Sachen mit einer Versicherung§summe von
€ 5OO,- (davon für Bargeld und Geldbörsen max. € 200,-) auf Erstes Risiko gegen

Schäden durch einfachen Diebstahl aus Krankenzlmmern versichert.

26. Sachen des Wohnungsinhalts in prlvat genutzten Kfz sind mit einer
Versicherungssumme von € 1.000,-- auf Erstes Risiko gegen Feuergefahren und

Einbruchdiebstahl innerhalb Österreichs versichert.

Für Sportgeräte gilt dies auch, sofern sie sich in einer versperrten Box am KFZ
befinden oder an das KFZ angesperrt sind.

Diese Deckungsenrueiterung gilt nicht für Bargeld und Schmuck.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, wertvolle versicherte Sachen von außen
nicht einsehbar im versperrten KFZ zu venryahren.

Verlelä der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist der Versicherer gemäß
den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Absatz 1 und 2 Versicherungs'
vertragsgesetz von der Verpflichtung zur Leisiung frei'

27. lnnerhalb Österreichs sind Kinderwägen und Krankenfahrstühle mit elner
Versicherungssumme von € 3.000,-- auf Erstes Risiko gegen Schäden durch

Diebstahl oder Einbruchdiebstahl versichert.

28, Gesprächsgebühren, die durch Telefonmissbrauchals unvermeidliohe Folge eines
Einbruchdiebstahls in die versicherte Wohnung entstehen, sind mit einer
Versicherungssumme von € 1 .000,-- auf Erstes Risiko versichert.

29. Kosten für psychologische Betreuung nach einem Einbruchdiebstahl bzw. nach

Beraubung sind bis zu einer Höchstentschädigung von € 500,- je Schadenfall auf
Erstes Risiko versichefl .

30. Bruchschäden an Verglasungen:

30.1. Gebäudeverglasungen und mit dem Gebäude verbundene Fassadengläser der
Wohnräume des Versicherungsnehmers, lnnen- bzw. Außenverglasungen von
Neben- und Wirtschaftsgebäuden, Dach- und Schrägverglasungen von
Balkonen, Terrassen, Windfängen, Vordächern, Ourchgängen, Garagen,
Carports und Wintergärlen sowie Verglasungen von Solaranlagen sind gegen

Bruch6chäden versichert.

30.2. Blei-, Messing- und Kunslvergläsungen (einschl. Messingsprossen) sind bis zu

einer Höchstentechädigung von € 5.000,.. je Schadenfall versichert.

30.3. Bruchschäden an transparenten Kunststoffflächen (2.B. Plexi-, Acryl-Glas) sind
bis zu einer Höchstentschädigung von € 5.000,- je Schadenfall versichert.

30.4" Nicht unter don Versicherungsschutz fallen vorgelagerle Glasfassaden,
Verglasungen von Treib- und Gernrächshäusern, Schwimmbadabdeckungen und
Schwimmbadkuppeln, unabhängig von der Materialbeschafienheit.

30.5. Verglasungen privat genutzter Treib- und Gewächshäuser sind bis zu einer
Höchstentschädigung von € 500,- pro Versicherungsjahr auf Erstes Risiko
versichert.

31. Bruohschäden an Ceran- und lnduktions-Kochflächen sind versichert'
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32. Bruchschäden an Vergläsungen von Herden und Öfen und Schäden durch Bruch

von lnfrarotheizpaneelen sind versichert.

33. Kühlgutversicherung:

33.1. Versicherte Gefahren sind das Versagen der maschinellen oder elektrischen
Kühleinrichtungeq. (2. B. durch Material- und Herstellungsfehler, Kurzschlu§s,
lsolationsfehler, Überspannung, Böswilligkeit Dritter, Ungeschicklichkeit oder
Fahrlässigkeit), das Austreten von Kältomitteln und Slromausfall durch
Störungen im öffentlichen Stromversorgungsnetz.

33.2. Schäden an Tiefkühlwaren durch die soeben genannlen vercicherten Gefahren
sind mit einer Versioherungssummevon € 500,.. auf Erstes Risiko versichert.

34. Schäden durch Au§tritt von Heizöl aus Heizungsanlagen, die als unmittelbare

Folgeschäden am versicherten Wohnungsinhalt ent§tehen, sind mit einer
Versicherungssummevon € 225.000,- auf Erstes Risiko versichert.

Als Obliegenheiten, deren Verletzung den Versicherer gemäß den
Voräussetzungen und Begrenzungen des § 6Absatz 1 und 2

Versicherungsvertrag6gesetz von der Verpflichtung zur Leislung befreit, werden
folgende Pflichten vereinbart:

- Heizungsanlagen sind fachmännisch zu warten,

- notwendige Reparaluren und Wartungsarbeiten sind unvezüglich durchzuführen,

- innerhalb der gesetzlich oder behördlich vorgeschriebenen Fristen, mindestens
jedoch alle fünf Jahre, ist die gesamte l'leizungsanlage durch Fachleute
überprtlfen zu lassen. Di6Ee Frist beginnt mit lnbetriebnahme der Anlage oder
deren letäer Uberprüfung.

Der Selbstbehalt des Versicherungsnehmers beträgt in jedem Versicherungsfall
10 Yo des Schadens, mindestens€ 350,-, maximaljedoch € 2.000,-.

35. Schäden an nicht freitiegenden Strom-, Wasser- oder Gasleitungen innerhalb der
Versicherungsräumlichkeiten durch Heimwerkeüätigkeiten des Versicherungs-
nehmers oder der in der Wohnung gemeldeten Personen sind mit einer
Versicherungssumme von € 1 .000,- auf Erstes Risiko ver§ichert'

36. 10 % der für Wohnungsinhalt vereinbarlen Versicherungssumme gilt als
Versicherungssumme der Vor§orgeversicherung. Diese Vorsorgeverslcherung
dient zum Ausgleich einer durch Wertsteigerungon, Neuanschaffungen oder nicht
ausreichende Bewertung verursachten Unterversicherung'

37. Feuerlöschkosten, Bewegungs- und Schutzkosten, Abbruch' und
Aufräumkosten sowie Entsorgungskosten sind zusälzlich mit einer
Versicherungssumme auf Erstes Risiko in Höhe von 20 % der in der Polizze für die
Haushaltversicherung bestimmten Versicherungssumme versichert.

38. lm Rahmen der versicherten Feuerlöschkoslen, Banregungs- und Schutzkosten,
Abbruch- und Aufräumkosten sowie Entsorgungsko§ten werden auch Mehrkosten
ersetä, die wegen eines Schadens duroh radioaktive l§otope gemäß Punkt 't4.

aufgrund behördlioher Anordnung anfallen.

39. Kosten einer Ersatzrrvohnung:

Wird die Wohnung des Versicherungsnehmers durch ein Schadenereignis, das

nach den ABH vorsichert und gedeokt ist, ganz oder teilweise unbenuizbar, so
ersetä derVersichererden Mietwert der unbenutzbar ge$rordonen Räume, insoareit

nicht dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf den elwa benutzbar
gebliebenen Teil derWohnung zugemutet werden kann.

Als Mietwert gilt der ortsilbliche Mietzins für Wohnungen gleicher Art, Größe und

Lage. Die Entschädigung wird auf den dem Versicherungsnehmer nachweisbar
erwachsenen Schaden beschränkt.

Der Mietwertentgang wird nur bis zum Schluss des Monats ersetzt, in dem die
Wohnung wieder benutzbar geraiorden ist,längstens biszum Ablauf von 12 Monaten
nach d6m Eintritt des Schadenfalls.

Nachweisbare Umzugskosten für den versicherten Wohnungsinhalt, die wegen

des vorilbergehenden Umzugs während der Unbenutzbarkeit der Wohnung
unvermeidlich anfallen, sind mit einer Ver§icherungssumme von € 1'500,- auf
Erstes Risiko versichert.

40. tsei libersiedluns gilt der Versicherungsschutz im Rahmen der Versioherungs-
summe bis zu 4 Wochen gleichzeitlg am alten und neuen Wohnort.

41.Bei entgeltlicher Lagerung in einem angemieteten. gemaueden Lagerraum
(Storage) innerhalb Östeneichs sind Sachen des Wohnungsinhalts Yersiched.
Nicht versichert sind dabei Schmuck, Wertsachen, Geld- und Geldeswerte, Uhren,
Elektro- und elektronische Geräte samt Zubehör,
Die Entschädigung ist mit€ 5.000,- be$enzl.

42. Schäden an Sachen des Wohnungsinhalts durch Unfall eine§ privaten
Transportmittels sind bei Wohnungswechsel innerhalb Europas und in

außereuropäisohen Mitlelmeeranliegerstaaten mit einer Versicherungssumme von

€ 10.000,- auf Ersles Risiko versichert.
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43. Für gemäß Anikel 13 Punkt 1.2. ABH versicherle, studierende oder in Ausbildung
befindliche Kinder gilt: Der ihnen gehörende Wohnungsinhall ist innerhalb Europas
und in außereuropäischen Mittelmeeranliegerstaaten in angemieteten
Wohnräumen am Studien- oder Ausbildungsort mit einer Versicherungssumme
von € 20.000,-- auf Ersles Risiko versichert.
Die Bestimmungen des Artikel 3 Punkt 5 ABH (Außenversicherung) finden keine
Anwendung.

44. Einrichtungen von Büros, Ordinationen (ausgenommen Zahnarztordinationen),
Friseur-, Massage- und Kosmetikstudios sowie Fotoateliers in der Wohnung
des Versicherungsnehmers oder in Räumen, die mit ihr unmittelbar in Verbindung
stehen, sind versichert, vuenn die ganz oder teilweise betrieblich genutzte Fläche
der Wohnung nicht rrehr als ein Drittel der Gesamtnutzfläche belrägt.

Ganz oder teilweise betrieblich genutzte Elektrogeräte sind auch gegen Schäden
durch indirekten Blilzschlag bis € 2.000,-- je Schadenereignis versichert.

Nicht versichert sind Schäden durch einfachen Diebstahl,

45, Grobe Fahrlässigkeit:

Der Versicherer verzichtet im Falle grob fahrlässiger Herbeiführung des
Versicherungsfalles auf den Einurand der Leistungsfreiheit gemäß § 61 VersVG.
DieserVerzicht gilt auch für die üblichen Eigenmontagen.
DieserVerzicht betrifft aber nicht sämtlichesonstigen Einreden der Leistungsfreiheit
des Versicherers, insbesondere auch jene der Leistungsfreiheit uregen Verletzung
vereinbarter oder gesetzlicher Obliegenheilen sowie Verletzung von
S icherheilsvorschriften.

46. Entschädigung zum Neuwert:

ln Abänderung der Bestimmungen des Adikels 7, Punkte 1.3. und 1.6. ABH ist
verei n bart:

Werden versicherte Sachen, die vor dem Schadenfall noch oltjektiv verwendbar
oder noch nicht dauernd entvJertet waren (2. B. Dachboden- und Kellerkram), bei
einem gemäß ABH versicherten Schadenereignis zerstört oder entwendet, wird der
Wiederbeschaffungspreis für Sachen gleicher Art und Güte ohne Abzug von
Wertminderung bezahlt; bei beschädigten Sachen werden die Reparaturkosten
übernommen.

47. Erweiterte Privathaftpflichtversicherung :

47.1. Artikel 17, Punkt 7 ABH findet nur insoweil Anwendung, als dre Sachen vom
Versicherungsnehmer oder den milversicherten Personen entliehen, geleast,
gemietet, gepachtet oder in Verwahrung genommen wurden oder einer
Bearbeitung (insbesondere Reparatur oder Wartung) unlerzogen wurden.

47.2. Abweichend von Artikel 17, Punkt 7,1 ABH erstreckl sich der Versicherungs-
schutz ferner auf Schadenersatzverpflichtungen aus der Beschädigung von
gemieteten Räumen sowie des darin befindlichen lnventars. Dieser
Versicherungsschutz gilt nur für Mietverhältnisse mit einer HöchstcJauer von
einem IVlonat.

47.3. Abweichend von Artikel 17, Punk 6.2 ABH sind nur Schadenersatzansprüche
der gernäß Artikel '13, Punkte 1.1. und 1.2. ABH versicherten Personen vom
Versicherungsschutz ausgeschlossen.

47.4. Der Versicherungsschulz gilt abv,reichend von Artikel 14 ABH weltweit.

47.5. Abweichend von A(ikel 16, Punkt 1. ABH beträgt die Pauschalversicherungs-
summe€ 3.000.000,--.

47 .6. Für gemäß Artikel 13, Punkt 1 .2 ABH versicherte voltjährige Kinder gilt,

dass eine ledrglich zum Zweck der Schulausbildung (auch Hochschule)
gemietete Wohnung am Ort der Ausbildung nicht als eigener Haushalt gilt;

dass ein Zuverdienst neben der Schulausbildung (auch Hochschule) zum
Zu,ieck der zumindest teilweisen Finanzierung derselben - maximal imAusmaß
bis zur Geringfügigkeilsgrenze * nicht als eigenes regelmäßiges Einkommen
silt.

48. Haftpflichtversicherung für Tierhaltung:

Die Tierhallung gemäß Abschnitt B, 211 EHVB ist für einen Hund mit einer
Pauschalversicherungssumme von EUR 3.000.000,-- versichert, sofern dieser
Hund vom Versicherungsnehmer oder einer gemäß Artikel 13 ABH versicherten
Person gehallen wird, die ihren Hauptwohnsitz am Versjcherungsort hat..

49. Prämienfreistellung bei Arbeitslosigkeit:

Der Versicherer verzichtel einmalig für die Dauer der Arbeitslosigkeit des
Versicherungsnehmers, der die Hauptlasl der Prämienzahlung trägt, längstens
jedoch für 6 Monale auf die Prämienzahlung, wenn dem Versicherer folgende
Nachweise vorgelegt werden :

Bestätigung der Arbeitslosigkelt durch das AMS

. Nachweis, dass unmittelbar vor Beginn der Arbeitslosigkeit für zumindesl
6 Monate bei einem Dienstgeber ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits- oder
Angestelltenverhältnis im Ausmaß von zumindest 18 Wochenstunden bestander.l
hat

Nachweis, dass die$es Dienstverhältnis weder durch Entlassung noch durch
Kündigung des Dienstnehmers beendet worden ist.

Eine rückwirkende Beantragung der Prämienfreistellung nach Ende der
Arbeilslosigkeit ist nicht rröglich.
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Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für Schäden durch Terrorakte

(BB Terror 20031 Stufe 6)

1. Genereller Aussschluss von Schäden durch Terrorakte

Neben den in den vereinbarten Allgemeinen und Besonderen Bedingungen
(Bedingungen Stufe 1 - 5) angeführten nicht versicherten Schäden sind zusätzltch

ausgeschlossen - sofern sie überhaupt Gegenstand des Versicherungsvertrages
sind - ohne Rücksicht auf andere mitwirkende Ursachen oder Ereignisse, die zur

gleichen Zeit oder in einer vom Schaden abweichenden Reihenfolge staltfinden,
jegliche Art von Schäden, Verlusten, Kosten oder Aufwendungen, die direkl oder

inäirekt verursacht werden von, sich ergeben aus oder im Zusammenhang stehen

mit jeglicher Arl von Terroraklen,

Vom Versicherungsschulz ausgeschlossen sind auch - sofern sie überhaupt

Gegenstand des Versicherungsvertrages sind - jegliche Art von Schäden,

Verlusten, Kosten oder Aufwendungen, die direkl oder indirekt verursacht werden

von, sich ergeben aus oder im Zusammenhang stehen mit Handlungen, die zur
Eindämmun§, Vorbeugung oder Unterdrückung von Terrorakten ergriffen werden

oder sich in irgendeinerWeise darauf beziehen

Terrorakle sind jegliche Handlungen von Personen oder Personengruppen zur

Erreichung politischer, ethnischer, religiöser, ideologischer oder ähnlicher Ziele, die
geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen .der
BevöIkerung zu veibreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche

Einrichtung Einfluss zu nehmen.

lst der Versicherungsnehmer Unlernehmer im Sinne des Konsumentenschutz-
gesetzes, so hat er nachzuweisen, dass ein Schaden weder unmittelbar noch

mittelbar im Zusammenhang mit einem Terrorakt stehl.

2. Begrenzter Einschluss von Schäden durch Terrorakte

2.1. Der Ausschluss gemäß Punkt 1 wird nach Maßgabe der nachfolgenden

Bestimmungen aufgehoben.

Das Risiko von Schäden durch Terrorakte wird vom Versicherer in den

Österreichischen Versicherungspool zur Deckung von Terrorrisiken eingebracht,

dessen Mitglieder ausschließlich entsprechend ihrem Anteil haften.

Auf der Website des Verbandes der Versicherungsunternehmen Österreichs
(\Mrvw.wo.al) sind weitere lnformalionen über Mitglieder und deren aktuelle

Beteiligungsquote am Österreichischen Versicherungspool zur Deckung von

Terrorrisiken veröffentlicht.

2.2. Ausgeschlossene Schäden

lm Rahmen dieser Besonderen Bedingung besteht, unabhängig vom Gegensland

des Versicherungsvertrages, keine Deckung für

2,2.1. Betriebsunterbrechungsschäden jeglicher Art, die sich aus dem Einschluss von

Rückwrrkungsschäden für Abnehmer' und Zuliefererrisiken oder aus

Zugangsboschränkungen ergeben;

2.2.2. Schäden, Verluste, Kosten oder Aufwendungen, die direkt oder indirekt durch

einen Ausfall von Versorgungsleistungen (z B. Strom' Gas, Wasser,

Telekommunikation) verursacht werden ;

2.2.3. Schäclen, Verlusle, Kosten und Aufwendungen, die direkt oder indirekt durch

Konlamination aufgrund radioaktiver Substanzen oder aufgrund nuklearer

Sprengstoffe (gleich vuelcher Ursache, aber insbesondere auch als Folge von

Terrorakten) verursacht tr.terden

Unter Konlamination ist die Verseuchung, Vergiflung, Verhinderung undloder
Einschränkung der Nutzung von Sachen aufgrund der Auswirkungen nuklearer
Substanzen zu verstehen.

2.2.4. Schäden, Verluste, Koslen oder Aufurendungen, die direkt oder indirekt durch
biologische oder chemische Kontamination verursacht werden ;

Unter Kontamination ist die Verseuchung, Vergiftung, Verhinderung und/oder

Einschränkung der Nutzung von Sachen aufgrund der Auswirkungen

chemischer und/oder biologischer Substanzen zu verslehen.

2.2,5. Schäden im Rahmen einer Transporl- oder Kunstgegenständevercicherung

2.3. Örtlicher Geltungsbereich

Der Versicherungsschulz ers'treckt sich auf die in Österreich gelegenen

versicherten Risiken.
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2.4. Entschädigungshöchstgrenze

Schäden durch Terrorakte sind pro Kalender.iahr bis zur HÖhe der

Gesamtversicherungssumme (Sach- und Betriebsunterbrechungsversicherung
zusammen), ist diese jedoch höher als EUR 5,000.000,'-, dann nur bis zu diesem

Belrag, versichert.

Diese Entschädigungshöchstgrenze unlerliegt keiner Wertanpassung. Sie stellt
die maximale Entschädigung je Versicherungsort und Versicherungsnehmer dar

und zwar auch dann, wenn mehrere Versicherungsverträge, die über den

Österreichischen Versicherungspool versichert sind, für das vom Schaden

betroffene Risiko bestehen.

2.5. Kürzung der Entschädigung

Das Risiko von Schäden durch Terrorakte wird vom Versicherer in den

österreichischen Versicherungspool zur Deckung von Terrorrisiken eingebracht,

der für versicherte Schäden durch Terrorakte pro Schadenereignis und pro

Kalenderjahr eine Entschädigungsgrenze von EUR 200,000.000,-- zzgl allfälliger
Slaatshaftung vorsieht.

Übersleigen die versicherten Schäden durch Terrorakte bei den in den Pool

eingebrachlen Risiken pro Kalenderjahr insgesamt die im Pool vorgesehene

EnGchätligungsgrenze, so werden die auf die einzelnen Anspruchsberechligten
entfallendön 

-Entschädigungen verhältnismäßig derart gekürzt, dass sie

zusammen die Entschädigungsgrenze des Öslerreichischen Versicherungspools
zur Deckung von Terrorrisiken pro Kalenderjahr nicht übersteigen,

2.6. Fälligkeit der Entschädigung

Die Entschädigung ist fällig, sobald feststeht, dass keine Kürzung erfolgt oder in

welchem Ausmaß eine KÜrzung erfolgen muss.

3. Geltungsdauer

Punkt 2. kann unabhängig von den sonstigen Bestimmungen dieser Besonderen

Bedingung oder des Vertrages {ür sich allein vom Versicherer unter Einhaltung

einer Kündigungsfrist von einem Monat gekündigt werden

Darüber hinaus endet die Gellungsdauer des Punktes 2. der Besonderen

Bedingung jedenfalls dann, wenn der Österreichische Versicherungspool zur

Deckring 
-von 

Terrorrisiken seine Tätigkeit einstellt. Die Einstellung der Täligkeit

wird im Amtsblatt der Wiener Zeitung veröffentlicht.

4. Schlussbestimmung

Klarslellung: Durch diese Besondere Bedingung werden alle weiter reichenden

Deckungen in Bedingungen der Stufe 1 bis Stufe 5 beschränkt Diese Besondere

Bedingung gewährt äber keine Erweilerung des Versicherungsschutzes, der nach

den anderen vereinbarten Bedingungen vorgesehen ist
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Graz, am 24.A3.2022
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Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Versicherung von

Entsorgungskosten / mit Erdreich
(BB EKOmE 2002 tStufe 4)

1. Bis zu der für Entsorgungskosten besonders vereinbaden Versicherungssumme
auf erstes Risiko sind die Kosten für Untersuchung, Abfuhr, Behandlung und
Deponierung versichert.

1.1. Diese Kosten müssen verursacht werden durch

- eine in diesem Verlrag versicherte Gefahr und

- am Versicherungsort befindliche versiöherte Sachen und/oder am Versiche-
rungsort befindliches Erdreich.

1.2. Versichert ist jeweib nur die kostengünstigste Abwicklung, wenn gemäß den
geselzlichen oder behördlichen Bestimmungen verschiedene Möglichkeiten der
Enlsorgung zulässig srnd.

'1.3. Entsorgungskosten, die durch Kontamination von Gewässern oder Luft
verursacht werden, sind nicht versichert.

.1.4. Bei Vermischung von nicht versicherten Sachen mit versjr:herten Sachen oder
Erdreich werden nur die Entsorgungskosten für die versicherten Sachen und das
Erdreich erselzt.

1.5. Entstehen Entsorgungskosten für Erdreich oder lür vers;icherte Sachen, die
böreits vor Eintritt des Schadenereignisses kontaminiert war{?n (Alflasten), so sind
nur jene Kosten versichert, die den für die Beseitigung der Alflasten
erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksichl darauf, ob und wann
dieser Betrag ohne das Schadenerergnis aufgewendet worden wäre.

1.6. Für kontaminiertes Erdreich gill:

Versichert sind auch die Kosten der notwendigen Wiederauffüllung der
Aushubgrube mit Erdreich.

Für diese Wiederauffüllungskosten und die Entsorgungskosten von
kontaminiertem Erdreich rr.rird in jedem Schadenfall der als entschädigungs-
pflichtig errechnete Betrag um den vereinbarten Selbstbehall gekürzt.

2. Untersuchungskosten sind Koslen, clie dadurch entstehen, daß durch behördliche
oder sachversländige Untersuchung feslgestellt werden muß, ob

- gefährlicher Abfall oder Problemstoffe,

- Sachen, die einer Ablieferungspflicht nach tierkörpervenliertungsrechflichen
Bestimmungen unterliegen,

- konlaminiertes Erdreich

angefallen, wie diese zu behandeln und/oder zu deponieren sind.

2.1. Gefährlicher Abiall und Problemstoffe sind im Sinn des Abfallwrrtschaftsgesetzes
(AWG), BGBI. 325/90 in der Fassung BGBI. 155/94, zu verstehen.

2.2. Unter kontaminiertem Erdreich ist sobhes zu verstehen, dessen geordnete
Erfassung, Sicherung und/oder Behandlung wegen seinerVerbindung mii anderen
Sachen (ausgenommen radioaktive lsotope) auf Grund des Abfallwirtschafts-
geselzes (AWG), BGBl.325/90 in der Fassung BGBI. 155/94, oder des
Wasserrechtsgesetzes'l959 in der Fassung BGBI. 252190 geboten ist.

3. Abfuhrkosten sind Kosten des Transports zum Zweck der Behandlung oder zur
Deponierung.

4. Behandlungskosten slnd Kosten für Maßnahmen, welche dazu dienen,
gefährlichen Abfall oder Problemstotfe, Sachen, die einer Ablieferungspflicht nach
tierkörperverwertungsrechtlichen Bestimmungen unterliegen und/oder kontami-
niertes Erdreich, i.S. des Abfallu/irtschaftsgesetzes (AWG), BGBI. 32Sl90 in der
Fassung BGBI. 155194 zu verwenen, zu beseitigen oder deponiefähigzu machen.

4.1. Die Kosten einer höchstens sechsmonatigen Zwischenlagerung sincl im Rahmen
der Versicherungssumme nach Punkl 1. unler der Voraussetzung versichert, daß
die Zwischenlagerung dem Versicherer unverzüglich angezeillt \r'/ird.

5. Deponierungskosten sind Koslen der Deponierung einschließlich der für die
Deponierung zu enirichlenden öffentlichen Abgaben.
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Polizze Nr.

Graz, am24.ß.2422

5,504.636

Allgemeine Bedin gungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Sachversicherung

(ABS 20201Stufe 1)

Geltungsbereich:

Die ABS ge lten als Allgemeiner Teil jener Bedingungen für Sparten der
Sachversicherung, die auf die Geltung der ABS ausdrücklich hinweisen.

Verweise auf gesetzliche Bestimmungen:

Gesetzesstellen des Versicherungsvertragsgesetzes fr'ersVG), die in diesen
Allgemeinen Bedingungen für die Sachversicherung (ABS) angeführt werden, sind im
Anhang 1 der Polizze in vollem Wortlaut wiedergegeben,

lnhaltsverzeichn is

Artikel 1 Anzeige von Gefahrumständen bei Vertragsabschluss

Artikel 2 Gefahrerhöhung

Artikel 3 Sicherheitsvorschriften

Artikel 4 Versicherungsperiode, Hauptfälligkeit; Bündelversicherung; Prämie;
Beginn und Vorausselzungen des Versicherungsschulzes

Artikel 5 Mehfache Versicherung

Artikel 6 Überversicherung;Doppelversicherung

Artiket 7 Begrenzung derEntschädigung; Unterversicherung; Vorsteuerabzug

Artikel 8 Sachverständigenverfahren

Artikel 9 Schuldhafle Herbeiführung des Versicherungsfalles;
Obliegenheilen im Schadenfall; betrügerisches Verhalten

Artikel 10 ZahlungderEntsohädigung
Artikel 1 1 Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles

Artikel 12 FormderErklärungen

Arlikel 13 Wohnortwechsel - Adressänderung

Artikel 14 AulomalischeVertragsverlängerung

Artikel 15 Gerichtsstand

Artikel 16 Verpfändung und Abtretung

Artikel'17 Sanktionsklausel

Artikel 1

Anzeige von Gefahrumständen bei Vertragsabschluss

Der Versicherungsnehmer hat bei Abschluss des Vertrages alle ihm bekannten
Umstände. die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer
wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Ein Umstand, nach welchem der

Versicherer ausdrücklich und in geschriebener Form gefragt hat, gilt im Zu.reifel als
erheblich. Bei schuldhafter Verletzung dieser Pflichten kann der Versicherer gemäß den
Vorausselzungen und Begrenzungen der §§ 16 bis 21 VersVG vom Vertrag
zurücktreten und von der Verpflichtung zur Leistung frei werden.

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahr'
umslände anzu{echten, bleibt unberührt (§ 22 VersVG).

Artikel 2
Gefahrerhöhung

1. Nach Vertragsabschluss darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen

Dritlen gestatten. Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene oder gestattete

Anderung die Gefahr erhöht ist oder lritt nach Abschluss des Versicherungs-
vertrages unabhängig vom Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der

Gefahr ein, so hat er dem Versicherer unverzüglich in geschriebener Form Anzeige
zu erstatlen.

2. Tritt nach dem Vertragsabschluss eine Gefahrerhöhung ein, kann der Versicherer
kündigen. Verlelzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genannlen

Pflichten, ist der Versicherer außerdem gemäß den Voraussetzungen und

Begrenzungen der §§ 23 bis 31 VersVG von der Verpflichtung zur Lelstung frei

3. Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze finden auch Anurendung auf eine in

der Zeit zwischen Stellung und Annahmo des Versicherungsanlrages eingetretene

Gefahrerhöhung, die dem Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekänn1

war.

Artikel 3
Sicherheitsvorschrift en

1. Verletzl der Versicherungsnehmer gesetzliche, behördliche oder veroinbarte
Sicherheitsvorschriften oder duldet er ihre Verletzung, kann der Versicherer
innerhalb eines Monals, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, die
Versicherung mit einmonatiger Frist kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
der Zusland wiederhergestellt ist, der vor der Verlelzung bestanden hat.
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2. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Schadenfall
nach der Verletzung eintritt und die Verletzung auf Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers beruht. Die Verpflichtung zur Leistung
bleibt bestehen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des
Schadenfalles oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der Entschädigung
gehabt hat, oder wenn zur Zeit des Schadenfalles trötz Ablaufs der in Absatz 1

beschriebenen Frist die Kündigung nicht erfolgt war.

3. lm Übrigen gelten § 6 Absatz 1, 1a und 2 VersVG. lst mit der Verletzung einer
Sicherheilsvorschrift eine Gefahrerhöhung verbunden, finden ausschließlich die
Bestimmungen über die Gefahrerhöhung, nicht aber die Regelungen des Absatz 2
Anwendung.

Artikel 4
Versicherungsperlode, Hauptfälligkeit; Bündelver§icherung ; Prämie;

Beginn und Voraussetzungen des Versicherungsschutzes
1, Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für kürzere Zeit

abgeschlossen ist, der Zeitraum eines Jahres, und zwar auch dann, wenn die
Jahresprämievertragsgemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist.

Jede Versicherungsperiode endet zum Hauptfälligkeitstermin

Der Hauptfälligkeilstermin ist jeweils der Erste jenes Monals, in dem die in der
Polizze ausgewiesene Versicherungsdauer endet.

Die einzelnen Sparten einer Bündelversicherung stellen rechtlich selbstständige
Verträge dar-

2. Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Steuern ist vom
Versicherungsnehmer gegen Übermittlung der Polizze sofort nach Abschluss des

Versicherungsvertrages (Zugang der Polizze oder einer gesonderten Anlrags-
annahmeerklärung) und Aufforderung zur Prämienzahlung zu zahlen.

3. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem vereinbarten Versicherungsbeginn,
jedoch nur unler der Voraussetzung, dass der Versicherungsnehmer die erste oder
einmalige Prämie einschließlich Steuern rechtzeitig, das heißt innerhalb von 14

Tagen, oder ohne schuldhaften Verz ug zahlt.
Die nähere Bestimmung des Beginns dieser Fris{ von 14 Tagen, die weiteren
Voraussetzungen für die Leistungsfreiheit bei Zahlungsverzug oder bei nur

teilweiserZahlung der erslen oder einmaligen Prämie, die Bestimmung des Beginns
des Versicherungsschutzes bei nicht rechtzeitiger Prämienzahlung sowie weitere
Rechisfolgen des Zahlungsvezugs sind in den §§ 38 und 39a VersVG geregelt,

4. Die nichl rechtzeitige Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie einschließlich
Steuern berechtigt den Versicherer gemäß den Voraussetzungen des § 38 VersVG

zum RücKritt vom Vertrag.

5, Die Folgeprämien sind zu den jeweils vereinbarten Fälligkeitsterminen zu zahlen.
Die Rechts{olgen des Zahlungsverzugs mit Folgeprämien sind in den §§ 39, 39a

und 91 VersVG geregelt.

6, lm Fall von Zahlungsrückständen werden beim Versicherer einlangende Zahlungen
vorrangig auf aushaftende Zinsen und Kosten (unabhängig davon, ob es sich um

Zinsen und Kosten aus älteren oder iüngeren Prämienfälligkeiten handelt), dann
jeweils auf die ältesten, bereits fälligen Prämienforderungen angerechnet.

Bei Bilndelversicherungen wird im Fall des Prämienzahlungsvezuges der

aushaftende Betrag im Verhältnis der für die einzelnen Sparten vereinbarten

Prämien auf die einzelnen Verträge aufgeteilt.

lm Fall des Zahlungsverzuges wird der Versicherer die aushaftenden Beträge in

angemessener und branchenüblicher Weise zunächst außergerichtlich beim

Veisicherungsnehmer einmahnen. Der Versicherungsnehmer hat die dadurch
verursachlen Mehraufwendungen, dio äls Mahnspesen verrechnet werden, dem
Versichererzu ersetzen. Außerdem werden die aushaftenden Beträge, unabhängig

von den sonstigen Folgen der Nichtzahlung, vom Fälligkeitstag an bis zur
vollständigen Erfüllung der Zahlungsverpflichtung mit einem Zinssatz von 0'8 % je

Monat verzinst.

7. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonsl
vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die Prämie für die bis dahin

verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen
(§ 40 Satz 1 VersVG).
Endet der Versicherungsvertrag vor Ablauf der Vertragszeit wegen Wegfalls des

lnleresses, gebührt dem Versioherer die Prämie, die er hätte erheben können, wenn

die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der
Versicherer von dem Wegfall des lnteresses Kenntnis erlangt (§ 68 Abs' 2 VersVG).

Wird der Vertrag aus Verschulden des Vefsicherungsnehmers oder sonsl aus

Gründen, die in der Sphäre des Versicherungsnehmers liegen, vorzeitig beendet,

so ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer eine angemessene
Geschäftsgebühr zu erstatten. Die Geschäftsgebühr beträgt 30 % der jeweiligen

Jahresprämie, mindestens € 35,-, höchstens € 350,-..

Lts.'Ü
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L Für die Ausstellung von Sperrscheinen (aufgrund gesetzlicher Bestimmung, in
anderen Fällen nur mil schrifilicher Zustimmung des Verrsicherungsnehmers)
vJerden Sperrscheingebühren nach dem jeureils gültigen Tarif des Versicherers
vorgeschrieben, der Versicherungsnehmer ist zu ihrer Bezahlung verpflichtet,

Artikel 5
Mehrfache Versicherung

Nimmt der Versicherungsnehmer bei einem anderen Versicherer für das versicherte
lnteresse eine Versicherung gegen dieselben Gefahren, hat er dem Versicherer
unverzüglich den anderen Versicherer und die Versicherungssumme anzuzeigen.

Artikel 6
Überversicherung ; Doppelversicherung

1. Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Auch wenn die
Versicherungssumme den Versicherungswert überstetgt (Überversicherung), hat
der Versicherer nicht mehr als die bedingungsgemäße Enlschädigung zu erbringen.

2. Übersteigt die Versicherungssumme den Versicherungsilert erheblich, können der
Versicherungsnehmer und der Versicherer nach § 51 VersVG eine Herabsetzung
der Versicherungssumme und der Prämie verlangen. Eine tariflich festgelegte
Mindestprämie bleibl unberührt.

3. lm Falle der Doppelversicherung gelten die §§ 59 und 60 VersVG.

Artikel 7
Begrenzung der Entschädigung; Unterversicherung ; Vorsteuerabzug

1. Die Versicherungssumme bildet die Grenze für die Entschädigung des
Versicherers, wobei die Entschädlgung für die unter jeder einzelnen Position der
Polizze versicherten Sachen durch die Iür die betreffende Fosition angegebene
Versicherungssumme begrenzt ist.

2. lst die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert (siehe die
Bestimmungen über den Versicherungsuvert jn den Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen der betreffenden Sachversicherungssparte - Unterversicherung), wircl
der Schaden nur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme zum
Versicherungsv,rert ersetzt. Ob Unteruersicherung vorliegt, isl für jede Position der
Polizze gesonderl festzuslellen.

3. Es ist vereinbart, dass bei der Berechnung der Entschädigung die gesetzliche
Mehnryertsteuer außer Ansatz bleibt, söweit der Versicherungsnehmer zum
Vorsteuerabzug berechti gt ist.

Artikel I
Sachverständigenverfahren

'1. DieVertragspartnerkönneningeschriebenerFormvereinbaren,dassUrsacheund
Höhe des Schadens durch ein Sachverständigenverfahren festgestellt werden.

2, Diese Vereinbarung hat mindestens zu enthalten:

Art und Umfang der Frageslellungen an die Sachversländigen

Namen der Sachverständigen; jeder Vertragspartner benennt seinen Sach-
versländigen und beauftragl ihn, seine Feststellungen zu trelfen.

3. Beide Sachvörständige wählen vor Beginn des Feststellungsverfahrens einen
drillen Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, wird der Obmann auf
Antrag eines Vertragspartners oder beider Vertragsparlner durch das für den
Schadenort zuständige Bezirksgericht ernannl,

4. Die Sachverständigen übergeben ihre Feststellung gleichzeitig dem Versicherer
und dem Versicherungsnehmer. Weichen die Feststellungen voneinander ab,
übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheiclet über
die strittig gebliebenen Punkte innerhalb der Grenzen beider Feststellungen und
übergibt seine Feststellung gleichzeitig dem Versicherer uncl dem
Versic h e ru ngs neh m e r.

5. Die Festslellungen, die die Sachverständigen im Rahmen ihrer Zuständigkeit
treffen, sind verbindlich und der Berechnung der Entschädigung zugrunde zu legen,
wenn nichl nachgewiesen \ilird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage
erheblich ab\rieichen. lm Ubrigen gilt § 64 Absatz 2 VersVG.

6. Sofern nicht elwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten rhres
Sachverständigen; die Koslen des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des
Versicherungsnehmers im Schadenfall nicht berührt.

Artikel 9
Schuldhafte Herbeiführung des Versicherungsfalles;

Obliegenheiten im Schadenfall; betrügerisches Verhalten
'l . Wenn der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung für die

Belriebsführung verantwortlichen Personen den Schaden vorsätzlich oder
grob fahrlässig herbeiführt, ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer
gegenüber von jeder Verpflichtung zur Leistung aus diesem Sr:hadenfall frei.

2. AlsObliegenheil,derenVerletzungnachEintrrttdesVersicherungsfallesdieFreiheit
des Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung gemäß den Vorausselzungen
und Begrenzungen des § 6 Absatz 3 VersVG bewirkt, wird bestimmt, dass dem
Versicherer im Zuge der Schadensabwicklung alle Angaben (auch mündliche)
vollständig und wahrheitsgetreu zu machen sind.

3. lst der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung für die
Betrlebsführung verantworllichen Personen wegen des herbeigeführten Schadens
oder wegen eines bei der Feststellung der Leistungspflicht oder bei der Ermittlung
der Entschädigung begangenen Betruges oder Betrugsversuches rechtskräftig zu
einer Strafe verurteilt, so gilt die Leistungsfreiheit als festgestellt.

zahruns #'[i!]3nro,n,"n
1. Die Entschädigung ist erst nach ihrer vollständigen Feststellung fällig.

Es gilt § 11 VersVG.

2. Für die Zahlung der Entschädigung sind außerdem die in den Versicherungs-
bedingungen der betreffenden Sachversicherungssparte oder in sonsligen
vertraglichen Vereinbarungen getroffenen speziellen Regelungen zu beachten
(2. B. Wiederherstellungsklauseln in Neuwertversicherungen).

Artikel 1'l
Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles

1. Sofern in den Versicherungsbedingungen der betreffenden Sachversicherungs-
sparte oder einer sonsligen vertraglichen Vereinbarung keine abweichende
Regelung getröffen ist, giltfür das Kündigungsrecht im Versicherungsfall:

1.1. Hat nach Eintrilt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung zur
Leistung der Entschädigung anerkannl, so sind beide Vertragspartner dann
berechtigt, den Versicherungsvertrag zu kündigen, rruenn die gesamten
Schadenszahlungen seit Beginn des Vertrages, längstens ledoch innerhalb des
letzten Jahres, die für diesen Zeitraum verrechnete Prämie übersteigen.

1.2. Davon unabhängig ist zur Kündigung berechtigl

der Versicherer in allen Fällen des vollendeten oder auch bloß versuchten
Versicherungsmissbrauchs durch den Versicherungsnehmer bzvr. sonst aus
dem Vertrag Anspruchsberechtiglen;

der Versicherungsnehmer, wenn der Versicherer die Leistung der fälligen
Entschädigung zu Unrecht verweigert.

2. Die Kündigung ist jederzeit, jedoch nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

Der Versicherer hat eine Kündigungsfrisl von einem Monal einzuhalten.

Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunh als den
Schluss der laufenden Versicherungsperrode kündigen.

3. Hat der Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, ist
der Versicherer berechtigt, den Versicherungsvertrag nach Ablehnung des
Entschädtgungsanspruches mit sofortiger Wirkung zu kündigen.

Artikel 12
Form der Erklärungen

Für sämlliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den
Versicherer ist die geschrrebene Form erforderlich, sofern nicht die Schrjftform
ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart wurde.

Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schriftzeichen ent-
sprochen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (z.B Telefax oder E-Mail)

Schriftform bedeutet, dass dom Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit
eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden zugehen muss.

wo h nortwec t*lYlall"""ana"r, ns
Der Versicherungsnehmer hat einen Wechsel seiner Anschrift dem Versicherer
bekannlzugeben, Eine rechtlich bedeutsame Erklärung gilt auch dann als zugegangen,
wenn der Versicherungsnehmer seiner Verpflichtung zur Bekanntgabe des
Anschriftvrechsels nicht nachkommt und der Versicherer dre Erklärung an die zuletzt
bekanntgegebene Anschrift des Versicherungsnehmers sendet.

Artikel 14
Automatische Vertragsverlängerun g

1. Der Vertrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzte Dauer. Beträgt die
vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um
jeweils ein Jahr, wenn er nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt rlird. Für die
Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung
der zuvor bestimmten Fristvon drei Monaten, zur Verfügung.

2. Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines
Unternehmens des Versicherungsnehmers gehört (Verbraucherverträge) ist
vereinbart, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der
Vertragsverlängerung bei unterlassener Kündigung frühestens sechs lvlonate,
spätesten$ aber vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit, besonders
hinweisen wird.

3. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne
Kündigung,

Artikel 15
Gerichtsstand

Für Verträge, auf die die Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes keine
Anwendung finden, lst Graz als Gerichtsstand vereinbart.
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Artikel 16
Verpfändung und Abtretung

Erne Verpfändung oder Abtretung ist nur für Enlschädigungsforderungen aus dem
Versicherungsvertrag zulässig und wirksam, sowett nicht in den Bedingungen der
betroffenen Versicherungssparte eine andere Regelung vorgesehen ist.

Artikel 17
Sanktionsklausel

Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz
nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkl anwendbaren
Wirtschafts-,Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union
oder der Republik Österreich entgegenstehen.

Dies gilt auch für extraterritorial wirkende Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsankionen
bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika oder andere Länder
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder österreichische
Rechtsvorschriflen entgegenstehen.

dh
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Allgemeine Bedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versic herung AG f ü r die Rechtssch utz-Ve rs icherung

(ARB 2019)

Gemeinsame Bestimmu ngen

Artikel 1

Was ist Gegenstand der Versicherung?

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versiche-
rungsnehmers und trägt die dem Versrcherungsnehmer dabei entstehenden Kosten.

Dieser Versicherungsschutz wird nach den Gemeinsamen und Besonderen Bestim-
mungen geboten und bezieht sich auf die jeweils vereinbarten Risiken.

Artikel 2

Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten?

1.lm Schadenersatz-Rechtsschulz (Ad.17, PK.2.1. Art.'18, Pkl.2.1. Art.19, Pkt.2.1.
und Art.24, Pkt.2.3.) gilt als Versicherungsfall das dem Anspruch zugrundeliegende
Schadenereignis. Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt dieses
Schadenereig nisses.

Bei Schäden infolge einer Umweltstörung, die auf einen vorn ordnungsgemäßen,
störungsfreien Betriebsgeschehen abweichenden, einzelnen, plötzlich eingetrete-
nen Vorfall zurückzuführen sind, gill dieser Vorfall (= Störfall) als Versicherungsfall.
Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintrilt dieses Stödalles.

Umu/eltstörung ist die Beeinlrächtigung der Beschaffenheit von Lufl, Erdreich oder
Geurässern.

2. lm Beratungs-Rechtsschutz (Art,22, Pkt.3.), in bestimmten Fällen des Rechtsschut-
zes für Grundslückseigentum und Miete (Art.24, Pkt.4,), des Rechlsschutzes aus
Erb- und Familienrecht (Art.25, Pkl.4.) sowie des Daten-Rechlsschutzes (Art.26,
Pkt.4.) gelten die dod beschriebenen Sonderregelungen.

3. ln den übrigen Fällen - insbesondere auch für die Gellendnrachung eines reinen
Vermögensschadens (4rt,17.2.1.,4rt.18.2,1. und 4rt.19.2.'1 ,) sowie für die Wahr-
nehmung rechtlicherlnteressen wegen reinerVermögensschäden (Art.23.2.1. und
An.24.2.1.1.) - gilt als Versicherungsfall der tatsächliche oder behauptete Verstoß
des Versicherungsnehmers, Gegners oder eines Drilten gegen Rechtspflichten o-
der Rechtsvorschriflen; der Versicherungsfall gill in dem Zeitpunkt als eingetreten,
in dem eine der genannten Personen begonnen hat oder begonnen haben soll, ge-
gen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften zu verstoßen.

Bei mehreren Verstößen ist der erste, adäquat ursächliche Verstoß maßgeblich,
rryobei Verstöße, die länger als ein Jahr vor Versicherungsbeginn zurückliegen, ,ür
die Feststellung des Versicherungsfalles außer Betracht bleiben. lm Führerschein-
Rechtsschutz (4d.17, Pkt.2.3. und Art.18, Pkt.2.3.) ist bei mehreren Verstößen der-
jenige maßgeblich, der die Abnahme oder Entziehung unmittelbar auslöst.

Artikel 3

Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung? (Zeitlicher Geltungsbereich)

1. Die Versicherung erstreckt sich grundsätzlich auf Versicherungsfälle, die während
der Laufzeit des Versicherungsvertrages eintreten.

2. Löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung des Versicherungsnehmers, des
Gegners oder eines Dritten, die vor Versicherungsbeginn vorgenommen wurde,
den Versicherungsfall gemäß Art.2, Pkt.3. aus, besteht kein Versicherungsschutz.
Willenserklärungen oder Rechtshandlungen, die länger als ein Jahr vor Versiche-
rungsbeginn vorgenommen u'iurden, bleiben dabei außer Betracht,

3. Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungsnehmer späterr als zwei Jahre nach
Beendigung des Versicherungsvertrages für das betreffende Risiko geltend ge-
macht, besteht kein Versicherungsschutz. Dies gilt jedoch nicht, vrenn der Versi-
cherungsnehmer den Deckungsanspruch nach Kenntnis des Versicherungsfalles
im Sinne des § 33 VersVG (siehe Anhang) unverzüglich geltend macht.

4. Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz durch die Bestimmungen über Prä-
mienzahlung und Beginn des Versicherungsschutzes (Art.'12) und die in den Be-
sonderen Beslimmungen geregelten Wartefristen (Art.20 bis 26) zeitlich begrenzl.

Artikel 4

Wo gilt die Versicherung? (örtlicher Geltungsbereich)

1. lm Fahrzeug- und Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz (Art.1 7), Lenker-Rechtsschutz
(Art.18) sowie im Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutz (Art.19) besteht Versi-
cherungsschutz für Versicherungsfälle, die in Europa (im geographischen Sinn),
den außereuropäischen Mittelmeeranrainerstaaten, auf den Kanarischen lnseln,
Madeira und den Azoren - auch auf Flug- und Schiffsreisen innerhalb der äußeren
Grenzen dieses Gellungsbereiches- eintreten, wenn auclt die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen in diesem Geltungsbereich erfolgt.

Dies gilt ebenso im Arbeitsgerichts-Rechtsschutz gem. Art.20, Pk.1.1. (als Arbeit-
nehmer), im Sozialversicherungs-Rechtsschutz gem. Art.21, Pkt.1.1. (im Privat
und Berufsbereich als Arbeitnehmer), im Beratungs-Rechtsschutz gem. Art.22,
Pk.1.'l . (im Prival und Berufsbereich als Arbeitnehmer), im Allgemeinen Vertrags-

Rechtsschutz gem. Art.23 Pkl,1.1. (im Privatbereich), im Rechtsschutz für Grund-
stückseigentum und Miete gem. Art.24 als Eigentümer oder Mieter einer aus-
schließlich eigenen Wohnzwecken dienenden Wohnung oder eines entsprechen-
den Einfamilrenhauses, im Rechtsschutz aus Erb- und Familienrecht gem. Art, 25
sowie im Daten-Rechlsschutz gem. Art.26, Pkt,'1 .1. (im Privatbereich).

2. ln den übrigen in Pkt.1. nichl genannten Fällen besteht Versicherungsschutz, vrenn
der Versicherungsfall im Geltungsbereich gemäß Pk1.1. eintritt, die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen jedoch in Osterreich erfolgt und dafür die Zuständigkeit eines
staatlichen österreichischen Gerichtes oder einer österreichischen VenlJaltungsbe-
hörde gegeben ist.

3. Überdies besteht im Zusammenhang mit Auslandsaufenthalten nach Unfällen mit
Körperschaden de$ Versicherungsnehmers oder der mitversicherten Familienan-
gehörigen im Schadenersalz- und Straf-Rechtsschutz weltureiter Versicherungs-
schutz, sofern die ununlerbrochene Venrueildauer im Ausland zv,/ei Monate nicht
übersteigt. Die Höchstgrenze der vom Versicherer zu erbringenden Leistungen be-
lrägl 25 a/a der im Zeitpunkt des Versicherungsfalles laut Vertrag gültigen Versiche-
rungssumme.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die Übernahme von Kosten aus
Slreitanteils- oder Erfolgshonorarvereinbarungen.

Artikel 5

Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen können mitversicherte
Personen Deckungsansprüche geltend machen?

1. Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in den Besonderen Bestimmun-
gen jeweils genannten mitversicherten Personen. Die für den Versicherungsneh-
mer getroffenen Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die mitversicherten
Personen; das trifft insbesondere auch filr die Erfüllung der Obliegenheiten zu
(Art.8).

2. Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche gegenüber dem Versicherer
nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers geltend machen.

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung zu widerrufen, uJenn

mitversicherte Personen Versicherungsschutz für die Anfechtung einer Entsohei-
dung oder die Einleitung eines anderen Verfahrens verlangen. Der Versicherungs-
schutz entfällt ab dem Zeilpunkt, zu dem die entsprechende Erklärung des Versi-
cherungsnehmers beim Versicherer einlangt.

3. Der Anspruch des Versicherungsnehmers auf Versicherungsschulz geht auf die
Erben des Versicherungsnehmers über, urenn der Versicherungsfall vor dessen Ab-
leben eingetreten ist.

4. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Personen, für deren Unterhalt der
Versicherungsnehmer nach dem Geselz zu sorgen hatte, vr'enn sie aufgrund des
Ablebens des Vörsicherungsnehmers öigene Schadenersatzansprüche geltend
machen.

Artikel 6

Welche Leistungen erbringt der Versicherer?

'1 . Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, übernimmt der Versiche-
rer im Fall seiner Leislungspflicht die ab dem Zeitpunkt der Geltendmachung des
Deckungsanspruches entslehenden Kosten gemäß Pkt.6. soweit siö für die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers notwendig sind.

2. Es werden die ab dem Zeitpunkt der Geltendmachung des Deckungsanspruches
entstehenden Kosten gem. PK. 1. übernommen. Vor diesem Zeitpunkt entstandene
Kosten sind nur insoweil versichert, als sie der Versicherer auch bei vorheriger Ab-
stimmung und Prüfung seiner Leistungspflicht zu tragen gehabt hätten (Art.8).

3. Notuvendig sind die Kosten, wenn die Rechlsverfolgung oder Rechtsverteidigung
zureckentsprechend und nicht mutwillig ist und hinreichende Aussicht auf deren Er-
folg besteht.

Die Prüfung der Erfolgsaussicht gemäß Art.9 unterbleibt im Straf-, Führerschein-
und Beratungs-Rechtsschutz.

4. Der Versicherungsschutz erslreckt sich, soweil die Besonderen Bestimmungen
nichts anderes vorsehen @rt.2A,21,24 und 25), auf die außergerichtliche Wahr-
nehmung rechtlicher lnteressen durch den Versicherer oder durch eine von ihm
beauftragte zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person und auf die Ver-
tretung vor staatlichen Gerichten und Verwallungsbehörden in allen lnstanzen.
Wenn und soweit dies in den Besonderen Beslimmungen vorgesehen ist (vgl.
Art,20, Art.24 und 4fi.25), umfasst der Versicherungsschutz darüber hinaus außer-
gerichtliche Konfliktlösung durch Mediation.

5. Für das Verfahren vor dem Verfassungs- und Verv;altungsgerichtshof besteht Ver-
sicherungsschutz nuI dann, ulenn dies in den Besonderen Bestimmungen aus-
drticklich vorgesehen ist,

6. Der Versicherer zahlt

6.1. die angemessenen Kosten des für den Versicherungsnehmer lätigen Rechtsan-
waltes bis zur Höhe des Rechlsanwallstarifgesetzes oder, sofern dort die Entloh-
nung für anwaltliche Leistungen niöht geregell ist, bis zur Höhe der Allgemeinen
Honorarkriterien i
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ln gerichtlichen Verfahren werden Nebenleistungen des Rechtsanwaltes maximal
in Höhe des naoh dem jeweiligen Tarif zulässigen Einheitssatzes eines am Ort
des in 1. lnstanz zuständigen Gerichtes ansässigen Reohtsanwaltes gezahlt.

Haben am Ort dieses Gerichtes nicht mindestens 4 Rechtsanwälte ihren Kanzlei-
sitz, übernimmt der Versicherer die tariflioh vorgesehenen Mehrkosten aus der
Sprengelfremdheit, Diese Bestimmungen sind sinngemäß auch auf die Vertre-
tung vor Verwaltungsbehörden und Vervvaltungsgerichten anzuwenden.

Wird anstelle des Rechtsanwaltes eine andere zur berufsmäßigen Pärteienvertre-
tung befugte Person tätig, werden deren Kosten nach den für sie geltenden Richt-
linien, maximal jedooh bis zur Höhe des Rechlsanwaltstarifgesetzes übernom-
men,

lm Ausland werden die angemessenen Kosten einer zur berufsmäßigen Partei-
enverlretung befugten Person naoh den dort geltenden Richtlinien übernommen.

6.2. die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferleglen Vorschtisse und Gebiih-
ren für die von einem Gerichl oder einer Vemraltungsbehörde beigezogenen
Sachverständigen, Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse und Gebühren
für das gerichtliche oder ver,araltungsbehördliche Verfahren;

Nichl ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffentlichungen und strafreohlliche Voll-
zugsmaßnahmen.

6.3. im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit der Versicherungsneh-
mer zu deren Zahlung verpflichtet ist;

Unler den gleichen Voraussetzungen trägt der Versicherer im Strafuerfahren
auch die Kosten des Schrifrsatzes der Subsidiaranklage.

6.4. die Kosten der Hin- und RticKahrl des Versicherungsnehmes zu und von einem
ausländischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei von
diesem angeordnet wurde oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforder-
lich ist;

Eine Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisenbahnkosten z.ueiter Klasse
einschließlich Zuschlägen. Steht dieses Transportmittel nicht zur Verfi.igung, er-
setzt der Versicherer die Kosten eines vergleichbaren öffentlichen Verkehrsmit-
tels (Autobus, Fähre) bis zum nächstgelegenen Bahnanschluss. lst der Ort der
Einvernahme mehr als 1,500 km vom Wohnsilz dos Versicherungsnehmers ent-
fernt, erfolgt eine Kostenerstattung lür einen Linienflug der Economy-Klasse.

6.5. vorschussweise jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im Ausland aufge-
wendet werden mlissten, um einstweilen von Strafoerfolgungsmaßnahmen ver'
schont zu bleiben (§trafkaution). Dieser Vorschuss ist vom Versicherungsnehmer
innerhalb von sechs Monaten ab Zahlung durch den Versicher6r zurilckzuzahlen;

6.6. Kosten gemäß Pkt.6.1,, Pkt.6.2. und Pkt.6.4. exklusive Umsalzsleuer, wenn der
Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist;

6.7. Kosten gemäß Pkt.6.1., Pkt.6.2. und Pkt.6.4. unbeschadet anderer gesetzlicher
Bestimmungen, wenn und solange Teilzahlungen duroh dio Gegenseite Kapital
und Zinsen nicht ilbersteigen (ausgenommen lnkassofälle gemäß Art.23,
Pkr.2.3.3.).

6.8 Der Versicherer übernimmt im Falle der Uneinbringlichkeit eines rechtskräftig zu-
gesprochenen Schmezensgeldes oder Verdienstentganges auf Grund einer Kör-
perverlelzung oder Tötung der versichenen Person den rechtskräftig zugespro-
chenen Betrag innerhalb der Versicherungssumme, wenn der Anspruch innerhalb
von 6 Monaten ab Rechtskraft des Urleils trotz der vom Versicherer gesetzten
Exekulionsmaßnahmen nicht einbringlich gemacht werden kann.

Der Anspruch gehl im Ausmaß der Bevorschussung auf den Versicherer über
und sind Eingänge vorerst auf diese vom Versicherer bevorschusston Belräge
anzurechnen und erst dann auf restliches Kapital, Zinsen und Kosten,

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Vsrsicherer bei der Geltendma-
chung dieser Ansprüche zu unterstützen und ihm auf Verlangen eine Abiretungs-
erklärung auszustellen.

6.9. Werden dem Versicherungsnehmer strafbare Handlungen oder Unlerlassungen
vorgeworfen, libernimmt d6r Voraicherer im Slraf-Rechtsschutz des Art.17,
Pkt.2.2., Art.18, PK.2.2. und Art.19, P1d.2.2. bei staatsanwaltschafilichen Diversi-
onsmaßnahmen im Sinn der §§ 198 ff. Strafprozessordnung (SIPO - siehe An-
hang) ab dem Zeitpunkt der Mitteilung des Staatsanwaltes liber die Möglichkeit
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktaufnahme durch
einen Konfliktregler in Fällen dos außergerichtlichen Tatausgleichs auch die not-
wendigen Kosten anwaltlicher Beratungs- und Vertrelungsverhandlungen eowie
einen allfälligen Pausohalkostenbeitrag bis maximal 0,5 % der Versicherungs-
summe.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines vom $taatsanwalt beigezo-
genen Sachverständigen oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kostenli-
mit auf 0,75 7o der Versioherungssumme.

Kein Versicherungsschulz besteht in den Fällen des Art.17, Pkt.1.3. und Art.18,
Pn1.2.

6.10. in Fällen außergefichtlicher Konfliktlösung duroh Mediation

6.10.1.die ab der 2. Mediationssitzung auf den Versicherungsnehmer entfallenden
Honorarkosten des Medialors und die Kosten der Verfassung der abschließen-
den Mediationsvereinbarung (Punktation) bis maximal 1,25o/o der Versiche-

rungssumme. Sind auoh nicht versicherle Personen als Partei am Mediations-
verfahren beteiligt, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis versi'
cherter zu nicht versicherlen Personen.

6.'l0.2.Scheitert die Mediation und verlangt der Versicherungsnehmer Deckung für die
Vertretung vor Gericht oder einer Venrualtungsbehörde, zahlt der Versicherer
die Kosten für maximal drei zweistilndige Mediationssilzungen.

6.10.3.Die Versicherungsleistung für Mediation erctrecki sich nicht auf Kosten beige-
zogener Sachverständiger, sowie Koslen der Verfassung formalrechtlich wirk-
samer Schritsä2e, Vereinbarungen und Behördeneingaben, wie von Dienst-
verträgen, Mielverträgen, Grenzberiohtigungsanträgen, §ervilutsverträgen, etc.

7. Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt:

7.1. Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Vorsicherungsfall für den Versi-
cherungsnehmer und die mifuersicherten Personen zu erbringenden Leistungen
bildet die im Zeitpunkt des Versicherungsfalles laut Vertrag gültige Versiche-
rungssumme,

7.2. Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich und zeitlich zusammen-
hängenden, einheitlichen Vorgang darstellen, sieht die Versicherungssumme nur
einmal zur Verfügung. lhre Höhe bestimmt sich nach dem ZeitpunK des ersten
Versicherungsfalles.

7.3. Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrnehmung ihrer rechtlichen ln-
leressen Versicherungsschutz aus einem oder mehreren Versicherungsverträgen
und elnd ih16 lnleressen aufgrund der gleichen oder einer gleichartigen Ursache
gogen den/dieselben Gegner gerichtet, ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tungspflioht vorerst

- auf die außergerichtliche Wahrnehmung durch von ihm ausgewählte Rechtsver-
treter,

- auf gegebenenfalls notwendige Anschlusserklärungen als Privatbeteiligle und
auf die Forderungsanmeldungen in lnsolvenzverfahren sourie

- auf notwendige Musterverfahren zu beschränken. Die dem Versicherer für die
Vorbereitung und Durchführung von Musterverfahren entstehenden Kosten
werden nach Kopfteilen auf die Versicherungssummen aller belroffenen Versi-
cherungsnehmer angerechnet.

Werden vom Versicherer Gemeinschaftsklagen oder sonstige gemeinschafiliche
Formen der gerichtlichen lnteressenwahrnehmung organisiert oder empfohlen
und nimml der Versicherungsnehmer freiwillig daran leil, oder werden mehrere
Klagen vom Gericht verbunden, übernimmt der Versioherer die dem einzelnen
Versicherungsnehmer entstehenden Kosten bis zu einem Sublimit von max.
12,5 o/o der mit dem jeweiligen Versicherungsnehmer vereinbarlen Versiche-
rungssumme.

Wenn und sobald die Versicherungsnehmer durch diese Maßnahmen nicht aus-
reichend gegen einen Verlust ihrer Ansprüche durch drohende Verjährung ge-
schützt sind, übernimmt der Versicherer die Kosten filr die individuelle, gerichtli-
che Geltendmachung von Anspriichen zur HemmungAJnterbrechung der Verjäh-
rung bis zu einem Sublimil von max. 12,5 Yo der mit dem jeweiligen Versiche-
rungsnehmer vereinbarten Versicherungssumme. lsl nach Klärung der für alle be-
troffenen Versicherungsnehmer maßgeblichen Vorfragen noch die gerichtliche
Geltendmachung individueller Ansprüche notwendig, besteht dafür Versiche-
rungsschutz in vollem Umfange.

Leistungen gemäß Pkt.7.3. sind auf die Versicherungssumme anzurechnen.

Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in allgemeinen Venrualtungsver-
fahren bzw. vor dem Verfassungs- oder Vemraltungsgerichtshof umfasst, können
diese Bostimmungen sinngemäß angowandt werden.

7.4. Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kosten nur in dem Umfang, der
dem Verhältnis des Obsiegens zum Unterliegen entspricht.

7"5. Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (2.B. Urteil) trägt der Versicherer Kosten
der Rechtsvenrvirklichung für höchstens fünf Exekutionsversuche einschließlich
der Anmeldung der Forderung in einem lnsolvenzverfahren, begrenzt mit 5 7o der
Versioherungssumme.

Bei einem lnsolvenzverfahren Uber das Vermögen des Gegners vor Vorliegen ei-
nes rechtskräftigen Titels Ubernimmt der Versicherer neben den Kosten der An-
meldung der Forderung ausschließlich die Kosten des durch eine Bestreitung
notwendi gen Zivilverfahrens.

Der Versicherer übernimmt, ausgenommen in den Fällen des Art.23, Pk.2.3.
(Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz ftir den Betriebsbereich), über den Umfang
des Art.6, Pkt.7.5. hinaus nach Vorliegen eines rechtskräfiigen Exekutionstitels
die Ko§len für die Ausforschung des Aufenthaltes und der Vermögensverhältnis-
se des §chuldners bis zu einem Betrag von max. 1,25 o/o der Versicherungssum-
me durch eine vom Versicherer ausgewählle und boauftragte lnstitution (DeteKei,
Wirtschafl sdiensl, Kroditschutzorganisation etc.).

7.6. Treffen in einem Zivilverfahren Ansprüohe zusammen, für die teils Versiche-
rungsschutz besteht, teils nicht, trägt der Versicherer nur jene Kosten, die auch
ohne Berücksichtigung der nioht unter Versicherungsschutz stehenden Ansprü-
che von ihm zu übernehmen wären. Lässl sich die Leistungspflicht danach nicht
bestimmen, trägt der Versicherer die Kosten anieilig im Verhältnis der Streiturerte
(Bemessungsgrundlagen) zueinander.
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Werden in einem Zivilverfahren vom Gegner Forderungen aufrechnungsweise
geltend gemacht, für deren Abwehr kein Versicherungsschutz besteht, trägt der
Versicherer nur die Kosten, die der Versicherungsnehmer nach den Kostener-
satzbestimmungen der Zivilprozessordnung zu tragen hälte, wenn nur seine Ak-
ti\,,forderung Gegenstand des Prozesses gewesen wäre,

Bei einem Vergleich gilt Pkt.7.4. bezogen auf die unter Versicherungsschutz ste-
henden Ansprüche.

Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Slrafverfahrens, für die teils Versiche-
rungsschutz bestehl, teils nicht, trägt der Versicherer die Kr:sten anteilig im Ver-
hältnis der Bemessungsgrundlagen für die Honorierung anwalllicher Leistungen
zu ei nander.

8, lm Versicherungsvertrag kann vereinbart werden, dass der Versicherungsnehmer
einen Teil der Kosten selbstträgt (Selbstbeteiligung).

Aftikel 7

Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?

1. Kein Versicherungsschulz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen

1.1. in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mi't Kriegsereignissen, inne-
ren Unruhen, Terroranschlägen oder Gewalltätigkeiten anlässlich einer öffentli-
chen Ansammlung oder Kundgebung, vorl §treiks oder Aussperrungen;

1.2. in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit Katastrophen sowie mit
Ereignissen, die auf allmähliche Einiruirkung zurückzuführen sind. Eine Katastro-
phe Iiegt vor, wenn durch ein Naturereignis oder ein sonsliges Ereignis dem Um-
fang nach eine außergewöhnliche Schädigung von Menschen oder Sachen ein-
getreten ist oder unmittelbar bevorstehl.

1.3. in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit nuklearen Ereignissen;
mit genetischen Veränderungen oder genlechnisch veränderten Organismen;
oder mil Auswirkungen elektromagnetischer Felder oder lnfraschall.

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit eine humanmedizinische Behandlung zu-
grunde liegt;

'1.4. in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit hoheitsrechtlichen An-
ordnungen, die aufgrund einer Ausnahmesiluation an eine Personenmehrheit
gerichtet sindi

1.5. aus dem Bereich des lmmalerialgüterrechtes und im Zusammenhang mit Ver-
trägen, die lmmaterialgüterrechte zum Gegensland haben;

1.6. aus dem Bereich des Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechtesi

1.7. aus dem Bereich des Gesellschafts-, Genossenschafls- und Vereinsrechtes, des
Rechtes der Stillen Gesellschaften sowie des Rechtes der Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften;

'1.8. aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen sowie aus
dem Bereich des Handelsvertreterrechtes;

1.9. aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonstigen Abgabenrechtes;

1.10. aus dem Bereich des Disziplinarrechtes;

1.11. im ursächlichen Zusammenhang mit

a) dem Erwerb einer Wohnung oder eines Gebäudes samt Grundstück oder der
Errichlung bzw. baubehördlich genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Ver-
änderung von Gebäuden, Gebäudeteilen oder Grundstlicken, die sich im Ei-
gentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befinden oder von ihm erwor-
ben werden;

b) der Planung derartiger Maßnahmen;

c)der Finanzierung eines unter a) genannlen Vorhabens einschließlich des
Grundslückeruverbesi

d)Verträgen über Superädifikate und Timesharing, aus 'l'eilnulzungsverträgen

sou"tie aus Verträgen über Wiederkaufs-, Rückverkaufs-, oder Vorkaufsrechte
an unberr,reglichen Sachen oder aus Vorverträgen über unbewegliche Sachen;

Dieser Ausschluss gilt nicht für die Geltendmachung von Personenschäden so-
wie im Straf-Rechtsschutzi

1 .'1 2. aus Versicherungsverträgen;

1 .1 3. in ursäch lichem Zusam menhang mit Schäden, die auf Asbest oder asbeslhallige
Materialien zurückzuführen sind:

1.14. in ursächlichem Zusammenhang mit Spiel- und Wettverträgen, Gewinnzusagen
oder vergleichbaren Mitteilungen ;

1.15. aus dem Bereich des Vergaberechtes;

1.16. im ursächlichen Zusammenhang mit der Anlage von Vermögen in Finanzinstru-
menten gem. § a8a (1) 23 Börsegesetz (siehe Anhang) und der damit zusam-
menhängenden Beratung, Vermittlung und Verwaltung.

2. Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlossen

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrerer Versicherungsnehmer des-
selben Rechtsschutzversicherungsvertrages unlereinander mitversicherter Per-
sonen untereinander und milversicherter Personen gegen den Versicherungs-

nehmer; die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zvrischen Lebensgefährten lst
auch dann ausgeschlossen, wenn die häusliche Gemeinschaft auigehoben ist,
sofern die lnleressenv;ahrnehmung im Zusammenhang mit der Lebensgemein-
schaft steht;

2.2. Auseinandersetzungen aus Verträgen, mit denen durch Wechselbegebung, Ver-
gleich, Anerkenntnis oder ähnliche Vereinbarungen eine neue Rechtsgrundlage
geschaffen wurde, es sei denn, ohne die neue Rechtsgrundlage wäre Versiche-
rungsschutz gegeben,

2.3. die Geltendmachung von Forderungen, die an den Versicherungsnehmer abge-
treten wurden, und die Abwehr von Haftungen aus Verbindlichkeiten anderer
Personen, die der Versicherungsnehmer übernommen hat, wenn die Abtretung
oder Haftungsübernahme erfolgte, nachdem der Versicherungslall eingetreten ist,
oder nachdem vom Versicherungsnehmer, Gegner oder einem Dritten eine den
Versicherungsfall auslösende Rechtshandlung oder Willenserklärung vorgenom-
men wurde;

2.4. die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen im Zusammenhang mit einem über das
Vermögen des Versicherungsnehmers beantragten lnsolvenzverfahrens;

2.5. Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer vorsätzlich und rechtswidrig
herbeigeführt hat sowie solche, die im Zusammenhang mit der Begehung eines
Verbrechens durch den Versicherungsnehmer eintreten.

3. Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den Besonderen Bestimmungen
spezielle Ausschlussregelungen enthalten (Art.17, 18, 19,20,23,24,25, 26 und
27)

Artikel I
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung seines De-

ckungsanspruches zu beachten? (Obliegenheiten)

1 . Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, ist er verpflichtel,

1.1. den Versicherer unverzüglich, vollständig und v/ahrheitsgemäß über die jeweilige
Sachlage aufzuklären und ihm alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen vor-
zulegen;

'1.2. dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsvertreters (Art.10) zu überlassen,
dem Rechtsvertreler Vollmachl zu erteilen, lhn vollständig und wahrheitsgemäß
über die jeweilige Saöhlage zu unterrichten und ihm auf Verlangen alle erforderli-
chen Unlerlagen zur Verfügung zu stellen;

1.3, Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer Begleichung unverzüglich
dem Versicherer zur Prüfung zu übermitteln;

1.4. alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöht oder die Kostenerstattung
durch Drilte ganz oder teilweise verhindert;

1.5. bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtlichen Ansprüchen außerdem

'1 .5.1. dem Versicherer vorerst die Möglichkeit einzuräumen, Ansprüche selbst inner-
halb angemessener Frist außergerrchtlich durchzusetzen oder abzuwehren;

1.5.2. vor der gerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr von Ansprüchen und vor
der Anfechtung einer gerichtlichen Entscheidung die Stellungnahme des Versi-
cherers zur Notwendigkeit der Maßnahmen (Art. 6.3) und auch zur Aussicht auf
Erfolg einzuholen; der Abschluss von Vergleichen ist mit dem Versicherer ab-
zuslimmen;

1.5.3. soweit seine lnteressen nicht unbillig, insbesondere durch drohende Verjährung
beeinlrächtigt werden, vor der gerichtlichen Gellendmachung von Ansprüchen
die Rechtskraft eines Strafverfahrens oder eines anderen Verfahrens, insbe-
sondere eines Musterverfahrens, abzu\r'Jarten, das tatsächliche oder rechtliche
Bedeutung für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann, oder vorerst nur ei-
nen Teil der Ansprüche geltend zu machen und die Geltendmachung der ver-
bleibenden Ansprüche bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Teilan-
spruch zurückzustellen.

2. Yerlelzl der Versicherungsnehmer eine der vorstehend genannten Obliegenheiten.
isl der Versicherer gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Versi-
cherungsvertragsgesetz C\,/ersVG), BGBI. Nr.2/1959, in der jeweils geltenden Fas-
sung (siehe Anlage), von der Verpllichlung zur Leistung frei.

3. Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind in den Artikeln '13, 17, 18 und 19
spezielle Obliegenheiten geregell.

Artikel 9

Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch des Versicherungs-
nehmers Stellung zu nehmen?

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherer und dem
Versicherungsnehmer über die Art der Vorgangsweise oder die Erfolgsaussich-

ten zu geschehen? (Schiedsgutachterverfahren)

1. Der Versicherer hat binnen zwei Wochen nach Geltendmachung des Deckungsan-
spruches durch den Versicherungsnehmer und Erhalt der zur Prüfung dieses An-
spruches notwendigen Unterlagen und lnformationen dem Versicherungsnehmer
gegenüber den Versicherungsschutz grundsätzlich zu bestätigen oder begründet
abzu lehnen.
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Der Versicherer ist innerhalb der in Abs.1 genannten Frist berechtigt, diese durch

einseitige Erklärung um weitere zwei Wochen zu verlängern

2. Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht, jedezeit Erhebungen über den

mutmaßlichen Erfolg der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung anzustellen.

Kommt er nach Prüfung des Sachverhaltes unter Berücksichtigung der Rechts- und

Beweislage zum Ergebnis,

2.1. dass hinreichende Aussicht besteht, in einem Verfahren im angeslreblen Umfang
zu obsiegen, hat er sich zur Übernahme aller Kosten nach Maßgabe des Art.6

§ersicherungsleistungen) bereit zu erklären ;

2.2. dass diese Aussichi auf Erfolg nicht hinreichend, d. h. ein Unterliegen in einem
Verfahren wahrscheinlicher ist als ein Obsiegen, ist er berechtigt, die Ubernahme
der an die Gegenseite zu zahlenden Koslen abzulehnen;

2.3. dass erfahrungsgemäß keine Aussicht aui Erfolg besteht, hat er das Rechl, die
Kostenübernahme zur Gänze abzulehnen.

3. Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherer und dem
Versicherungsnehmer über die Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung oder das Vorgehen zur Beilegung des Streilfalles, für den De-
ckung begehrt wird, kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versiche-
rungsschutz durch Beantragung eines SchiedsgutachteNerfahrens oder ohne
Durchführung eines Schiedsgutachtervedahrens gemäß § 12 VersVG (siehe An-
hang) gerichtlich geltend machen.

4. Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kostenübernahme wegen nicht hinrei-
chender oder fehlender Aussicht auf Erfolg oder sonstiger Meinungsverschieden-
heiten im Sinn des Pkt.3. ist dem Versicherungsnehmer unter Bekanntgabe der
Gründe und unler Hinweis auf die Möglichkeit eines Schiedsgutachterverfahrens
gemäß Pkt.S. in geschriebener Form mitzuteilen. Die bis zu diesem Zeitpunkt auf-
gelaufenen Kosten sind vom Versicherer zu tragen, sofern die sonstigen Voraus-
setzungen des Versicherungsschutzes vorliegen.

Unlerlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Abs.1, gilt der Versicherungsschutz
für die begehrte Maßnahme als anerkannt.

5. Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines Sohiedsgulachterver-
{ahrens, so muss er innerhalb von 4 Wochen nach Erhalt der (TeiF) Ablehnung des
Versicherers unter gleichzeitiger Benennung eines Rechtsanwaltes die Einleitung
des Schiedsgutachterverfahrens in geschriebener Form, sofern nicht die Schrift-
lichkeit vereinbart ist, beantragen.

Der Versicherer hat nach Einlangen des Antrages innerhalb von 14 Tagen seiner-
seits einen Rechtsanwalt namhaft zu machen und diesen mit der Einleitung des
Schiedsgutachterverfahrens zu beauflragen.

Versicherungsnehmer und Versicherer dürfen nur solche Rechtsanwälte als
Schiedsgutachter benennen, die im konkrelen StreitJall noch nicht als Rechtsvertre-
ter tätig waren. Bei Anwaltsgesellschaften schließt die Vertretungstätigkeit eines
Anwaltes alle anderen Anwälte von der Nominierung als Schiedsgutachter aus.

Kommen die beiden Rechtsanwälte zu einer einheitlichen Meinung, so sind Versi-
cherer und Versicherungsnehmer an diese Entscheidung gebunden.

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen Sachlage erheblich ab, kön-
nen Versicherungsnehmer oder Versicherer gemäß § 64 (1) VersVG (siehe An-
hang) diese Entscheidung gerichtlich anfechten.

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier Wochen keine oder kei-
ne übereinstimmende Entscheidung, kann der Versicherungsnehmer seinen An-
spruch auf Versicherungsschutz gerichtlich geltend machen.

6. Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im Verhältnis des Obsiegens zum
Unterliegen in diesem Verfahren vom Versicherer bzw. Versicherungsnehmer zu
tragen, wobei die Kostentragungspflicht des Versicherungsnehmers mit der Höhe
seiner eigenen Anwaltskosten begrenzt ist.

Kommt es zu keiner Einigung, trägt jede Seite die Kosten ihres Rechtsanwaltes.
Diese Kosten teilen das Schicksal der Kosten eines allfälligen Deckungsprozesses.

Artikel 10

Wer wählt den Rechtsvertreter äus, durch wen und wann wird dieser beauftragt
und wäs hat bei Vorliegen einer lnteressenkollision zu ge§chehen?

1. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Vertretung vor Gerichten oder
Venvaltungsbehörden, eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person
(Rechtsanwalt, Notar etc.) frei zu wählen. Der Versicherer ist verpflichtet, den Ver-
sicherungsnehmer auf sein Wahlrecht hinzuweisen, sobald dieser Versicherungs-
schutz für die Einleilung eines Gerichts- oder Verwaltungsverfahrens verlangt.

2. Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur sonstigen Wahrnehmung sei-
ner rechtlichen lnteressen einen Rechtsanwalt frei wählen, wenn beim Versicherer
eine lnteressenkollision entstanden ist.

Eine lnteressenkollision liegt vor,

- wenn der Versicherungsnehmer aufgrund desselben Ereignisses Ansprüche
aus verschiedenen Versicherungsverträgen bei demselben Versicherer geltend
macht und das Rechlsschutz-lnteresse des Versicherungsnehmers im Gegen-
salz zum wirtschaftlichen lnteresse des Versicherers in einem anderen Versi-
cherungszweig steht, oder

- urenn in einer Zivilsache ein Gegner auftritt, dem der Versicherer aufgrund ei-
nes anderen Versicherungsvertrages für dasselbe Ereignis den Versicherungs-
schutz bestätigt hat.

Trilt eine lnteressenkollision ein, hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer
von diesem Sachverhalt unverzüglich Mitteilung zu machen und ihn auf sein Wahl'
recht hinzuweisen.

3. enl{ällt

4. Der Versicherer ist berechtigl, einen Rechtsvedreter auszuwählen:

4.1 . wenn die versichefie außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen nichl
durch den Versicherer selbst vorgenommen wird;

4,2. in Fällen des Beratungs-Rechtsschulzes;

4.3. wenn innerhalb von einem Monal vom Versicherungsnehmer kein Rechlsvertreter
namhaft gemachl wird, nachdem ihn der Versicherer auf sein Wahlrecht und die
Folgen des Fristablaufes hingewiesen hal;

5. Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechtsvertreter auszuwählen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer bei der Geltendmachung seines Deckungsanspruches keinen
Rechtsvertreter namhaft macht und die sofortige Beauftragung eines Rechtsvertre-
ters zur Wahrung der rechtlichen lnteressen erforderlich ist.

6. Die Beauftragung des Rechtsverlreters eriolgt durch den Versicherer im Namen
und im Auftrag des Versicherungsnehmers

6,1. im Strafverfahren, Verfahren wegen Entziehung der Lenkerberechtigung, bei ln-
anspruchnahme des Beratungs-Rechtsschutzes und bei Vorliegen einer lnteres-
senkollision soforti

6.2. in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner außergerichtlichen Bemühungen
(Art.8, Pkt.1.5.).

7. Der Rechlsvertreter trägt dem Versicherungsnehmer gegenüber unmiltelbar die
Veranlworlung für die Durchführung seines Auflrages, Eine diesbezügliche Haftung
des Versicherers besteht nicht.

Artikel 11

Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder verpfändet werden und
wann gehen Ansprüche auf den Versicherer über?

1. Versicherungsansprüche können erst abgetreten oder verpfändet werden, wenn sie
dem Grunde und der Höhe nach endgüllig festgestellt sind.

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von Beträgen, die der Versi-
cherer für ihn geleistet hat, gehen mit !hrer Entstehung auf den Versicherer über'
Bereits an den Versicherungsnehmerzurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer
zu erstatten.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer bei der Geltendmachung
dieser Ansprüche zu unterstützen und ihm auf Verlangen eine Abtrelungsurkunde
auszustellen.

Artikel 12

Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezahlen, wie werden
Teilzahlungen angerechnet, welche Mehraufwendungen und Zinsen hat der Ver'

sicherungsnehmer zu bezahlen, wann ist eine Geschäftsgebühr zu entrichten
und wann beginnt der Versicherungsschutz?

1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für eine kürzere
Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines Jahres, gerechnet vom Tag des Haupt-
fälligkeitstermines an, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie vertragsgemäß
in Teilbeträgen zu entrichten ist.

Der Hauptfälligkeilslermin ist ieweils der Erste.ienes Monats, in dem die in der Po-
lizze ausgewiesene Versicherungsdauer endel.

2. Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich Gebühren und Versicherungssleu-
er, ist vom Versicherungsnehmer gegen Aushändigung der Polizze zu zahlen (Ein-
lösung der Polizze). Die Folgeprämien einschließlich Gebühren und Versiche-
rungssteuer sind zum vereinbarten, in der Polizze angeführlen Hauptfälligkeitster-
min zu entrichlen.

lst die Prämie am Fälligkeitstag nicht oder nicht vollständig bezahlt, werden die
aushaftenden Beträge, unabhängig von den sonstigen Folgen der Nichtzahlung,

vom Fälligkeitstag an bis zur vollständigen Erfüllung der Zahlungsverpflichtung mit

einem Zinssatz von 0,8 o/o je Monat verzinsl.

lm Fall von Zahlungsrückständen werden beim Versicherer einlangende Zahlungen
vorrangig auf aushaftende Zinsen und Kosten ' unabhängig davon, ob es sich um
Zinsen und Kosten aus älteren oder jüngeren Prämienfälligkeiten handell - dann
jeweils auf die ältesten, bereits fälligen Prämienforderungen angerechnel,

lm Fall des Prämienzahlungsvezuges wird der Versicherer die aushaftenden Be-
träge in angemessener und branchenüblicher Weise zunächst außergerichtlich
beim Versicherungsnehmer einmahnen. Der Versicherungsnehmer hat die dadurch
verursachlen Mehraufwendungen, die als Mahnspesen verrechnet werden, dem

Versicherer zu ersetzen.

Die Folgen des Zahlungsverzuges sind in den §§ 38, 39 und 39a VersVG (siehe

Anhang) geregelt.
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3. Wird der Rechtsschutz-Versicherungsvertrag im Rahmen einer Bündelversicherung
abgeschlossen, stellen die einzelnen Sparten der Bündelversicherung rechtlich
selbständige Verträge dar.

lm Fall des Prämienzählungsverz uges wird der aushaftende Betrag im Verhältnis
der für die einzelnen Sparten vereinbarten Prämien auf die einzelnen Verträge auf-
geteilt.

4. Wird der Vertrag aus Verschulden des Versicherungsnehrners oder sonst aus
Gründen, die in der Sphäre des Versicherungsnehmers liegen, vorzeitig beendet,
so ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer eine angemessene
Geschäftsgebühr zu bezahlen. Diese beträgt 30 % der jeweiligen Jahresprämie,
mindeslens EUR 35,00, höchstens EUR 350,00.

5. Der Versicherungsschutz tritt grundsätzlich mit der Einlösung der Polizze (Pkt.2.) in
Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungsbeginn, Wird die Polizze
ersl danach ausgehändigt, dann aber die Prämie binnen 14 Tagen gezahlt, ist der
Versicherungsschutz ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn gegeben. Sind in
den Besonderen Beslimmungen Wartefristen vorgesehen (Arl.20 bis 27), dann be-
ginnl der Versicherungsschulz erst nach Ablauf dieser Wartelrislen.

Artikel 13

Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicherten Risikos?
'1 . Die Versicherung erstreckt sich, ausgenommen bei einer Versicherung nach Art.17,

Pkt.1.4., auch auf Erhöhungen und Eru,/eiterungen des versicherten Risikos. Der
Versicherungsnehmer ist jedoch verpflichtel, einen nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrages eingetrelenen, für die Übernahme der Gefahr erheblichen Umstand
dem Versioherer längstens innerhalb eines Monats anzuzeigen.

2. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr erheblicher Um-
stand ein, der nach dem Tarif eine höhere als die vereinbarte Prämie rechlfedigt,
kann der Versicherer die erhöhle Prämie vom Eintritt dieses L,mstandes an verlan-
gen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des Versicherers berechtigen
diesen, die Leislungen nur insoweit zu erbringen, als es dem r/erhältnis der verein-
barten Prämie zu der Prämie enlspricht, die bei richtigen und vollständigen Anga-
ben hätte gezahlt werden müssen, Diese Kürzung der Leistungen trilt nicht ein,
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit oder das Unterblei-
ben der Angaben nicht auf seinem Verschulden beruht.

3. Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbelrieb des Versicherers maß-
gebenden Grundsätzen auch gegen eine höhere Prämie nicht übernommen, kann
der Versicherer innerhalb eines Monates von dem Zeitpunkt an, in welchem er von
dem für die höhere Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis erlangt hal, den Versi-
cherungsvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrisl von einem Monat kündigen.

Bei unrichtigen oder unterbliebenen Angaben zum Nachtejl des Versicherers ist
dieser von der Verpflichtung zur Leistung frei, außer der Versicherungsnehmer be-
ureist, dass die Unrichtigkeit öder das Unlerbleiben der Angaben nichl auf seinem
Verschulden beruhl

4. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gel'ahr erheblicher Um-
stand ein, der nach dem Tarif eine geringere als die vereinbarte Prämie rechtfertigt,
kann der Versicherungsnehmer verlangen, dass die Prämie vom Eintritt dieses
Umstandes an herabgeselzl wird. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand
dem Versicherer später als einen Monat nach dessen Eintritt an, wird die Prämie
vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

5. Wird eine erhebliche Erhöhung des versicherten Risikos gem. den s§ 23-30
VersVG (siehe Anhang) durch Anderung oder Neuschaffung von Rechtsnormen
oder durch eine Anderung der Judikatur der Höchstgerichte bewirkt (s 27 Abs.3
VersVG - siehe Anhang), so kann der Versicherer innerhalb eines Jahres ab ln-
krafttreten der Rechtsnormen oder Veröffentlichung der geänilerten Judikatur mil-
tels eingeschriebenen Briefes

5.1. dem Versicherungsnehmer eine Anderung des Versicherungsvertrages anbieten,
oder

5.2. den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-
gen.

Das Angebot zur Anderung des V'ersicherungsvertrages gilt als angenommen,
wenn es nicht innerhalb eines Monats nach seinem Empfang in geschriebener
Form, sofern nicht die Schriftlichkeil vereinbart ist, abgelehnl wird.

Bei Ablehnung des Angebotes gilt der Versicherungsvertrag als vom Versicherer
gekündigt. ln diesem Fall endel der Versicherungsvertrag einen Monat nach Emp-
fang der Ablehnung.

lm Angebot zur Vertragsänderung hal der Versicherer auf diese Rechtsfolgen aus-
drücklich hinzuweisen.

Artikel 14

Wann und unter welchen Voraussetzungen ändert sich die Prämie? {Wertan-
passung nach dem lndex der Verbraucherpreise)

Für Versicherungsverträge, deren Absohluss nicht zum Betrieb eines Unternehmens
des Versicherungsnehmers gehört §erbraucherverträge), erfolgt keine Wertanpas-
sung der Prämien, sämtliche Bestimmungen des Art.14 finden für diese Verbraucher-
verträge keine Anwendung.

1. Die Prämie wird auf den Verbraucherpreisindex bzvt. bei dessen Entfall auf den
entsprechenden Nachfolgeindex wedbezogen und basierl auf der Indexzahl, die
der bei Vertragsabschluss vereinbarten Prämie zugrunde liegt. Die Prämie unler-
liegt den Veränderungen der lndexzahl.

1.1. Ausgangsindex: Für die Berechnung der Wertanpassung ist der Ausgangsindex
maßgeblich. Der Ausgangsindex ist jene Zahl des Verbraucherpreisindex 2000,
die für den viertvorangegangenen Monat des Versicherungsbeginns verlautbart
wurde (Beispiel: Bei Versioherungsbeginn lm Mai ist Ausgangsindex die Zahl für
Jänner). Der Ausgängsindex ist durch Angabe des betreffenden Monats in der
Polizze angeführt (Beispiel: ,,wertgesichert auf Basis Verbraucherpreisindex Mo-
nat/Jahr").

1.2. Zeitpunkt der Werlanpassung: ln der Polizze ist die Hauptfälligkeit der Prämie
angeführt. Grundsätzlich urird die Wertanpassung jährlich zur Hauptfälligkeit der
Prämie durchgeführt. Die erste Wertanpassung der Prämie kann frühestens nach
einem Jahr ab Versicherungsbeginn und in der Folge nicht in kürzeren als einjäh-
rigen Abständen vorgenommen werdon; sie werden frühestens ab dem Zeitpunkt
der Versländigung des Versicherungsnehmers durch den Versicherer wirksam.

1.3. Berechnungsmodus: Als ,,lndex zur Hauptfälligkeit" gilt jene Zahl des Verbrau-
cherpreisindex 2000, die für den viertvorangegangenen Monat vor der jevueiligen
Hauptfälligkeit verlautbart wurde. Die Prämie erhöht oder vermindert sich bei je-
der Hauptfälligkeit in dem Verhältnis, das der Veränderung des aktuellen lndex
zur Hauplfälligkeit gegenüber dem vorangegangenen Index zur Hauptfälligkeit
enlspricht. Bei erstmaliger Durchführung der Wertanpassung der Prämie erhöht
oder vermindert sich die Prämie in dem Verhältnis, das der Veränderung des ak-
tuellen lndex zur Hauptfälligkeit gegenüber dem Ausgangsindex entspricht. Der
Prozenlsatz der Prämienerhöhung oder Prämienreduzierung wird dem Versiche-
rungsnehmer bei jeder Wertanpassung bekannt gegeben.

1.4. Nachfolgeindex: Wird der vereinbarte lndex durch einen Nachfolgeindex ersetzt
oder überhaupt nicht mehr berechnel und publiziert, so v,rird er durch den von
Amts wegen an seine Stelle tretenden Nachfolgeindex ersetzt.

1.5. Allgemeine Vorschriften Liber Vertragsbestimmungen, die eine Anderung des
Entgells vorsehen (/.8. auf Grund der Anderung der Beschäftiglenanzahl. Ande-
rung der ha-Anzahl, Anderung des versicherten Rtsikos, Anderung oder Neu-
schaffung von Rechtsnormen gemäß Art.13, Pkt.5.) bleiben unberührt.

2. Prämienanpassungen aufgrund des Punktes 1 können nicht in kürzeren als ein1äh-
rigen Abständen vorgenommen werdeni sie werden frühestens ab dem Zeitpunkt
der Versländigung des Versicherungsnehmers durch den Versicherer wirksam.

3. Der Versicherer wird in der Milteilung dem Versicherungsnehmer den Grund der
Erhöhung klar und verständilch erläutern.

Artikel 15

Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Versicherungsvertrag oder
endet er vorzeitig?

1. Der Vertrag gill zunächst für die in der Polizze festgeselzte Dauer. Beträgt diese
mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn er nicht
drei Monate vor Ablauf von einem der Vertragsteile in geschriebener Form, sofern
nicht Schriftlichkeit vereinbart ist, gekündigt wird. Für die Erktärung der Ablaufkün-
digung slehl die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung der zuvor bestimmten
Frist von drei Monaten, zur Verfügung.

Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines Unterneh-
mens des Versicherungsnehmers gehört (/erbraucherverträge) ist vereinbart, dass
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechlsfolge der Vertragsverlän-
gerung bei unterlassener Kündigung früheslens sechs Monate, spätestens aber
vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit, besonders hinweisen rr,,ird.

Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne
Kündigung.

2. Weistder Versicherungsnehmer nach, dass ein versichertes Risiko vor Encle der
Vertragszeit weggefallen ist, wird auf seinen Anlrag der Vertrag hinsichtlich dieses
Risikos vorzeitig beendet.

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so bleibt der Vertrag in ent-
sprechend eingeschränktem Umfang bestehen.

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätte einheben können, wenn die Ver-
sicherung von vornherein nur bis zu diesem Zeitpunkt beantragt rarorden wäre, zu
dem der Versicherer Kenntnis vom Risikowegfall erlangt. Der Versicherer ist be-
rechtigl, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten Prämiennachlässe nach-
zuverrechnen.

3. lm Zusammenhang mit dem Eintrilt eines Versicherungsfalles kann der Versiche-
rungsvertrag unter folgenden Voraussetzungen gekündigt werden:

3.'1 . Der Versicherungsrrehmer kann kündigen, wenn der Versicherer

- die Bestäligung des Versicherungsschutzes (Art.9, Pkt.1.) verzögert hat,

- dre Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art.9, Pkt.1.) verspätet, ohne Be-
gründung oder zu Unrecht ausgesprochen hat,

- die Ablehnung der Kostenübernahme gemäß Art.g, Pkt.4. ohne Angabe von
Gründen und/oder ohne Hinweis auf die Möglichkeit eines Schiedsgutachter
verfahrens ausgesprochen hat.
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Die Kündigung ist rnnerhalb eines Monals vorzunehmen

- nach Ablauf der Frisl für die Bestätigung und/oder Ablehnung des Versiche-
rungsschutzes (Art.9, Pkt. 1.),

- nach Zugang der unbegründeten oder ungerechtfertiglen Ablehnung des Ver-
sicherungsschutzes bzw. nach Zugang der Ablehnung der Koslenübernahme
ohne Begründung und/oder Rechtsbelehrung,

- nach Rechtskraft des staltgebenden Urteiles im Fall einer Deckungsklage.

Die Kündigung kann mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Versi-
cherungspenode erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versicherungszeit entfallende
anteilige Prämie. Der Versicherer verzichlet, die für die längere Vertragsdauer
eingeräumten Prämiennachlässe nachzuverrechnen.

3.2. Del Versicherer kann kündigen. wenn

- der Versicherungsnehmer einen Anspruch arglistig oder mulwillig erhoben hat
und in allen Fällen des vollendeten oder auch bloß versuchten Versiche-
rungsmissbrauches durch den Versicherungsnehmer bzw. sonsl aus dem
Verlrag Anspruchsberechtigten,

- der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Mona'ts vorzunehmen nach Kennlnis der Arg-
listigkeit, der Mutwilligkeit, des Vorsatzes bzw. der groben Fahrlässigkeit oder des
vollendeten bzw, bloß versuchlen Versicherungsmissbrauches durch den Versi-
cherungsnehmer oder sonst aus dem Vertrag Anspruchsberechtigten.

Die Kündigung kann unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist oder
mit sofortiger Wirkung erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versicherungszeit entfallende
anteilige Prämie. Der Versicherer verzichtet, die für die längere Vertragsdauer
eingeräumten Prämiennachlässe nachzuverrechnen.

3.3 Hat nach Eintrilt eines Versicherungsfalles der Versicherer den Versicherungs-
schutz bestätigt, so sind beide Vertragspartner dann berechtigt, den Versiche-
rungsvertrag zu kündigen, wenn die gesamten Schadenszahlungen seit Beginn
des Vertrages, längslens jedoch innerhalb des letzten Jahres, die für diesen Zeit'
raum verrechnete Prämie übersteigen.

Beide Vertragspartner verzichten jedoch auf dieses Kündtgungsrecht im Versi-
cherungsfall, wenn sich eine diese Grenze übersteigende Schadensbelastung
aus einem einzelnen Schadensereignis oder aus dem Beratungs-Rechtsschutz
ergibt.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monals ab Bestätigung des Versicherungs-
schulzes vorzunehmen. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Mo-
nat einzuhallen. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeit-
punkt als den Schluss der laufenden Versicherungsperiode kündigen.

Kündigt der Versicherungsnehmer, gebührt dem Versicherer die Prämie, die er
hätte einheben können, wenn die Versicherung von vornherein nur bis zum Zeil-
punkt der Beendigung des Vertrages beantragt worden wäre. Der Versicherer ist
berechtigt, die für die längere Vertragsdauer eingeräumlen Prämiennachlässe
nachzuverrechnen.

Kündigt der Versicherer, gebührt dem Versicherer die auf die abgelaufene Versi-
cherungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer verzichtet, die für die
längere Vertragsdauer eingeräumten Prämiennachlässe nachzuverrechnen.

4. Erlangt der Versicherer Kenntnis von der Eröffnung eines lnsolvenzverfahrens über
das Vermögen des Versicherungsnehmers, kann er den Versicherungsvertrag in-
nerhalb eines Monats ab Kenntnis mit einer Frist von einem Monat kündigen.

Artikel 16

ln welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

Rücktrittserklärungen gem, §§ 3, 3a KSchG (siehe Anhang) können in jeder beliebi-
gen Form abgegeben werden. Für sonslige Anzeigen und Erklärungen des Versiche-
rungsnehmers an den Versicherer ist die geschriebene Form erforderlich, sofern nicht
die Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart ururde, Der ge-
schriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schriftzeichen entsprochen, aus
dem die Person des Erklärenden hervorgeht (2"B. Telefax oder E-Mail). Schriflform
bedeutet, dass dem Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit eigenhändi-
ger Unterschrift des Erklärenden zugehen muss.

Besondere Bestimmungen

Artikel 17

Schadenersatz-, Straf- und Fllhrerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuge (Fahr-
zeug-Rechtsschutz) re nach Vereinbarung mit oder ohne Fahrzeug-Vertrags-

Recht$chutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versiohert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

TW'GRAWE
1.1. der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gomeinsohaft mit ihm lebender

Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleiohgeschlechtlicher Lebensgefährte, so-
fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, mege- und Stielkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaff mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljähilge Kin-
der bis zur Vollondung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufcausbildung stehen bzw' den ordentli-
ohen Präsenzdienst oder Wehrersatzdien$t ableisten, für alle nicht betrieblich ge-

nuiäen Molorfahzeuge zu Lande sowieAnhänger, oder

1.2. der Versioherungsnehmer für alle betrieblich und privat genutzten Motorfahrzeu-
ge zu Lande sowiö Anhänger, oder

1.3. der Versioherungsnehmer für ein oder mehrere in der Polizze bezeichnete Molor-
fahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger, öder

1.4 der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte und deren mindarjährige Kinder (auch Enkel-,
Adopiiv-, Pflege- und Stielkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versioherungsnehmer leben) für alle nicht betrieblich ge-
nutäen einspurigen Molorfaheeuge zu Lande sowie Anhänger sowie für ein aus-
drücklich in der Polizze genannles mehrspuriges Motorfahzeug zu Land

die in ihrem Eigentum stehen, von ihnen gehallen wtsrdon, auf sie zugelassen oder
von ihn6n geloast sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich in allen vi€r Varianten auch auf den berech-
tigten Lenker und die berechtiglen lnsassen dieser Fahfteuge.

2. Wasistversichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. §chadenersalz-Rechtsschutz

ftir die Geltendmachung von Schadenersalzansprüchen aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungon privalrechtlichen lnhalts wegen eines erliltenen Perso-
nen-, Sash- oder Vermögensschadons, soweit diese au§ der bestimmungsgemä-
ßen Verwendung des versisherlen Fahzeuges entslehen sowie für die Geltend-
machung von dinglichen Herausgabeanspruchen, die versicherle Motorfahzeuge
und Zubehör belreffen,

2.1 .1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Bestimmungen dieses Ar-
tikels und zur Abgrenzung besteht koin Versicherungsschutz für die Geltend-
machung von Anspri.ichen aus schuldrechtlichen Verlrägen sowie die Gellend-
machung von Ansprüchen wegen reinff Vermögensschäden, die au§ der Ver-
letzung gesetzlicher oder vertraglicher Pllichten zwisohen Vertragspartnern ent-
slehen, über das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder die aus der Verletzung
vorvertraglicher Pflichten entstehen (nur versicherbar in Pkt.2.4').

2.1.2. Die Gellendmachung von Schadenorsatzansprüohen für geschäftlich beförder-
tes Gut ist nur versichert, wenn dies besonders vereinbart isl.

2.2. Straf'R6chlsschutz

für die Verteidigung in Strafuerfahren vor Strafgerichten, Ven^rallung.sbehörden
oder Verualtunlsg;richten wegen eine§ Verkehrsunfalls oder der Übertretung
von Verkehrsvorschrift en.

Versioherungsschutz bestehl bei gerichtlichen Strafverfahren ab Anklage, bei
venalaltungsbehördlichen Strafverfahren ab der ersten Verfolgungshandlung.

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für die Beiziehung eines Verteidi-
gers zur Vernehmung durch die Ermittlung§behörden (Polizei, Staatsanwalt), so'
fern auch sonst ftir das vorgeworfene Delild grundsätzlich Versicherungsschutz
bestehen würde bzw. nach Beendigung des Verfahrens Versicherungsschutz be-
§t6hl. Die Leistungen des Versicherer§ für diese Beiziehung eines Verteidigers
sind mit 1,25 o/o der Versicherungssumme begrenr.

2.2,1. Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit der Haltung und be'
stimmungsgemäßen Vewendung des Fahrzeuge§ geltenden Reohtsnormen zu
verstehen. Die Verletzung derartiger Vorschrifien fällt abweichend von 411.7,

Pkt.2.5^ unabhängig von der Verschuldensform unter Versicherungsschutz,
wenn sie nicht zum Zweck der Ezielung eines kommeziellen Vorteils began'
gen wurde.

2.2.2, ln Venrualtung6strafuerfahren besteht Verslcherungsschutz nur dann, wenn mit
Slrafuerfügung eine Freiheitsstrafe (nichl Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geld-
strafe von mehr als 0,125 7o der Versicherungs§ummefestgeset, wird.

Werden in einer Strafuerfügung mehrere Geldstrafen verhängt, besteht Versi-
cherungsschutz fiir das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,125 % der Versioherungssummefestgesetzl wird.

Komml es ohne Erlassung einer Strafoerfügung zur Einleitung eines ordentli-
chen Verfahrens, bestehl Versicherung§schutz filr da§ ge§amte Verfahren.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht VersioherungsschuE bei De-
likten, die eine Vormerkung im örtlichen Führerscheinregisier oder den Entzug
der Lenkerberechtigung bewirken.

2.3. Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung in Verfahren w6gen Entziehung, Einschränkung, Erlöschen o-
der vorläufiger Abnahme der Lenkerberechtigung, wenn das Verfahren im Zu'
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sammenhang mit einem Verkehrsunfall oder einer Übertretung von Verkehrsvor-
schriften eingeleitet wurde.

ln djesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die Vertretung im Verfah-
ren zur Wiederausfolgung der Lenkerberechtigung.

2.3,1. Kein Versicherungsschutz besteht, wenn das Verfahren wegen fehlender geis-
tiger oder körperlicher Eignung eingeleitet vJorden ist.

2.3.2. Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Motofahrzeugen Gegensland
derartiger Verfahren, gelten diese Bestimmungen sinngenräß.

2.4. F ahrzeug-V ertrags-Rechtssch utz

Wenn vereinbart, umfasst der 'i/ersicherungsschutz auch die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen, die versicherte Fahrzeu-
ge und Anhänger ernschließlich Ersatzteile und Zubehör betreffen.

Als Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus schuldreöhtlichen Verträgen gilt
auch die Gellendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner Vermö-
gensschäden, die aus der Verlelzung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten
ar'Jischen Vertragspartnern entstehen, über das Erfüllungsinteresse hinausgehen,
oder die aus der Verletzung vorveilraglicher Pflichten entstehen.

ln Verbindung mit Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß Pkt.1.1., 1.2. oder 1.4. er-
streckt sich dieser Versicherungsschulz auch auf die Wahrnehmung rechllicher
I nieresse n

2.4.1 . aus Mietverträgen über Fahrzeuge, die selbst gelenkt werden;

Versicherungsschutz besteht auch für die Geltendmachung von eigenen Scha-
denersalzansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts vregen eines erlittenen Personen-, Sach- oder Vermögens-
schadens, so1r,/eit sie nicht das vom Versicherungsnehmer gelenkte Fahrzeug
betreffen.

2,4.2. aus der Anschaffung des erstmals zur Versicherung gelangenden Fahrzeuges,
wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag für dieses Fahrzeug innerhalb ei-
ner Woche nach der Anmeldung beginnt und aus Verträgen über die Anschaf-
fung u,/eiterer Motorfahrzeuge zu Lande sourie Anhänger und von Folgefahzeu-
gen,

vuenn diese Fahrzeuge für die gemäß Pkt.1. levueilsvereinbade Nutzung vorge-
sehen sind.

ln Verbindung mrt Fahrzeug-Rechtsschulz gemäß Pkt.1.3. besteht kein Versiche-
rungsschutz aus Verträgen über die Anschaffung eines Folgefahrzeuges gemäß
Pkt.5.2.

In Verbindung mil Fährzeug-Rechtsschutz gemäß Ph.1"4. besteht kein Versiehe-
rungsschutz aus Verträgen über die Anschaffung weiterer Molorfahrzeuge zu
Land.

2.5. Emeiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

lm Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schadenersalzänsprüchen oder
einem Strafverfahren nach einem Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen Enl-
ziehung der Lenkerberechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch die Kos-
ten für Verfassungs- und Verwallungsgerichtshofbeschwerden.

3. Was ist nicht versichert?

lm Fahrzeug-Rechtsschutz be$teht - neben den in Art.7 genannten Fällen - kein
Versicherungsschulz für die Beteiligung an molorsportlichen Wettbewerben (auch
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden Trainlngsfahrten.

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. AIs Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Versicherers gö-
mäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Abs. 2 VersVG (siehe An-
lage) bewirkt, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz,

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzl, das Fahrzeug zu lenken;

4.1.2. dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch
Alkohol, Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zusland be-
findet.

4.2. Als öbliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Versicherers
gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Abs. 3 VersVG (sie-
he Anlage) bewirlrt, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz,

4.2.1. dass der Lenker einer gesetzlichen Verpflichtung enlspricht, seine Alemluft auf
Alkohol unlersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich
Blut abnehmen zu lassen;

4.2.2. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen geselzlichen Versländr-
gungs- oder Hilfeleistungspflichten entspricht.

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt ge5;enüber dem Versichorungsnehmer und den
mitversicherten Personen bestehen, so\^/eit diese die Verletzung dieser Obliegenhei-
ten gem. Pkt.4.'1 . und 4.2. weder kannten noch kennen mussten.

4.3. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten naclr den Punkten 4.1.2.
und 4.2. besleht nur dann, rrrenn der angeführle Umstand irn Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergangenen
rechtskräftigen Enlscheidung eines Gerichtes oder einer Vemaltungsbehörde

festgestellt worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzah-
len,

5. Wann verlängert sich der Versicherungsvertrag oder wann endet er vorzeilig?

5.1. Sind der Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personel't gemäß Pkt.1.1.
oder '1 .4. oder der Versicherungsnehmer gemäß Pkt.1.2. seit mindestens einem
Monat nicht mehr Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer
eines Fahrzeuges, kann der Versicherungsnehmer die Aufhebung des Versiche-
rungsvertrages mil sofortiger Wirkung verlangen.

5.2. Wird ein nach Pkt.1.3, versichertes Fahrzeug vorübergehend aus dem Verkehr
genommen, so wird dadurch der Versicherungsvertrag nicht berührt.

Wird ein nach Pkt.1.3. versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonslige
Weise weg, geht der Versicherungsschutz frühestens ab dem Zeitpunkt der be-
hördlichen Abmeldung des ursprünglich versicherten Fahrzeuges auf ein vorhan-
denes oder innerhalb von drei Monaten anzuschaffendes Fahrzeug der gleichen
Kategorie (Kraftrad, Kraftwagen, Sonderfahrzeug, etc.) über, das an die Stelle
des bisherversicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug).

Die Veräußerung oder der sonstige Wagfall des Fahrzeuges und die Daten des
Folgefahzeuges sind dem Versicherer jeweils innerhalb eines Monats anzuzei-
gen. Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, für das Folgefahrzeug wurde das
gleiche amtliche Kennzeichen ausgegeben oder es waren im Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles beim Versicherungsnehmer nicht mehr Fahrzeuge vorhanden,
als bei ein und demselben Versicherer versichert waren.

Hat oder enryirbt der Versicherungsnehmer kein Folgefahzeug oder wünschl er
keinen Versicherungsschutz für das Folgefahzeug, ist er berechtlgt, den Vertrag
hinsichtlich dieses Risikos mil sofortiger Wirkung zu kündigen. Die Kündigung ist
innerhalb von drei Monalen ab dem Zeitpunkt der behördlichen Abrneldung des
versicherten Fahrzeuges vorzunehmen.

Artikel 18

Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuglenker
(Lenker-Rechtsschutz)

'1 , Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1. der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegalte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lel:ensgefährte, so-
fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kin-
der bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den orcientli-
chen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten ;

'1 .2. der Versicherungsnehmer

als Lenker von Fahrzeugen, die nicht im Eigentum einer versicherten Person ste-
hen, nicht auf sie zugelassen sind bzrru. nicht von ihr gehalten oder geleast vr'er-
den.

Als Fahrzeug im Sinn dieser Bestimmungen gelten lMotorfahrzeuge zu Lande, zu
Wasserund in der Luft sowie Anhänger.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschulz umfasst

2.1. Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von eigenen Schadenersatzansprüchen aufgrund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts v/egen eines erlitte-
nen Personen-, Sach- oder Vermögensschadens, sovJeit sie nicht das vom Versi-
cherungsnehmer gelenKe Fahrzeug betreffen.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Geltendmachung von Ansprüchen aus
schuldrechtlichen Verträgen sowie die Geltendmachung von Ansprüchen wegen
reiner Vermögensschäden, die aus der Verlelzung vertraglicher Pflichten entste-
hen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verletzung vor-
vertraglicher Pflichlen entstehen.

2.2. Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Strafgerichten, Verwaltungsbehörden
oder Verwaltungsgerichten wegen eines Verkehrsunfalls oder der Übertretung
von Verkehrsvorschriften.

Versicherungssöhutz besteht bei gerichtlichen Strafverfahren ab Anklage, bei
verwaltungsbehördlichen Strafverfahren ab der erslen Verfolgungshandlung.

Darüber hinaus bestehl Versicherungsschutz für die Beiziehung eines Verteidi-
gers zur Vernehmung durch die Ermitllungsbehörden (Polizei, Slaatsanwalt), so-
fern auch sonst für das vorgeworfene Delikt grundsätzlich Versicherungsschutz
bestehen urürde bzrru. nach Beendigung des Verfahrens Versicherungsschutz be-
steht. Die Leislungen des Versicherers für diese Beiziehung eines Verteidigers
sind mit 1,25 0/o der Versicherungssumme begrenzt.
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2.2.1. Unler Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit der bestimmungs-
gemäßen Vemendung des Fahrzeuges geltenden Rechtsnormen zu verstehen.
Die Verletzung derartiger Vorschriften fällt abweichend von Art.7, Pkt.2.5. un-
abhängig von der Verschuldensform unter Versicherungsschutz, wenn sie nicht
zum Zweck der Erzielung eines kommerziellen Vorteils begangen wurde,

2.2.2. ln V erwallungsstra{verfahren besteht Versicherungsschutz n ur dann, wenn mit
Strafverfügung eine Freiheitsstrafe (nicht Ersätzfreiheitsstrafe) oder eine Geld-
strafe von mehr als 0,125 % der Versicherungssummefestgesetzt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen verhängt, besteht Versi-
cherungsschulz für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,'125 % der Versicherungssummefestgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung erner Strafverfügung zur Einleitung eines ordentli-
chen Verfahrens, besleht Versicherungsschutz für das gesamte Verfahren.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht Versicherungsschutz bei De-
likten, die eine Vormerkung im örtlichen Führerscheinregisler oder den Entzug
der Lenkerberechtigung bewirken.

2.3. Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung in Verfahren wegen Entziehung, Einschränkung, Erlöschen o-
der vorläufiger Abnahme der Lenkerberechtigung,.wenn das Verfahren im Zu-
sammenhang mit einem Verkehrsunfall oder einer Ubertrelung von Verkehrsvor-
schriflen eingeleitet wurde.

ln diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die Vertrelung im Verfah-
ren zur Wiederausfolgung der Lenkerberechtigung.

2,3,1, Kein Versicherungsschutz besteht, wenn das Verfahren wegen fehlender geis-
liger oder körperlicher Eignung eingeleitet wurde.

2.3.2. Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Motorfahrzeugen Gegenstand
derartiger Verfahren, gelten dlese Bestimmungen sinngemäß.

2.4. Enrueiterte Deckung

lm Zusammenhang mit der Gellendmachung von Schadenersalzansprüchen oder
einem Strafverfahren nach einem Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen Ent-
ziehung der Lenkerberechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch die Kos'
ten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschvrerden.

3. Was ist nicht versichert?

lm Lenker-Rechtsschutz besteht - neben den in Art.7 genannten Fällen - kein Ver-
sicherungsschulz für die Beleiligung an molorsportlichen Wettbewerben (auch Wer-
tungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden Trainingsfahrten.

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.'1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Vercicherers ge-
mäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Abs. 2 VersVG (siehe An-
lage) bewirkt, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz,

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das Fahrzeug zu lenken;

4.1.2. dass der Lenker sich rm Zeitpunkl des Versicherungsfalles nicht in einem durch
Alkohol, Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand be-
findet.

4.2. Als Obliegenheiten, deren Verle2ung die Leistungsfreiheit des Versicherers ge'
mäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Abs. 3 VersVG (siehe An-
lage) bewirld, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz,

4.2.1. dass der Lenker einer geselzlichen Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf
Alkohol unlersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich
Blut abnehmen zu lassen;

4.2.2. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen gesetzlichen Verständi-
gungs- oder Hilfeleistungspflichten entspricht.

4.3. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten nach den Punkten 4,1.2,
und 4.2. besleht nur dann, wenn der angeführte Umsland im Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergangenen
rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichles oder einer Verwaltungsbehörde
festgestellt worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzah-
len.

5. Wann endet der Versicherungsverlrag vorzeitig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er voraussichtlich dauernd daran ge-
hindert ist, ein Fahrzeug zu lenken oder dass er seine Tätigkeit als Berufsfahrer
endgültig aufgegeben hat, wird über sein Verlangen in geschriebener Form, sofern
nicht die Schriftlichkeit vereinbart ist, der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos aufge-
löst.

Artikel 19

Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutz für den Privat-, Berufs- und Betriebsbe-
reich

Der Versicherungsschutz erstreckl sich je nach Vereinbarung auf den Privat-, Berufs-
undloder Belriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

ffi

TW'GRAWE
Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte, so-
fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinderi Enkelkinder.jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mil dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kin-
der bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den ordentli-
chen Präsenzdienst oder Wehrersalzdienst ableisten, für Versicherungsfälle, die
den privaten Lebensbereich, also nichl den Berufs- oder Betriebsbereich oder ei-
ne sonstige Ervverbstätigkeit betreffen; als sonstige Erh/erbslätigkeit giltiede nicht
beruflich oder betrieblich ausgeübte Tätigkeit mit dem Ziel daraus Einkünfte zu
erzielen.

1.2. im Berufsbereich

der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen gemäß Pkt.1.1. in ihrer Eigen-
schafl als unselbständig Erwerbstätige lür Versicherungsfälle, die mit der Berufs-
ausübung unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur
Arbeitsslälte eintreten ;

1,3. im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherlen Belrieb und alle Arbeitnehmer im
Sinn des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die mit dem Betrieb oder der Tälig-
keit für den Betrieb unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg
von und zur Arbeitsstätte einlreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungssch utz umfasst

2.1. Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von Schadenersalzansprüchen aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen privalrechtlichen lnhalts wegen eines erliltenen Perso-
nen-, Sach- oder Vermögensschadens sowie für die Gellendmachung von dingli-
chen Herausgabeansprüchen an beweglichen körperlichen Sachen.

2.2. Straf-R0chlsschutz

für die Verteidigung in Strafverfähren vcr Strafgerichten, Verwaltungsbehörden
oder Verualtungsgerichten wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen.

Versicherungsschutz besteht bei gerichllichen Strafverfahren ab Anklage, bei

verwaltungsbehördlichen Strafverfahren ab der ersten Verfolgungshandlung.

Darüber hinaus besleht Versicherungsschutz für die Beiziehung eines Verteidi-
gers zur Vernehmung durch die Ermittlungsbehörden (Polizei, Slaatsanwalt), so'
fern auch sonst für das vorgeworfene Delikt grundsätzlich Versicherungsschutz
beslehen würde bzw. nach Beendigung des Verfahrens Versicherungsschutz be-
steht. Die Leistungen des Versicherers für diese Beiziehung eines Verteidigers
sind mit 1,25 o/o der Versicherungssumme begrenzt.

2,2.1 . Bei einer Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer Handlungen und Unterlassun-
gen wird rückwirkend Versicherungsschutz gegeben, wenn eine rechtskräftige
Verurteilung wegen Fahrlässigkeit, ein rechtskräitiger Freispruch oder eine
endgültige Einstellung des Verfahrens erfolgt, ureil es an genügend Gründen
fehlt, den Beschuldigten der Tat für verdächtig zu hallen, Geringfügigkeit der
Tat gemäß § 191 SIPO gegeben ist oder das Verfahren aufgrund gerichtlicher
Diversionsmaßnahmen eingeslellt wird.

2.2,2.Für Handlungen oder Unterlassungen, die nur bei vorsätzlicher Begehung
strafbar sind, besleht aber unabhängig vom Ausgang des §lrafverfahrens kein
Versicherungsschutz, wenn

- der Versicherungsnehmer schon einmal wegen einer auf der gleichen schäd-
lichen Neigung im Sinn des § 71 StGB beruhenden Tat verurteilt worden ist;
gelilgte Vorstrafen bleiben dabei außer Betracht;

- sich die Tat gegen einen Angehörigen (§ 72 SIGB) gerichtet haben soll;

- ein nach Pkt.1 ,3. mitversicherter Arbeitnehmer oder gesetzlicher Vertreter die
Tat zum Nachteil des versichertefi Unternehmens begangen haben soll.

2.2.3.|m Betriebsbereich besteht Versicherungsschulz in Venruallungsstrafverfahren
nur dann, wenn mit Strafverfügung eine Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheits-
strafe) oder eine Geldstrafe von mehr als 0,125 % der Versicherungssumme
festgesetzt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen verhängt, besteht Verst'
cherungsschutz für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,125 0/o der Versicherungssumme festgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur Einleitung eines ordenlli-
chen Verfahrens, besteht Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor Er-
lassung eines Bescheides eingestellt oder wenn mil Bescheid eine Strafe ge-

mäß Abs.1 oder Abs.2 festgesetzt wird.

3. Was ist nicht versichert?
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3,1, Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Reohtsschutz-Bausteinen
und Versicherungszweigen sowie zur Abgrenzung von anderen Bausteinen um-
fasst der Versicherungsschutz nicht

3.1.1. Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den mitversicherten Personen in
ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Haller, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer
oder Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie
Anhängern eintreten (nur versicherbar in Art.17 und 18);

3.1.2. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer (nur versicherbar in Art.20);

3.1,3. die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuldrechtlir:hen Verträgen sovlie
die Geltendmachung von Ansprüchen uregen reiner Vermögensschäden, die
aus der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten zwischen Vertrags-
partnern entstehen, über das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder die aus der
Verletzung vorvertraglicher Pflichlen entslehen (nur versicherbar in Art.23);

3.1.4. im Schadenersatz-Rechtsschutz Fälle, welche beim Versicherungsnehmer in
seiner Eigenschaft als Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken, Gebäuden
oder Gebäudeteilen entslehen (nur versicherbar in Art.24), Dieser Ausschluss
gilt nicht für Gebäude und Wohnungen (einschließlich daz:ugehöriger Grundstü-
cke), die ausschlleßlich eigenen Wohnzwecken dienen.

3.2. lm Schadenersatz- und Straf-Rechtsschulz besleht - neben den in Art.7 genann-
ten Fällen - kein Versicherungsschutz

3.2.1 . im Privatbereich für Fälle, vuelche beim Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaft als Eigenlümer oder Pächter von Jagdgebieten, Fischereigewässern,
Jagd- und Fischereirechten eintreten ;

3.2.2. für die Geltendmachung von imntateriellen Schadenersalzansprüchen aus der
Verletzung von Persönlichkeitsrechten, ausgenommen Personenschäden und
Schäden aus der Verletzung der persönlichen Freiheit.

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheil des Versicherers gemäß
den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 VersVG (siehe Anlage) bewirkl,
gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im Zeitpunkl des Versicherungsfalles nichl
in einem durch Alkohol, Suchtgift oder lvledikamentenmissbrauch beeinträchtigten
Zustand befindet und dass er einer geselzlichen Verpflichlung entspricht, seine
Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen oder
sich Blut abnehmen zu lassen.

Leistungsfreiheit v,/egen Verletzung der Obliegenheit besteht nur dann, vrenn der
angeführte Umstand im Spruch oder in der Begründung einer im Zusammenhang
mit dem Versicherungsfall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerich-
tes oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Versicherer er-
brachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

Artikel 20

Arbeitsgerichts-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erslreckl sich je nach Vereinbarung auf den Berufs-
und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in v,relcher Eigenschaft versichert?

Versicheru ngsschutz haben

1.1. im Berufsbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte, so-
fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, vuenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kin-
der bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den ordentli-
chen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten, in ihrer Eigenschaft als Ar-
beilnehmer gem. § 51 Abs.l ASGG gegenüber ihrem Arbeitgeber gem. § 51
Abs.1 ASGG sowie als arbeitnehmerähnliche Person gem. § 51 Abs.3 ASGG;

1.2. im Belriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb als Arbeitgeber gegenüber
seinen Arbeitnehmern.

2. Was ist versichert?

2.1. Der Versicherungsschutz umfasst

- die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeits- oder Lehrverhältnissen in
Verfahren vor Arbeitsgerichten.

- für Dienstnehmer die außergerichtliche Wahrnehmung Iechtlicher Interessen
bei Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeilsplatz. Die Versjcherungsleis-
tung isl pro Schadenfall mit maximal 1,25 a/o der Versicherungssumme begrenzt
und kann höchslens einmal pro Kalenderjahr in Anspruch genommen werden.

Bei lnsolvenz des Arbeitgebers erstreckt sich der Versicherungsschutz des ver-
sicherten Arbeitnehmers auch auf die Anmeldung seiner Forderung und die
Geltendmachung bestrittener Forderungen vor dem Insolvenz- oder Arbeitsge-

richt sowie auf den Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld und dessen gerichtlicher
Geltendmachung,

- Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher lnteressen bis ma-
ximal 1,25 0/o der Versicherungssumme, sofern die Angelegenheit dadurch end-
gültig beendet ist und Mediation nicht in Anspruch genommen wurde;

- Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation (vgl. Art.6, Pk1.6.10.)
in den Fällen, in denen das dem Konflikt zugrunde Arbeits- oder Lehrverhältnis
zum Zeitpunkt der Geltendmachung des Deckungsanspruches unstreitig auf-
recht besteht bzv,/. in denen nach einseitigerAuflösung des Rechtsverhältnisses
eine Aniechtung mit dem Ziel der Fortführung auf unbeslimmte Zeit erfolgt;

2.2. Bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen besleht Versicherungsschutz für
die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen bezüglich diens!, besoldungs- und pen-
sionsrechtlicher Ansprüche in Verfahren vor Venr'Jaltungsbehörden und Veryval-
tungsgerichten und für die Wahrnehmung sonstiger rechtlicher lnteressen im Zu-
sammenhang mit dem Arbeitsverhältnis in Verfahren vor Zivilgerichten sovr'ie,
abv,reichend von Art.7, Pkt.1.10., auch für Disziplinarverfahren.

Der Versicherungsschutz umfasst auch die Koslen einer Verfassungs- und Ver-
waltungsgerichtshofbeschrruerde bis zu einer Höhe von 2 % der Versicherungs-
summe, maximal jedoch bis zur Höhe des gesetzlich vorgesehenen Pauschalkos-
tenersatzes.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechtsschutz-Bausteinen
umfasst der Versicherungsschutz nicht die Wahrnehmung rechtlicher Inleressen

3.1.1. im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen
gemäß Art.17, Pkt.2.1. und Art.18, Pkt.2.1. sowie für die Wahrnehmung rechtli-
cher lnleressen gemäß Art. 1 7, Pk1.2.4. (nur versicherbar in Art. 1 7 und 1 8) ;

3.1.2. aus Bestandverträgen über Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile (nur versi-
cherbar in Art.24).

3.2. lm Arbeitsgerichts-Rechtsschutz besteht - neben den in Art.7 genannten Fäl-
len - kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus
dem kollektiven Arbeitsrecht.

4. Wafiefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten Ver-
sicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschulz.

Artikel 2'l

Sozialversicherungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckl sich je nach Vereinbarung auf den Privat-, Berufs-
und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privat- und Berufsbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte, so-
fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, v"renn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kin-
der bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den ordenlli-
chen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten;

1.2. im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im
Sinn des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmit-
telbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur Arbeitsstätte
einlreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechllicher lnteressen des
Versicherungsneh mers

2.1. in zivilgerichtlichen Verfahren vor Sozialgerichten wegen Streitigkeiten mit Sozial-
versicherungsträgern in sozialversicherungsrechllichen Leistungssachen; sozial-
versicherungsrechtliche Leistungssachen sind Ansprüche aus der gesetzlichen
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung.

2.2. in Verfahren vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten uvegen Fest-
stellung der Sozialversicherungspflicht, der Sozialversicherungsberechtigung, des
Beginns oder Endes der Sozialversicherung sowie wegen Streitigkeiten über Bei-
tragszahlungen und Zuschläge.

Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten einer Verfassungs- und Ver-
waltungsgerichtshofbeschwerde bis zu einer Höhe von 2 % der Versicherungs-
summe, maximal jedoch bis zur Höhe des gesetzlich vorgesehenen Pauschalkos-
lenersatzes.
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3. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monalen ab dem vereinbarten Ver-

sicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschulz.

Artikel 22

Beratungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erslreckl sich 1e nach Vereinbarung auf den Prival', Berufs-

und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privat- und Berufsbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender

Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgeiährte, so-

fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,

Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher

Gemeinschafimit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kin-

der bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufsausbildung slehen bzw den ordenlli-

ähen Präsenzdiensl oder Wehrersatzdienst ableisten, für eigene Rechlsangele-

genheilen;

1.2. im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für Rechlsangelegenheiten des versicherten Betriebes.

2. Was isl versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Koslen für eine mündliche Rechtsauskunft

durch einen vom Versicherer ausgewählten Rechtsanwalt oder Notar'

Diese Rechtsauskunft kann sich auf Fragen aus allen Gebieten des österreichi-
schen Rechtes bzw. in den Fällen des Art 4, Pkt.1. des jeweiligen ausländischen

Rechles, ausgenommen Steuer-, Zoll- und sonstiges Abgabenrecht, beziehen'

Bezieht sich die gewünschte Beralung auf beim selben versicherer bestehende

Versicherungsvertiäge, übernimmt der Versicherer die Kosten eines vom Versiche-
rungsnehme-r frei gewllhlten Rechtsanwaltes, der seinen Sitz am allgemeinen Ge-

richtsstand des Versicherungsnehmers hat.

Eine Beratung kann vom versicherungsnehmer höchstens einmal pro Kalendermo-

nat in Anspruch genommen werden.

3. Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versicherungsfall gilt eine bereils eingetrelene oder bevorslehende Anderung in

den rechtlichen Verhältnissen des versicherungsnehmers, die eine Beratung not-

wendig macht.

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten Ver-

sicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschulz

Artikel 23

Allgemeiner Vertrag§-Recht§schutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich.ie nach Vereinbarung auf den Privat- und/oder

Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender

Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechllicher Lebensgefährte, so-

fern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,

Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder iedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kin-

der bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßi-
ges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw den ordenlli-
ähen präsenzdienst ocler Wehrersatzdienst ableisten, für Versicherungsfälle, die
den privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Belriebsbereich oder ei-

ne sonstige Erwerbstätigkeit betreffen; als sonstige Erwerbstätigkeit giltjede nicht

beruflich äder betrieblich ausgeüble Tätigkeit mit dem Ziel daraus Ernkünfte zu

erzielen;

1.2. im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb,

2. Was isl versichert?

2.1. Der Versicherungsschutz umfasst die wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus

schuldrechtlichen Verträgen des Versicherungsnehmers über bewegliche Sachen

sowie aus Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des Versicherung§nehmers

über unbewegliche Sachen.

Als Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus schuldrechtlichen Verlrägen gilt

auch die Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner Vermö-
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gensschäden, die aus der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten

zwischen Vertragspartnern entstehen, über das Er{üllungsinteresse hinausgehen,
oder die aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entslehen.

2.2. lm Privatbereich erstreckt sich der Versicherungsschulz aus Reparatur- bzw

sonsligen Werkverträgen über unbewegliche Sachen nur auf Gebäude oder

Wohnungen einschließlich zugehöriger Grundstücke, die vom Versicherungs-
nehmer zu eigenen Wohnzwecken benulzt werden.

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch sonstigen Zwecken dienen,

bestehl Versicherungsschutz nur für Fälle, die ausschließlich die eigene Woh-
nung betreflen.

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken nur der nichtgewerbsmäßigen

Fremdenbeherbergung dienen, beslehl Versicherungsschulz in vollem Umfang

2.3. lm Betriebsbereich besteht Versicherungsschutz nur unter folgenden Vorausset-

zu ngen

2.3.1, sofern und solange die tatsächlichen oder behaupteten Forderungen und Ge-

genforderungen der Vertragsparteien (Gesamlansprüche) aufgrund desselben

üersicherunlsfalles im sinn des Art.2, pkt.3. die vertraglich vereinbarte ober-
grenze unabhängig von Umfang, Form und Zeitpunkt der Geltendmachung

nicht übersteigen;

aufrechnungsweise geltend gemachte Forderungen des Gegners werden für

die Berechnung der Gesamtansprüche nur berücksichtigt, sofern und sobald sie

der Höhe nach konkret beziffert sind.

SinkendieGesamlansprüCheVordergerichllichenGeltendmachungdurchzah.
lung,VergleichoderAnerkenntnisunterdievereinbarteObergrenze,bestehtab
cliesem Zeilpunkt Versicherungsschutz.

SleigendieGesamtansprüchenachBestäligungdesVersicherungsschutzes
üUei die vereinbarte Obergrenze, entfälll ab diesem Zeitpunkt der Versiche-
rungsschulz.

2.3.2. lür die Geltendmachung von Ansprüchen erst nach schriftlicher Aufforderung

des Gegners durch den Versicherungsnehmer, den rechtmäßigen Zustand wie-

der herzustelien;

2.3.3. bei der Betreibung unbestrittener Forderungen (lnkassofälle) sind Teilzahlungen

des Gegners abweichend von Art.6' Pkt.6 T zuerst auf Kosten anzurechnen'

3. Was ist nichl versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechtsschutz-Bausteinen und

zur Abgrenzuni von anderen Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht

die Wahrnehmung rechllicher lnteressen

3.1. aus Verträgen betreffend Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft

sowieAnhänger (nur versicherbar in Art.17, Pk1.2.4.)'

3.2. aus Arbeits- oder Lehrverhältnissen (nur versicherbar in Art 20)'

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Ver§icherungszweigen um-

fasst der Versicherungsschutz nicht

3.3. die Abwehr von Ansprüchen aus der verletzung gesetzlicher, vedraglicher oder

vorvertraglicher Pflichten, wenn dieses Risiko im Rahmen eines Haflpflichtversi-

cherungsvertrages versichert ist.

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten Ver-

sicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz'

Artikel 24

Rechtsschutz für Grundstückselgentum und Miete

Der Versicherungsschulz erstreckt sich 1e nach vereinbarung auf die selbslnutzung

des versicherteri Objektes und/oder die Gebrauchsüberlassung am versicherten

Objekt.

1 . Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz hat der Versicherungsnehmer

1.'1 . für Versicherungsfälle, die in seiner Eigenschafl als Eigentümer, Mieter, Pächter

oder dinglich N-utzungsberechtigter des in der Polizze bezeichneten Grundstü-

ckes, Gäbäudes odär Gebäudeteiles SNohnung oder sonstige selbständige
Räumlichkeit) eintreten (§elbslnutzung);

1.2. für versicherungsfälle, die in seiner Eigenschaft als vermieter oder Verpächler
des in der poliize bezeichneten Grundslückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles

11^/ohnung oder sonstige selbstständige Räumlichkeit) eintreten (GebrauchsÜber-

lassung).

Der Versicherungsschutz aus der Gebrauchsüberlassung umfasst auch Fälle, die

beim Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Eigentümer oder dinglich
Nulzungsberechligter des versicherten Objektes einlrelen.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die wahrnehmung rechtlicher lnteressen in Ver-

fahren vor österreichischenZivilgerichten bzw. im Fall des Art.4, Pkt.1. vor auslän-

dischen Zivilgerichten
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2.1. aus Miet- und Pachtverträgen;

Die Wahrnehmung der rechtlichen lnteressen umfasst auch

2 1.1. die Geltendmachung odör Abu/ehr von schadenersatzansprüchen wegen reiner
Vermögensschäden, die aus der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher
Pflichten zwischen Vertragspartnern enlstehen, über das Erfüllungsintäresse
hinausgehen, oder aus der Verletzung vorvertraglicher pflichten entsiehen;

2.1.2. die Einbringung von Besitzstörungs- und Entziehungsklagen gegen Dritte;

2.1 .3. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegen Dritte vregen Be_
schädigung des versicherten Objekes.

lm außerstreitigen verfahren nach dem r\4ietrechtsgesetz besteht versicherungs-
schutz auch für Verfahren vor den Schlichtungsstellen der Gemeinden.

2.2. aus dinglichen Rechten, ausgenommen Wohnungseigenturn. Der Versicherungs_
schutz umfasst auch die Geltendmachung und Abwehr nachbarrechilicher Än-
sprüche;

abweichend von Artikel 7.1.2. besteht Versicherungsschulz auch für dre Gel-
lendmachung und Abwehr nachbarrechilicher Ansprüche aufgrund allmählicher
Einwirkungen, wenn die Einwirkungen von unmittelbar benachbarten Grundstü_
cken ausgehen oder durch die Einwirkungen unmillelbar benachbarte Grundstü-
cke betrofien sind.

2.3. als Wohnungseigentümer

2.3.1.1ür Versicherungsfälle, die in seiner Eigenschaft als ausschließlich Nutzungsbe-
rechtigter des versicherten Wohnungseigentumsobjekts eintreten;

2.3.2.1ür versicherungsfärle, in denen die Eigentümergemeinschaft gegen Driüe vor-
geht oder von Dritten in Anspruch genommen wird, anteilig entsprechend dem
Miteigentumsanteil des Versicherungsnehmers an der Gesamlliegenschaft, zu
der das versicherte Wohnungseigentumsobjekt gehört.

2.3.3. ln allen anderen Fällen übernimmt cler versicherer für die wahrnehmung rechr
licher lnteressen des Wohnungseigentümers max. .1,25 o,,o der Versichärungs-
summe.

2.4. nur {ür die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die aus der Beschä-
digung des versicherten Objektes entstehen.

Kosten für die außergerichrliche wahrnehmung rechflicher lrrleressen übernimmt
der Versicherer bis max. 1,25 % der Versicherungssumme, sofern die Angelegen-
heit dadurch endgültig beendet ist.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Abgrenzung und Vermeidung von überschneidungen mit anderen Rechts_
schutz-Bausleinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die Wahrnehmung
rechllicher lnteressen im Zusammenhang

3.1.1. mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen als Eigenlümer oder
Besitzer von Gebäuden oder Wohnungen (einschließlich dazugehörrger Grund_
stücke), die ausschließlich eigenen Wohnzwecken dienen (nur versicherbar in
Art.19);

3.1.2. mit familien- oder erbrechllichen Auseinandersetzungen (nur versicherbar in
Art.25).

3.2. lm Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete bestehl - neben den in Art.7
genannten Fällen - kein Versicherungsschutz für

3.2.1. die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen im Zusammenhang mit dem Erwerb
oder der Veräußerung des Eigenlumsrechtes oder sonstiger dinglicher Rechte
am versicherten Objekt durch den Versicherungsnehmer;

3.2.2. die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen im Zusammenhang mit Aklen der Ho_
heitsverwaltung, wie insbesondere in Enteignungs-, Flurverfassungs-, Raum-
ordnungs-, Grundverkehrs- und Grundbuchsangelegenheiten ;

3.2.3. die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen zwischen Miteigentümern oder zv,ti-
schen sonstigen dinglich Nutzungsberechtigten des in der Frolizze bezeichneten
Objektes.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Bei der gerichtlichen Geltendmachung von nachbarrechflichen Ansprüchen auf
Grund allmählicher Einwirkungen, die von unmlttelbar benachtrarten Grundstücken
ausgehen, gilt der Versicherungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem die
allmählichen Einwrrkungen begonnen haben oder begonnen haben sollen, das
ortsübliche Maß zu überschreiten, ln allen übrigen Fällen gelten die Regelungen
des 4rt.2,3.

5. Wartefrrst

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monalen ab dem vereinbarten Ver-
sicherungsbeginn eintrelen, besteht kein Versicherungsschutz.

6. Wann verlängert sich der Versicherungsvertrag oder wann endet er vorzeitig?

6.1. Endet der Versicherungsvertrag durch Risikowegfall gem. § 68 Versicherungsver-
tragsgeselz, umfasst die vereinbarte Deckung nach Pkl.2.1. auch Versicherungs-
fälle, die innerhalb von sechs Monaten ab Risikowegfall eintreten.

6.2. Bezieht der Versicherungsnehmer innerhalb von zwölf Monaten ab Risikowegfall
an stelle der bisherigen Mierwohnung eine andere Mietwohnung und wünscht er
für diese Ersatzwohnung die Fortselzung des vertrages, so bästeht für die Er-
salzwohnung ohne neuerliche Wartefrjst Versicherungsschutz gem. pkt.2.1. ab
Begirn des Mietvertrages für die Ersatzvrohnung, frühÄtens abei ab Beendigung
des Mielvertrages für die ursprünglich versicherle Wohnung.

Für streitigkeiten aus dem Abschluss des neuen Mietvertrages besteht Versiche-
rungsschutz, wenn der Abschluss früheslens sechs Monale vor BeencJigung des
alten Mietvertrages erfolgte.

6 3 Enryirbt der versicherungsnehmer als Eigentümer einer selbsi genutzten woh-
nung oder eines selbst genutzten Eigenheimes innerhalb von zwölf lvlonaten ab
wegfalldes ursprünglich versicherten Risikos ein Ersatzobjekt und lvünscht er für
dieses Ersatzobjekt die Fortsetzung des vertrages, so besteht für das Ersatzob-
jekt ohne neuerliche Wartefrisl Versicherungsschutz gem. pkt.2.2. (neu bezoge_
nes Eigenheim) oder 2.3. (neu bezogene Eigentumswohnung) ab dem Zeitpunkt,
in dem der versicherungsnehmer zur Nurzung des Ersatzobjektes berechtigt ist,
frühestens aber ab Risikowegfall für das ursprünglich versicherte Objekt.

Artikel 25

Rechtsschutz aus Erb- und Familienrecht
1. Wer ist versichert?

versicherungsschutz haben der versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemein-
schaft mil ihm lebender Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechilicher
Lebensgefährte, sofern in der Polizze angeführt) und deren mindÄrjährige Kinder
(auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Sliefkinder; Enkelkinderjedoch nur, vränn sie in
häuslicher Gemeinschaft mit dem versicherungsnehmer leben), sourie deren voil-
jährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes re_
gelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildufig stehen bzw. den or_
dentliohen Präsenzdienst oder Wehrersatzdtenst ableisten

2. Was ist versichert?

2 1 Der Versicherungsschutz umfasst die wahrnehmung rechflicher rnteressen vor
öslerreichischen Zivrlgerichlen bzw. im Fall des Art.4, pkt.1. vor ausländischen
Zivilgerichten aus dem Bereich

- des Erbrechtesj

- der Rechte zwischen Eltern und Kindern, des Eherechtes sowie des Obsorge-
und Sachwalterrechtes.

21.1. ln Außerstreitsachen bestehl Versicherungsschutz grundsätzlich nur für das
Rechtsmittelverfahren gegen gerichfl iche Entscheidungen.

2.1.1.1. Ausnahmen:

ln Verfahren über Unlerhaltsansprüche zwischen volljährigen Kindern und ih_
ren Eltern werden Kosten im Verfahren L lnstanz bis 1,25 % der Versiche_
rungssumme übernommen, sofern die Angelegenhert dadurch endgültig er_
ledigt ist.

ln Verfahren über die Abstammung minderjähriger Kinder v,rerden in l. In_
stanz die eigenen Kosten des vermeinflichen Vaters bis 1,25 % der Versiche-
rungssumme übernommen, sofern die Angelegenheit dadurch endgültig er_
ledigt ist.

ln Verfahren zur Enlscheidung über widersprechende Erbantrittserklärungen
(§§ 161 ff AußStrG) besteht Versicherungsschutz auch in erster tnstanz.

2.2 Kosten für dre außergerichtliche wahrnehmung rechilicher lnleressen bis maxi-
mal 1,25 % der Versicherungssumme, sofern die Angelegenheit dadurch endgül_
tig beendet tst und Mediation nicht in Anspruch genommen wurde.

2,3. Kosten außergerichtlicherKonfliktlösung durch Mediation (vgl. Art.6, pkt.6.1O.).

2.4. lm Bereich des Erbrechtes besteht (ausgenommen bei widersprechende Erban-
trittserklärungen * siehe Pkt.2.1.1.1.) Versicherungsschutz nur fi.ir Fälle, die dem
streitigen Rechtsweg vorbehalten sind

3. Was ist nicht versichert?

lm Rechtsschutz aus Erb- und Familienrecht besteht - neben den in Art.7 genann_
ten Fällen - kein versicherungsschutz fur die wahrnehmung rechflicher lnteiessen

3.1. in Ehescheidungssachen;

3.2. in den damit in ursächlichemZusammenhang stehenden Streitigkeiten über

3.2.1. die Rechte zwischen den Ehegatten, wie insbesondere die Abgeltung der lVlit-
wirkung eines Ehegatten im Erwerb des anderen, die Aufteilung des Lhelichen
Gebrauchsvermögens und der ehelichen Ersparnisse sowie den Unterhalt,

3.2.2. die Rechte zwischen Eltern und ehelichen Kindern. wie insbesondere den
hauptsächlichen Aufenthall minderjähriger Kinder, die Obsorge, das Recht auf
persönlichen Verkehr z\r'iischen den Eltern und den minderjährigen Kindern und
den Unterhalt,

wenn der Versicherungsfall während der Anhängigkeit des Ehescheidungsverfah-
rens oder innerhalb eines Jahres nach dessen rechtskräftigem Abschluss eingelre-
len ist.

RS90003/25.10.2019 H232 21.10.2019 11t19

393



Polizze Nr.

Graz, am 24.03.2022

5,504.636

3.3. in Streitigkeiten über die Rechte zwischen Eltern und unehelichen Kindern, wenn
der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres nach Aufhebung der häuslichen
Gemeinschaft der Eltern der unehelichen Kinder eingetreten isl.

ln Streiligkeiten, die im Zeitpunld der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft
bereits anhängig waren und damit in ursächlichem Zusammenhang stehen, ent-
fällt der Versicherungsschutz ab diesem Zeitpunkt.

3,4, zur Festslellung oder tsestreitung derVaterschaft und zur Feststellung der Nicht-
abstammung vom Ehemann der Mutter und für die im Zusammenhang mit einem
solchen Verfahren stehenden Unterhaltssachen, wenn der Versicherungsbeginn
weniger als 9 Monale vor der Geburt des betroffenen Kindes liegt.

3.5. in erbrechllichen Angelegenheiten, wenn der zugrunde liegende Erbfall vor Versi-
cherungsbeginn oder innerhalb eines Jahres danach eingetreten isl.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

lst der Versicherungsnehmer gezwungen, seine rechtlichen lnteressen in einem
Verfahren zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschafl bzw. der Ehelichkeit
sowie zur Feslstellung der Unehelichkeit eines Kindes wahrzunehmen, obwohl kein
Versloß im Sinn des Art.2.3. vorliegt, gilt die Geburt des Kindes als Versicherungs-
fall.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz.

Artikel 26

Daten-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

1.1. im Privalbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegalte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgofährle, so-
fern in der Polizze angeführi) und deren minderiährige Kinder (auch Enkel-, Adop-
tiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher Ge'
meinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige Kinder
bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes regelmäßiges
Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den ordentlichen
Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten, für Versicherungsfälle, die den
privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine
sonslige En /erbstätigkeit betreffen ;

1.2 lm Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Belrieb, soweit dieser personenbe-

zogene Daten im Sinne des Datenschutzgesetze§ (DSG) verarbeitet oder verar-
beilen läss1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Organe und den
Datenschutzbeauftragten des Versicherungsnehmers.

2. Was ist versichert?

2.1. lm Privatbereich

die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen zur Durchselzung von Auskunfts-, Be-
richtigungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechten gem. §§ 26 bis 28 DSG ge-
gen private Datenverarbeiter im Sinne des Datenschutzgeselzes.

2.2. lm Betriebsbereich

die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen des Versicherungsnehmers zur Abwehr
von Auskunfts-, Berichligungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechten gem.

§§ 26 bis 28 DSG, die von Betroffenen im Sinne des Datenschutzgesetzes gel-

tend gemacht werden.

3. Was ist nicht versicherl?

3.1. Kein Versicherungsschütz besteht im Zusammenhang mit Auskunflsersuchen,
die eine versicherte Person (PK.'1.1. und Pkt.1.2.) im laufenden Jahr bereils an

denselben Datenveruuender zum selben Aufgabengebiet gestellt hat.

3.2. lm Betriebsbereich besteht darüber hinaus kein Versicherungsschutz für die
Wahrnehmung rechtlicher lnteressen

3.2.1. im Zusammenhang mit automalionsunterstützter Verarbeitung von Daten, die
Dienstnehmer des versicherten Betriebes betreffen i

3.2.2. zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen der Verletzung datenschulz-
rechtlicher Bestimmungen.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Grundsätzlich gelten die Regelungen des Art.2, Pkt.3. Wird die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen notwendig, ohne dass ein tatsächlicher oder behaupteter
Verstöß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften vorliegt, so isl der Versi-
cherungsfall das Ereignis, das den Betroffenen im Sinne des Datenschutzgesetzes
nötigt, ein rechlliches lnteresse wahrzunehmen. Bei mehreren Ereignissen gelten
die Regelungen des Art.2, Pkt.3 stnngemäß.

Artikel 27

Anti-Stalking-Rechtsschutz

1" Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschulz haben der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemein-
schaft mit ihm lebender Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher
Lebensgefährte, sofern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder
(auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in

häuslicher Gemeinschafl mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren voll-
jährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes re-
gelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den or-
dentlichen Präsenzdiensl oder Wehrersalzdienst ableisten, für Versicherungsfälle,
die den privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder
ei ne sonsti ge Eruerbstätigkeit betreffen.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschulz umfassl den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen
Verfügung wegen Eingriffs in die Privatsphäre durch beharrliche Verfolgung im Sin-
ne von § 107a StGB (Stalking), sofern gegen eine bestimmte Person ein Ermitt
lungsverfahren wegen § 107a SIGB eingeleiletwurde.

lst dem Versicherungsnehmer vom Gericht die Einbringung einer nachfolgenden
Rechtfertigungsklage aufgetragen u,iorden oder leitet der Gegner ein ordentliches
Zivilverfahren gegen den Versicherungsnehmer zur Aburehr des behaupteten An-
spruchs ein, umfasst der Versicherungsschutz auch die Kosten eines solchen Ver-
fahrens.

3. Was ist nicht versichert?

Für die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen besteht - neben den in Art.7 genann-

ten Fällen - kein Versicherungsschutz

3.1. für die Beantragung einer einstweiligen Verfügung des Versicherungsnehmers

3.1.1. gegen mitversicherte Personen (411.5.1.),

3.1.2. gegen Personen, die aus dem Versicherungsvertrag milversichert waren, wenn
der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres ab Entfall der Mitversicherung ein-
getrelen isl.

3.2. sofern das Ermittlungsverfahren vor Abschluss des Versicherung§vertrages oder
innerhalb der Wartefrist eingeleitet wurde,

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Regelungen des Art.2, Pkt.3.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten Ver-
srcherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz.

Artikel 28

Steuer-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1 in Verbindung mit einem Fahrzeug-Rech'tsschutz (Art.17) der Versicherungsneh-
mer als Eigentümer des versicherten Fahrzeuges;

1.2 in Verbindung mit einem Liegenschans-Recht§schutz (Art.24) der Versicherungs'
nehmer im Selbstnulzungsbereich als Eigentümer des versicherten Objekts;

1.3 in Verbindung mit einem §traf-Rechtsschutz für den Privatbereich und Berufsbe-
reich (Art.19.1.'1 . und Art.19.'1-2.) der Versicherungsnehmer und seine Angehöri-
gen.

2. Was ist versiohert?

Der Versicherungsschutz umfasst abuveichend von Artikel 7.1.9.

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus dem Bereich des Steuer-' Zoll- und

sonstigen Abgabenrechles vor dem

2.1.1, Verfassungsgerichtshof (y'erfassungsbeschwerde gemäß Artikel 144 Bundes-
verfassungsgesetz)

2.1.2. Verwaltungsgerichtshof

- wegen Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines Erkenntnisses des Bundesfi-
nanzgerichts (Revision gemäß Artikel 133 Abs. 1 Z 1 Bundesverfassungsge-
setz);

- wegen Verletzung der Entscheidungspflicht über Eingaben des Versiche-
rungsnehmers (Säumnisantrag gemäß Artikel 133 Abs. 1 Z 2 Bundesverfas-
sungsgesetz);

2.2. die Verteidigung in gerichtlichen Strafverfahren ab Anklage nach dem Finanz-
strafgesetz (FinStrG). Eingeschlossen ist die Verteidigung in Venvaltungsslrafver-
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ln familienrechtlichen Streitigkeiten, die bei Einleitung des Ehescheidungsverfah- 5. Wartefrisl
rens bereits anhängig waren und mit diesem in ursächlichem Zu:T.i:"lilsS:- 

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten Ver-
hen, entfälll der Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der Einleitung des Ehe' 

sicherungsbeginn einlreten, besteht kein Versicherungsschutz.
scheid u n gsverfah rens.
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fahren ab Einleitung des Verfahrens mittels Bescheides oder durch Strafverfü-
gung gemäß § 143 Absatz 1 FinStrG.

Versicherungsschutz besteht dabei

2.2.1 . wegen fahrlässiger strafbarer Handlu ngen u nd U nterlassu ngen;

2.22. bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer Handlungen und Unterlassungen
wird rückwirkend Versicherungsschutz gegeben, wenn

- eine rechtskräftige Verurteilung wegen Fahrlässtgkeit,

- ein rechtskräftiger Freispruch, ausgenommen ein Freispruch wegen Unzu-
ständigkeit, oder

- eine endgültige Einstellung des Slrafverfahrens erfolgt, weil es an genügen-
den Gründen fehlt, den Beschuldigten der Tat für verclächtig zu halten oder
mangelnde Strafwürdigkeit der Tat gemäß § 25 FinStrG gegeben ist.

3. Was ist nicht versichert?

lm Sleuer-Rechtsschutz besteht - neben den in Artikel 7, 17, 19 und 24 genannten
Fällen - kein Versicherungsschutz

3.1. im Zusammenhang mit der Haftung für Steuern, Gebührerr oder sonstige Abga-
ben Dritter,

3.2. im Zusammenhang mitVerfahren, die

3.2.1. vom Versicherungsnehmer durch ein vor Versicherungsbeginn oder innerhalb
der Wartefrist liegendes Anbringen ausgelöst wurden;

3.2.2. durch einen vor Versicherungsbeginn oder innerhalb der Wartefrisl liegenden
tatsächlichen oder behaupteten Verstoß des Versicherungsnehmers, der Abga-
benbehörde oder eines Drillen ausgelöst v/urden.

4. Was gili als Versicherungsfall?

Abweichend von Artikel 2 gilt für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen der Ver-
sicherungsfall mit dem Zeitpunkl des Zuganges der ersten Entscheidung der Abga-
benbehörde erster Instanz als eingetreten.

Für die Verteidigung in Strafverfahren gelten die Regelungen des Artikels 2.3.

5. Wartefrlst

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten Versi-
oherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz.

6. Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich)

Im Steuer-Rechtsschutz bestehl Versicherungsschutz, v,,enn die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen in Österreich erfolgt und dafür die Zuständigkeit eines staatli
chen österreichischen Gerichtes oder einer staatlichen öslerreichischen Venryal-
tungsbehörde gegeben ist.

7. Rechtsgrundlage

Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten die Gemeinsamen Bestimmungen sowie
die Besonderen Beslimmungen der ARB.

Anlage:

§ 6 VersVG:

den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verlelzung Kennlnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer KUndigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verlet-
zung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinler der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verlet-
zung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, triü Leistungsfrei-
heit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist,

(2) IsteineObliegenheitverletzt,dievomVersicherungsnehmerzumZweckderVerminderungderGefahroderderVerhütungeinerErhöhungderGefahrdemVersichererge-

zung keinen Einfluss auf den Eintritl des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer otrliegenden Leistung gehabt hat.

oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obilegenheit zum Rücklritt berechtigt sein soll, ist unv,rirksam.

dingungen oder eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeleilt urird.

§ 12 VersVG:

auf die Leistung des Versicherers bekanntgeworden ist; ist dem Dritten dieses Recht nicht bekanntgeworden, so ver.jähren seine Ansprüche erst nach zehn Jahren.

(2) lst ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Einlangen einer in geschriebener Form übermittelten Enl-
scheidung des Versicherers gehemmt, die zumindest mi1 der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde gelegten Tatsache und gesetz;chen oder verlraglichen Be-
stimmung begründel ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die Verjährung jedenfalls ein.

ginnt erst, nachdent der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen Anspruch in einer dem Abs. 2 entsprechenden Weise sowie unler Angabe der
mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge abgelehrrt hat; sie ist für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit, in der
der Versicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs gehindert ist, gehemml.

§ 23 VersVG:

(1) Nach Abschluss des Vertrages darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers weder eine Erhöhung der Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch
einen Drillen gestatten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene oder gestattete Anderung rjre Gefahr erhöhl
ist, so hat er dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen.

§ 24 VersVG:

ruht die Verletzung nicht auf einen] Verschulden des Versicherungsnehmers, sö muss dieser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines Monates gegen sich gelten lassen.

(2) Das Kündigungsrecht erlischt, vuenn es nicht innerhalb eines Monates von dem Zeitpunkl an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung der Gefahr
Kenntnis erlangt, oder wenn der Zustand wiederhergestelll ist, der vor der Erhöhung bestanden hat.
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§ 25 VersVG:

(1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift des § 23 Abs, 1 von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gefahr

eintritt.

(2) Die verpflichtung des versicherers bleibl bestehen, wenn die verletzung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers beruhl. Der Versicherer ist iedoch auch in

diesem Fall von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Ais. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht wird und der Versicherungsfall später als ei-

nen Monal nach dem Zeitpunkt elntritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hälte zugehen müssen, es sei denn, dass ihm in diesem Zeitpunkl die Erhöhung der Gefahr

bekannt war.

' ' 
abgelaufen und 

-eine 
Kündigung nicht erfolgt isi oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss

auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 26 VersVG:

Die Vorschriften der s§ 23 bis 25 sind nicht anzuwenden, urenn der Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr durch das lnteresse des Versicherers oder durch ein Er-

eignis, für das der Versicherer haftet, oder durch ein Gebot der Menschlichkeit veränlasst wird.

§ 27 VersVG:

(1) TrittnachdemAbschlussdesVertragesunabhängigvomWillendesVersicherungsnehmerseineErhöhungderGefahrein,soistderVersichererberechligt,dasVersiche-
rungsverhältnis unler Einhaltung einer Kündigungifnst von ernem Monal zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit'
pqikt ,n ausgeübt wird, in demler Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt hat, oder wenn der Zustand wiederhergestelll ist, der vor der Erhöhung be-

standen hat.

(2) DerVersicherungsnehmerhat,sobaldervonderErhöhungderGefahrKenntniserlangl,demVersichererunverzüglichAnzeigezumachen.

(3) lstdieErhöhungderGefahrdurchallgemeinbekannteUmständeverursacht,dienichtnuraufdieRiskenbestimmterVersicherungsnehmereinwirken,etwadurcheineAn-
derung von Rec.-hlsvorschriften, so erlischt das Kündigungsrecht des Versicherers nach Abs. 1 erst nach einem Jahr und ist Abs. 2 nicht anzuwenden

§ 28 VersVG:

(1) Wirddieim§2TAbs.2vorgeseheneAnzeigenichtunverzüglichgemacht,soislderVersicherervonderVerpflichtungzurLeistungfrei,wennderVersicherungsfall später

als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hälle zugehen müssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Erhöhung der Gefahr in dem Zeilpunkt bekannt war, in welchem ihm die Anzeige hälle zugehen müssen' ' 
Das gleiche gilt,-wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn

Oie Eihrifrunfaer Gefahr keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweil sie keinen Einftuss auf den Umfang der Leislung des Versicherers gehabt hat.

§ 29 VersVG:

Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in Betracht. Eine Erhöhung der Gefahr komml auch dann nicht in Betracht, wenn nach den Umständen als vereinbarl anzu-

sehen ist, dass das Versicherungsverhältnis durch die Erhöhung der Gefahr nicht berührt werden soll.

§ 30 VersVG:

Die Vorschriften der s§ 23 bis 29 sind auch auf eine in der Zeit zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages eingetretene Erhöhung der Geiahr anzuwenden, die

dem Versicherer bei der Annahme des Anlrages nichl bekannt war.

§ 33 VersVG:

(1) DerVersicherungsnehmerhaldenEintrittdesVersicherungsfalles,nachdemervonihmKenntniserlangthat,unverzüglichdemVersichereranzuzeigen.

(2) Auf eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer von der Verpflichlung zur Leistung frei sein soll, wenn der Pflicht zur Anzeige des Versicherungsfalles nicht genügt

wird. kann sich der Versicherer nicht berufen, sofern er in anderer Weise von dem Eintritt des Versicherungsfalles rechtzeitig Kenntnis erlangt hat

§ 38 VersVG:

(1) lst die erste oder einmalige prämie innerhalb von 14 Tagen nach clem Abschluss des Versicherungsvertrags und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt,

dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird,

(2) lst die erste oder einmalige prämie zur Zeit des Einlritts des Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, so is1 der Versicherer von der Ver-

pflichtung zur Leistung frJi, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewie-

sen ha1.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 VersVG:

Wochen bestilnr"n;rur Unterzeichnu-ng' genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem

Ablauf der Fristverbunden sind. Eine Frislbestimmung, ohne Beachlung dieserVorschriften, ist unwirksam.

sicherervon der Ver[flichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein Versohulden verhindert war.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versicherungsverhältnis ohne Einhallung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zah-

lung im Verzug ist. Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungs-

neh-rner in dieiem Zeitpunkt riit d"er Zahlung im Verzug isl; darauf i-st der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen der

Kündigung fallen fort, wenn der Versicheruigsnehmeiinnerhalb eines Monates nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmungverbunden worden

ist, inrierhälb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs.1 bis 3 nicht aus,
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§ 39a VersVG:

lst der Versicherungsnehmer bloß mil nicht mehr als 10 vH der.lahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Verzug, so tritt eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfrei-
heil des Versicherers nichl ein.

§ 64 VersVG:

(1) Eine Vereinbarung, dass einzelne Voraussetzungen des Anspruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachver-

in gleicherAnzahl vom Versicherer und vom Versicherungsnehmernamhaft gemachtwerden, wobei vorgesehen vrerden kann, dassdieseSachversiändigen oder ein unbe-
teiligter Dritter einen Vorsitzenden zu bestimmen haben.

folgt in diesem Fall durch Urteil. Das gleiche gilt, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

(3) SindnachdemVertragdieSachverständigenvomGerichtzubestellen,soistfürdieBestellungdasBezirksgerichtzuständig,indessenSprengel derSchadenentstanden
ist. Durch eine ausdrÜcklicheVereinbarung der Beteiligten kann dieZuständigkeit eines anderen Bezirksgerichtes begründeiwerden. Der Beschluss, durch den demAntrag
auf Bestellung der Sachverständigen stattgegeben wird, ist richl anfechtbar.

(4) Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. '1 Satz '1 abweicht, ist nichtig.

§ 68 VersVG:

resse genommen isl, das lnteresse nicht zur Enlstehung, so ist der Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung tler Prämie frei; der Versicherer kann eine an-
gemessene Geschäftsgebühr verlangen.

(2) FälltdasversichertelnteressenachdemBeginnderVersicherungweg,sogebührtdemVersichererdiePrämie,dieerhätteerhebenkönnen,urenndieVersicherungnurbis
zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der Versicherer vom Wegfall des lnteresses Kenntnis erlangt.

(3) Fällt das versicherle lnteresse nach dem Beginn der Versicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine behördliche Maßnahme aus Anlass eines Krieges ureg oder ist
der Wegfalldes lnteresses die unvermeidliche Folge eines flrieges, so gebührt dem Versicherer nur der Teil cler Prämie, rruelcher der Dauer der Gefahrtragung entspricht,

(4) ln den Fällen der Abs, 2 und 3 sind die dem Versicherungsnehmer zurückzuerstattenden Prämienteile erst nach Kriegsende zu zahlen.

(5) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. Nr.509/1994)

§ 48a Börsegesetz:

(1) 3.,,Finanzinstrumente" sind

a) Wertpapiere im Sinne von § 1 Z 4 WAG 2007,

b) Anteile an Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren,

c) Geldmarklinstrumente,

d) Finanzterminkontrakle (Fulures) einschließlich gleichurerrtiger bar abgerechneter lnstrumente,

e) Zinsausgleichsvereinbarungen (Foruard Rate Agreement),

f) Zins- und Devisenswaps sowie Svuaps auf Aktien oder Aktienindexbasis (Equity-Swaps),

visen- und Zinsoplionen,

h) Warenderivate,

i) Zwei-Tage-Spols im Sinne von Arl. 3 Z 3 der Verordnung (EU) Nr. 1031l2O1O (Zwei-Tage-Spots auf Emissionszertjfikate),
j) alle sonstigen lnstrumente, die zum Handel auf einem geregelten Markt in einem Mitgliedstaat zugelassen sind oder für die ein Antrag auf Zulassung zum Handel auf ei-

nem solchen lvlarkt geslellt wurde; insbesondere auch Fünf-Tage-Futures im Sinne von Art. 3 Z 4 der Verordnung (EU) Nr. 1031l2O1O (Ftinf-TagelFutures auf Emissi-
onszerlifi kate).

§ 3 KSchG:

Rücktrittsrecht
(1) HatderVerbraucherseineVertragserklärungwederindenvr:mUnternehmerfürseinegeschäftlichenZweckedauerndbenütztenRäumennochbei einemvondiesemdafür

auf einer Messe oder einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem Vertragsanlrag oder vom Vertrag zurücktrelen. Dieser Rücktritt kann bis zum Zu-
slandekommen des Vertrags oder danach binnen 14 Tagen erklärt werden. Der Laui dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest clen Namen und
die Anschrift des Unternehmers, die zur ldentifizierung des Verträgs notwendigen Angaben sowie eine Belehrung übeada; Rücktrittsrecht, die Rücklrittsfrist und die Vor-
gangsweise für die Ausübung des Rücktrittsrechts enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrags, bei Kau{verträgen über Waren
mit dem Tag, an dem der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. lst die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht deh Verbraucher da; Rücktrittsrecht
für eine Frist von zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss beziehungsir,,eise Warenlieferung zui wenn der Unternehmer die Urkundenausfolgung innerhalb von
zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhält. Bei Versiche-
rungsverträgen endet die Rücktrittsfrist spälestens einen Monat nach Zustandekommen des Vertrags.

(2) Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer oder ein mit ihm zusammenwirkender Driller den Verbraucher im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugs-
fahrt oder einer ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprochen auf der Straße in die vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke benütz-
ten Räume gebrachl hat.

(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. v/enn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unternehmer oder dessen Beauftraglen zwecks §chließung dieses Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Bespreohungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind oder

3. bei Verlrägen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, vvenn sie üblicherweise von Unternehmern außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen
vrerden und das vereinbarte Enlgelt 25 Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in ständigen Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgelt 50 Euro
nicht übersleigt.

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-Geselz unlerliegen, oder

RS90003/ 25.10.2019 H232 21.10.2019 15t19

393



Polizze Nr.

Graz, am 24.A3.2422

ffi

TWl,6RAWE
5,504.636

(3)

(4)

5. bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in körperlicher Abwesenheit des Unternehmers abgegeben hat, es sei denn, dass er dazu vom Unternehmer gedrängt wor-

den ist,

(4) DieErklärungdesRückrittsistankeinebestimmleFormgebunden.DieRückrittsfrislistgewahrt,wenndieRücktrittserklärunginnerhalbderFristabgesendetwird.

(F) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer gegen die gewerberechllic_hen Regelungen über das Sam-

meln und die Enrgegennahme von Bestellungen auf Dienstleistungen (§ia cewo 1994), über das Aufsuchen von^ Privatpersonen und Werbeveranslaltungen (§ 57 Ge-

wo 1994) oder über die Entgegennahme von-Beslellungen auf Waien von Privatpersonen (§ 59 GewO 1994).verstoßen hat. Die Beslimmungen des Abs. 1, Abs.3 Z 4 und

5 und Abs. 4 sind auch auf dieies Rücktrittsrecht anzuwenden. Dieses steht dem Verbraucher auch in den Fällen des Abs, 3 Z 1 bis 3 zu.

§ 3a KSchG:

(1) DerVerbraucherkannvonseinemVertragsantragodervomVerlragweilerszurücktreten,wennohneseineVeranlassungfürseineEinwilligungmaßgeblicheUmstände,die
der Unlernehmer im Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten.

(2) Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs. 1 sind

1. die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten, die erforderlich ist, damil die Leistung des Unternehmers erbracht oder vom Verbraucher veruuendel werden
kann,

2. die Aussichl auf steuerrechlliche Vorteile,

3. die Aussicht auf eine öffentliche Fördelung und

4, die Aussicht auf einen Kredit.

Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, dass die in Abs. 1 genannten Umstände nicht

einen Monat nach der vollständigen Erfüllung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und Versicherungsverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden Vertrags-
dauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen des Vertrags.

Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn

1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen musste, dass die maßgeblichen Umslände nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten
urerden,

2. der Ausschluss des Rticktrittsrechts im einzelnen ausgehandelt worden ist oder

3. der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des Vertrags bereit erklärt.

Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß.

§ 51 ASGG:

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbegriff

Lehr- oder sonstigen Ausbildungsverhällnis slehen oder gestanden sind.

(2) Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von einem Arbeitnehmer auf Grund eines Arbeitsverhältnisses mil einem anderen wie von einem eigenen Arbeitnehmer

Arbeil geleistet wird.

(3) Den Arbeitnehmern stehen gleich

1. Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeitgenießen, sowie

2. sonstige nicht mit gewerblicher Heimarbeit beschäftigte Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu stehen, im Auflrag und für Rechnung bestimmler Personen

Arbeit leisten und wegen wirtschaftlicherUnselbständigkeit als arbeitnehmerähnlich anzusehen sind.

§ 191 SIPO:

Einstellung wegen Geringfügigkeit

strafe und Geldstrafe hat die Staatsanwaltschafl abzusehen und das Ermittlungsverfahren einzustellen, wenn

1 . in Abwägung der Schuld, der Folgen der Tat und des Verhaltens des Beschuldigten nach der Tal, insbesondere im Hinblick auf eine allfällige Schadensgutmachung,

sowie weiterer Umstände, die auf die Strafbemessung Einfluss hätten, der Störwert der Tat als gering anzusehen wäre und

2. eine Bestrafung oder ein Vorgehen nach dem 11. Hauptstück nichtgeboten erscheint, um den Beschuldigten von der Begehung strafbarer Handlungen abzuhalten oder

der Begehung strafbarer Handlungen durch andere enlgegen zu wirken.
(2) Nach einUringeÄ der Anklage, im Verfahren vor dem Landesgericht als Geschworenen- oder Schöffengericht nach Rechtsuiirksamkeil der Anklageschrift wegen Begehung

einer strafbaien Handlung, die von Amts wegen zu verfolgen ist, hat das Gericht unter denselben Voraussetzungen (Abs. 1) das Verfahren bis zum Schluss der Hauptver-

handlung mit Beschluss einzustellen. § 209 Abs. 2 erster Satz gilt sinngemäß.

§ 198 SIPO

Rücktritt von der Verfolgung {Diversion)

slehl, dass eine Ernstellung des Verfahrens nach den §§ 190 bis 192 nicht in Betracht kommt, eine Bestrafung jedoch im Hinblick auf

1. die Zahlung eines Geldbelrages (§ 200) oder

2. die Erbringung gemeinnütziger Leistungen (§ 201) oder

3. die Bestimmung einer Probezeit, in Verbindung mit Bewährungshilfe und der Erfüllung von Pflichten (§ 203), oder

4. einen Tatausgleich (§ 204)

nicht geboten erscheint, um den Beschuldigten von der Begehung strafbarer Handlungen abzuhalten oder der Begehung strafbarer Handlungen durch andere enlgegenzu-

wirken.

(2) Ein Vorgehen nach diesem Hauptstück isljedoch nurzulässig,wenn

'1. die Straftat nicht in die Zuständigkeit des Landesgerichls als Schöffen- oder Geschurorenengericht fällt,

2. die Schuld des Beschuldigten nicht als schwer (§ 32 SIGB) anzusehen wäre und
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3, die Tat nicht den Tod eines lVlenschen zur Folge gehabt irat.

(3) Abweichend von Abs. 2 Z 1 kann nach diesem Hauptstück auch im Fall des Missbrauchs der Amtsgewall nach § 302 Abs. 1 StGB vorgegangen v,rerden, sovreit der Be-
schuldigte durch die Tat keine oder eine bloß geringfügige oder sonst unbedeutende Schädigung an Rechlen herbeigeführt hat und die Tat nicht auch nach § 304 StGB mit
Strafe bedroht ist.

§ 71 StGB:

Schädliche Neigung

oder auf den gleichen Charaklermangel zurückzuführen sind.

§ 72 SIGB:

Angehörige

(1) Unter Angehörigen einer Person sind ihre Vervrandten und Verschwägerten in gerader Linie, ihr Ehegalte oder eingetragener Partner und die Geschurister des Ehegatten
oder eingelragenen Partners, ihre Geschwister und deren Ehegatten oder eingetragene Partner, Kinder und Enkel, die Geschuvister ihrer Ellern und Großeltern, ihre Vettern
und Basen, der Vater oder die Mutter ihres Kindes, ihre Wahl- und Pflegeeltern, ihre Wahl- und Pflegekinder, sowie Personen, über die ihnen die Obsorge zusteht oder unter
deren Obsorge sie stehen, zu verstehen.

(2) Personen,diemiteinanderinLebensgemeinschaftleben,werdenwieAngehörigebehandelt,KinderundEnkel einervonihnenurerdenwieAngehörigeauchderanderenbe-
handelt.

§ 107a StGB:

Beharrliche Verfolgung

(1) WereinePersonwiderrechtlichbeharrlichverfolgt(Abs.2),istmilFreiheitsstrafebiszueinemJahrzubestrafen.

1. ihre räumliche Nähe aufsucht,

2. im Wege erner Telekommunikation oder unter Venivendung eines sonstigen Kommunikationsmittels oder über Dritte Konlakt zu ihr herstellt,

3. unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Waren oder Dienstleistungen für sie bestellt oder

4. unter Venrvendung ihrer personenbezogenen Daten Dritte voranlassl, mit ihr Kontakt aufzunehmen.

(3) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. I Nr. 93/2007)

§ 161 AußStrG:

Entscheidung über das Erbrecht

(1) Das Gericht hat im Rahmen des Vorbringens der Parteien und ihrer Beweisanbote das Erbrecht der Berechtigten feslzustellen und die übrigen Erbantrittserklärungen abzu-
vreisen. Darüber kann mit gesondertem Beschluss (§ 36 Abs. 2) oder mit dem Einantwortungsbeschluss entschieden werden.

(2) AuchwährenddesVerfahrensüberdasErbrechtsindalljeneAbhandlungsmaßnahmenweiterzuführen,dievonderFestslellungdesErbrechtsunabhängigsind.

§ 26 DSG:

Die Rechte des Betroffenen

Auskunftsrecht

son oder Personengemeinschaft verarbeiteten Daten zu geben. Mit Zustimmung des Auftraggebers kann das Auskunftsbegehren auch mündlich gestellt werden. Die Aus-
kunft hat die verarbeiteten Daten, die lnformationen über ihre Herkunfi, allfällige Empfänger oder Empfängerkreise von Übermittlungen, den Zweck der Datenverwendung
sowie die Rechtsgrundlagen hiefür in allgemein verständlicher Form anzuführen. Auf Verlangen eines Betroffenen sind auch Namen und Adressen von Diensileistern be-
kannt zu geben, falls sie mit der Verarbeitung seiner Daten beauftragl sind, Wenn zur Person des Auskunftswerbers keine Daten vorhanden sind, genügt die Bekanntgabe
dieses Umstandes (Negativauskunft). Mit Zustimmung des Auskunftswerbers kann anstelle der schriftlichen Auskunft auch eine mündliche Auskunft mit der Möglichkeit der
Einsichtnahme und der Abschrift oder Ablichtung gegeben werden.

(2) Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schulz drls Auskunftswerbers aus besonderen Gründen noturendig ist oder soweit überwiegende berechtigte lnleressen

können sich hiebei aus der Notwendigkeit

1. des Schulzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Österreich oder

2. der Sicherung der Einsatzbereitschaft des Bundesheeres oder

3. der Sicherung der Interessen der umfassenden Landesverteidigung oder

4. des Schutzes wichtiger außenpolitrscher, wirlschaftlicheroder finanzieller lnteressen der Republik Österreich oder der Europäischen Union otler

5. der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten

ergeben. Die Zulässigkeit der Auskunflsverweigerung aus den Gründen der Z 1 bis 5 unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs. 3 und dem be-
sonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde gemäß § 31 Abs. 4.

(3) Der Auskunftsv,ierber hat am Auskunftsverfahren über Befragung in dem ihm zumutbaren Ausmaß mitzuwirken, um ungerechtfertigten und unverhältnismäßigen Aufvrand
beim Auftraggeber zu vermeiden.

der Erletlung der Auskunft kann auch deshalb abgesehen werden, weil der Auskunftswerber am Verfahren nichl gemäß Abs. 3 mitgewirkt oder ureil er den Kostenersatz
nicht geleistet hat.

ressen notwendig ist, dre eine Auskunftsvenrueigerung erfordert, folgendermaßen vorzugehen;
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Es ist in allen Fällen, in welchen keine Auskunft erteilt wird - also auch weiltatsächlich keine Daten verwendet werden -, anslelle einer inhaltlichen Begründung der Hinvreis

zu geben, dass keine der Auskunfrspflicht unlerliegenden Daten über den Auskunftswerber ven^/endet werden. Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt der Kontrol-

le d-urch die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs. iund dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde nach § 31 Abs. 4,

(6) Die Auskunft ist unentgelilich zu erleilen, wenn sie den akuellen Datenbestand einer Dalenanwendung betrifft und wenn der Auskunflswerber im laufenden Jahr noch kein

Auskunftsersuchen an den Äuitraggeber zum selben Aufgabengebiel gestellt hat. ln allen anderen Fällän kann ein pauschalierter Kostenersatz von 18,89 Euro verlangt vuer-

che zurückzuerslatten. wenn Daten rechlswidrig venruendet wurdentder vrenn die Auskunft sonst zu einer Richtigstellung geführt hat.

(7) Ab dem Zeitpunkt der Kennlnis von einem Auskunftsverlangen darf der Auftl3qse.bgr Daten über den Auskunftswerber innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten und im

Falle der Erhebung einer Beschwerde gemäß s 31 an diJDatenschutzbehörää bis zum rechtskrä{tigen Abschluss des Verfahrens nicht vernichten, Diese Frist gilt nicht,

wenn einem Löscliungsantrag des Auskunftswerbers nach § 27 Abs. I Z 2 oder § 28 zu entsprechen ist.

(g) ln dem Umfang, in dem eine Datenanwendung für eine Person oder Personengemeinschaft hinsichtlich der zu ihr verarbeiteten Daten von Gesetzes wegen einsehbar isl,

hat diese das Recht auf Auskunft nach Maßga6e der das Einsichlsrecht vorsehenden Beslimmungen. Für das Verfahren der Einsichtnahme (einschließlich deren Verweige'

rung) gelten die näheren Regelungen des Gesetzes, das das Einsichtsrecht vorsieht. ln Abs. 1 genannte Bestandteile einer Auskunft, die vom Einsichtsrecht nicht umfasst

sind, können dennoch nach diesem Bundesgesetz geltend gemacht werden.

(9) FürAuskünfteausdemStrafregistergeltendiebesonderenBeslimmungendesStrafregistergesetzesl963überStrafregisterbescheinigungen.

' - 
Z i letzter Satz), kann der Auskunftswerber sein Auskunftsbegehren zunächst auch an denjenigen richten, der die Herstellung des Werkes aufgetragen hat Dieser hat dem

Auskunftswerber, soweit ihm dies nicht ohnehin bekannt ist, üinnen zwei Wochen unentgeltlich Namen und Adresse des latsächlichen Auftraggebers mitzuteilen, damil der

Auskunftswerber sein Auskunftsrecht gemäß Abs. 1 gegen diesen geltend machen kann. Wird ein Auskunftsbegehren an einen Dienstleisler gerichtel und lässt dieses er-

kennen, dass der Auskunflswerber iht irrtümlich für den Auftraggeber der von ihm betriebenen Datenanwenclung hält, hat der Dienstleister das Auskunftsbegehren unver-

züglich an den Auftraggeber weitezuleiten und dem Auskunfls-wlrber mitzuteilen, dass in seinem Auftrag keine Daten veftl/endet werden. Der Auftraggeber hat innerhalb

von achl Wochen ab Einlangen des Auskunftsbegehrens beim Dienstleister dem Auskunflswerber Auskunft zu erteilen oder schriftlich zu begründen, warum sie nicht oder

nicht vollständig erteilt wird.ln jenen Bereichen där Vollziehung, die mit der Wahrnehmung der in Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben belraut sind, isl, soweil dies zum

so hat dieser nach Abs. 5 vorzugehen. Für Bolreiber von lnformationsverbundsystemen gilt jedoch ausschließlich § 50 Abs. 1.

§ 27 DSG:

Recht auf Richtigstellung oder Löschung

(1) JederAuftraggeberhatunrichtigeoderentgegendenBestimmungendiesesBundesgesetzesverarbeileteDalenrichtigzustellenoderzulöschen,undzwar

1 . aus eigenem, sobald ihm die Unrichligkeit von Daten oder die Unzulässigkeit ihrer Verarbeitung bekannt geworden ist, oder

2. auf begründeten Antrag des Belroffenen.

Der pflicht zur Richtigstellung nach Z 1 unterlregen nur solche Daten, deren Richtigkeit für den Zweck cler Datenanwendung von Bedeutung ist. Dje Unvollständigkelt ver-

wendeter Daten bewirK nu1. Jann einen Berichligungsanspruch, wenn sich aus deiUnvollständillkeit im Hinblick auf den Zweck der Dalenanwendung die Unrichtigkeit der

Gesamlinformation ergibt. Sobald Daten für den ZwÄck där Datenanwendung nicht mehr benötigl werden, gelten sie als unzulässig verarbeitete Datei und sind zu löschen,

es sei denn, dass ihre Archivierung rechtlich zulässig ist und dass der Zugang zu diesen Daten besonders geschützt ist. Die Weiterverwendung von Daten für einen anderen

cke ergibt sich aus den §§ 46 und 47.

Grund von Angaben des Belroffenen ermitteltwurden.

(3) Eine Richtigsleltung oder Löschung von Dalen ist ausgeschlossen, soweit der Dokumentationszweck einer Datenanwendung nac träglich Anderungen nicht zulässt. Die

erforderlichen Richtigstellungen sind diesfalls durch entsprechende zusätzliche Anmerkungen zu bewirken

(4) Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen eines Anlrags auf Richtigslellung oder Löschung isl dem Antrag zu ent$prechen und dem Betroffenen davon Mitteilung zu ma-

chen oder schriftlich zu begründen, warum die verlangte Löschung oder Richtigstellung nichl vorgenommen wird.

(5) ln lenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung der in § 26 Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraul sind, ist, §oweit dies zum Schutz jener öifentli-

Löschung ist vorzunehmeä, wenn das Begehren des 
-Betroffenen 

nach Auffassung des Auftraggebers berechtigt ist. Die gemäß Abs. 4 erforderliche Mitteilung an den Be-

troffenen hat in allen Fällen dahingehend 
-zu 

lauten, dass die Überprüfung der Dalenbestände des Auftraggebers im Hinblick auf das Richtigstellungs- oder Löschungsbe-

gehren durchgeführt wurde. Die Zulässigkeit dieser vorgangsweije untelliegt der Kontrolle durch die Datenschulzbehörde nach § 30 Abs, 3 und dem besonderen Be-

schwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde nach § 31 Abs. 4

Zeitpunkten vorgenommen werdln kanÄ, sind bis dahin die zu löschenden Daten für den Zugriff zu sperren und die zu berichligenden Daten mit einer berichtigenden An-

merkung zu versehen"

lroffenen ein Vermerk über die Beslreitung beizufügen. Der Bestreitungsvermerk darf nur mit Zustimmung des Betroffenen oder auf Gruncl einer Entscheidung des zuständi-

gen Gerichtes oder der Datenschutzbehörde gelöscht werden.

(g) Wurden im Sinne des Abs. 1 richtiggestellte oder gelöschte Daten vor der Richtigstellung oder Löschung übermittelt, so hat der Auftraggeber die Empfänger dieser Daten

ses an der Verständigung, bedeutet und die Empfänger noch feslstellbar sind.

(9) DieRegelungenderAbs. lbisggeltenfürdasgemäßStrafregistergesetzlg6sgeführteStrafregistersowiefüröffentlicheBücherundRegister,dievonAuftraggeberndes
öffentlichen Bereichs geführt werden, nur insoweit als für

1. die Verpflichtung zur Richtigstellung und Löschung von Amts wegen oder

2. das Verfahren der Durchsetzung und die Zusländigkeit zur Entscheidung über Berichtigungs- und Löschungsanträge von Betroffenen

durch Bundesgesetz nlcht anderes bestimmt ist.

§ 28 DSG:

Widerspruchsrecht

(1) Sofern die Venvendung von Daten nicht gesetzlich vorgesehen ist, hal jeder Betroffene das Rechl, gegen die Venivendung seiner Daten wegen Verletzung übetwiegender

schutzwürdigerGeheiähaltungsinteresse-n,diesichauäseinerbesonderenSituat;onergeben,beimAüftraggeberrlerDatenanwendungWiderspruchzuerheben DerAuf-

traggeber hat bei Vorliegen clieser Voraussetzungen die Daten des Betroffenen binnen ächl Wochen aus seiner Dalenanwendung zu löschen und allfällige Übermittlungen

zu unlerlassen.
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Gegen eine nicht gesetzlich angeordnele Aufnahme in eine öffentlich zugängliche Datenanwendung kann der Betroffene jedezeit auch ohne Begründung seines Begehrens
Widerspruch erheben. Die Daten s jnd binnen acht Wochen zu löschen.

§ 27 Abs. 4 bis 6 gelten auch in den Fällen der Abs. 1 und 2t.

Artikel 1 33 Bundesverfassungsgesetz:

('1) DerVervraltungsgerichtshof erkennt über

1. Revisionen gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgeriohtes wegen Rechtswidrigkeit;

2. Anlräge auf Frislselzung uregen Verletzung der Entscheidungspflicht durch ein Verwaltungsgerichl;

3. Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsgerichten oder zwischen einem Veruuallungsgericht uncl dem Verwallungsgerichtshof.

lung der Rechtsuridrigkeit eines Bescheides oder eines Erkenntnisses eines Verwallungsgerichtes vorgesehen werden.

(3) Rechtswidrigkeit liegt nicht vor, soweit das Vervraltungsgerichl Ermessen im Sinne des Geselzes geübt hat.

(4) Gegen ein Erkenntnis des Veruvaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt.
insbesondere ureil das Erkennlnis von der Rechlsprechung des Verwallungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechlsprechung fehlioder die zu lösende Reähtsfrage in
der bisherigen Rechlsprechung des Venr'raltungsgerichlshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine geringe Geldstrafe zum Gegenstand, fann
durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die Revjsion unzulässig ist.

(5) Von der Zuständigkeit des Veruraltungsgerichtshofes ausgeschlossen sind Rechtssachen, die zur Zuständigkeil des Verfassungsgerichtshofes gehören.

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision erheben:

1. v,/er durch das Erkennlnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet;

2. die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht;

3. der zuständige Bundesminister in den im Art. 132 Abs. '1 )l 2 genannten Rechtssachen;

4. der Landesschulrat auf Grund eines Beschlusses des Kollegiums in den im Art. 132 Abs. 4 genannten Rechtssachen.

(7) Wegen Verlelzung der Entscheidungspflicht kann einen Antrag auf Fristsetzung stellen, uier im Verfahren vor dern Verwaltungsgericht als partei zur Geltendmachung der
Entscheidungspflicht berechtigt zu sein behauplet.

(8) Wer in anderen als den in Abs. 6 Sienannten Fällen wegen Rechlswidrigkeit Revision erheben kann, bestimmen die Bundes- oder Landesgesetze.

der Verwaltungsgerichle Revision erhoben werden kann, bestimmt das die Organisalion und das Verfahren des Verwaltu-ngsgerichlshofes regelnde besänJere Bundesge-
SCtZ,

Artikel 144 Bundesverfassungsgesetz:

fassungsgesetzlich gewährleistelen Recht oder wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen Kundmachung über die Wiederverlautbarung e,-
nes Gesetzes (Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staätsvertrages in seinen Rechten verletit zu sein behauptet.

(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde bis zur Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn sie kejne hinreichende Aussichl auf Erfolg hat
oder von der Entscheidung die Klärung einer vefassungsrechtlichen Frage nicht zu enr'varten ist.

des Beschvr'erdefÜhrers die Beschwerde zur Entscheidung darüber, ob der Beschwerdefühieidurch das Erkenntnis in einem sonsligen Recht verletzt vrurde, dem Venwal--
tungsgerichtshof abzutreten. Auf Beschlüsse gemäß Abs. 2 ist der erste Satz sinngemäß anzuwenden.

(4) Auf die Beschlüsse der Vervraltungsgerichte sind die für ihre Erkennlnisse geltenden Bestimmungen dieses Artikels sinngemäß anzuwenden. lnwieweit gegen Beschlüsse
der Veru,'altungsgerichte Beschwerde erhoben vuerden kann, bestimmt das das die organisation und das Verfahren des Värfassungsgerichtshofes regelndL besondere Bun-
desgesetz.

(5) Soweit das Erkenntnis oder der Beschluss des Verwaltungsgerichtes die Zulässigkeit der Revision zum lnhalt hat, ist eine Beschwerde gemäß Abs. 1 unzulässig.

§ 25 FinStrG:

Absehen von der Strafe; Verwarnung

Versthulden des Täters geringfügig ist und die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat. Sie ha1 jedocfr aemlater mit Bescheid eine Verwarnung zu
erteilen, wenn dies geboten ist, um ihn von weileren Finanzvergehen abzuhalten.

(2) Unter den im Abs l angeführten Voraussetzungen können die Behörden und Amter der Bundesfinanzverwaltung von der Erstattung einer Anzeige (§ B0) absehen.
(3) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. I Nr.4412007)

§ 143 FinStrG:

E. Vereinfachtes Verfahren.
(1) Die Finanzstrafbehörde kann ein Strafvedahren ohne mündliche Verhandlung und ohne Fällung eines Erkennlnisses durch Strafverfügung beenden, wenn der Sachverhalt

nach Ansicht der Finanzstrafbehörde durch die Angaben des Beschuldigten oder durch das Untersuchungsergebnis, zu dem der Sesctruldigte Steilung zu nehmen Geie-
genhett hatte, ausreichend geklärt ist; isl der Sachverhäll schon durch das Ermittlungsergebnis des Abgabenverfahrens oder des Vorverfahre"ns (§ 82 Abs. 1), zu welchern
der Täter Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausreichend geklärt, so kann das Finanzvergehen auch ohne Durchführung eines Untersuchunlsverfahrens durch Straf-
vedügung geahndet werden (vereinfachtes Verfahren).

(2) Für die Zuziehung von Nebenbeteiligten gilt § 122.

(3) Eine Strafverfügung ist ausgeschlossen,

a) urenn die Durchführung der mündlichen Verhandlung und rjie Fällung des Erkenntnisses gemäß § 58 Abs. 2 einem Spruchsenat obliegl,

b) wenn die Voraussetzungen für ein Ver{ahren gegen Personen unbekannten Aufenthaltes (§ 147) oder für ein selbständiges Verfahren (§ 148) gegeben sind.
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Allgemei ne Bedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Haushaltversicherung

(ABH 2006 / Stufe 2)

Allgemeiner Teil

Auf die sachversicherung finden die Bestimmungen der Allgemeinen Bedingunge-n

der Grazer Wechsebeitigen Versicherung AG für die Sachversicherung (ABS)

Änwendung, auf die Haitpflichtversicherung (Artikel 11'19) finden die ABS

sinngemäß Anwendung.

Besonderer Teil

In ha ltsverzeich n is

l, Sachversicherung

Artikel 1 Versicherte Sachen und Kosten

Artikel 2 Versicherte Gefahren und Schäden

Artikel 3 Örtliche Gellung der Versicherung

Artikel 4 Obliegenheilen des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall

Artikel 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

Afiikel 6 Versicherungswerl

Artikel 7 Entschädigung

Artikel 8 Unterversicherung

Arlikel I Zahlung der Entschädigung, Wiederbeschaffung

Artikel 10 Sachverständigenverfahren

ll. Haftpf lichtversicherung

Artikel 1 1 Versicherungsfall und Versicherungsschutz

Artikel 12 Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes

Artikel 13 Versicherte Personen

Artikel 14 Örtliche Geltung der Versicherung

Artikel 15 Zeitliche Geltung der Versicherung

Artikel 16 Summenmäßiger Umfang des Versicherungsschutzes

Artikel 17 Ausschlüsse vom Versicherungsschutz

Arlikel 18 Obliegenheiten; Vollmacht des Versicherers

Artikel 19 Versicherungsschutzfür Sachschäden durch Umweltstörung

I. SACHVERSICHERUNG

Artikel 't

Versicherte Sachen und Kosten

1. Versicherte Sachen

1.1. Versichert ist der gesamte Wohnungsinhalt

1,1.1. im Eigentum des Versicherungsnehmers' des Ehegatten/Lebensgefährten, der

Kindei und anderer Venruandter, die im gemeinsamen Haushalt leben, sowie

1,1.2. fremde Sachen - ausgenommen die der Mieter, Untermieter und der gegen

Entgelt beherbergten Gäste - soweil nicht aus einer anderen Versicherung

Entschädigung erlangt werden kann

1.2. Zum Wohnungsinhalt gehören:

1.2.1. Alle beweglichen Sachen, die dem privalen Gebrauch oder Verbrauch dienen'

Nichl zum Wohnungsinhalt gehören: Kraftfahrzeuge aller Art und deren

Anhänger, Motorfahrräder, Motorboote und Segelboote samt Zubehör,

Luftfahrzeuge, Handelswaren allerArt.

1.2.2.Geid und Geldeswerte, Sparbücher, Schmuck, Edelsteine und Edelmetalle,

Briefmarken- und Münzensammlungen. Für die Gefahr Einbruchdiebstahl
bestehen - entsprechend der Arl der Aufbewahrung - Entschädigungsgrenzen

(siehe Artikel 2, Punkt 4.2.3.).

Nicht zum Wohnungsinhalt gehören: Geschäfts- und Sammelgelder,
Handelswaren.

1.2.3. Folgende Baubeslandteile und folgendes Gebäudezubehör:

Malereien, Tapeten, Verfiiesungen, Fußböden, Wand- und Decken-

verkleidungen, Heizungsanlagen, Bade- und Wascheinrichtungen' Klosells und

Armaturen, Diese gehören dann nicht zum Wohnungsinhalt, wenn sie sich in
einem Ein- oder Zweifamilienhaus befinden und der Wohnungsinhaber
Eigentümer dieses Gebäudes ist.

1.2.4, Gebäudeverglasungen (auch Kunststoffverglasungen) der Versicherungs-
räumlichkeitän, ausgenommen gemeinschaftlich genutzle Räume gemäß

Artikel 3, Punkt 2.3., bis zu einem Ausmaß von 5 m2 pro Einzelscheibe bzw'

Einzelelement.

Nicht zum Wohnungsinhalt gehören: Glasdächer, Gewächshäuser'
Abdeckungen oder Überdachungen aus Glas oder Kunststoff

rü,GRAWE
1.2.5. Einrichtungen von Fremdenzimmern bei nicht gewerbsmäßi9er Fremden-

beherbergung.

1.2.6. Antennenanlagen am Versicherungsorl, auch im Freien.

2. Versicherle Kosten

2.'1. Versiohert sind Kosten für Maßnahmen, auch für erfolglose, die der

Versicherungsnehmer bei einem Schadenereignis zur Abwendung oder

Minderung des Schadens für nolwendlg halten durfte'

DerErsatzdieserKostenunddieEntschädigungfürdieversichertenSachen
belragenzusammenhöchstensdieVersicherungssumme;diesgilljedÖchnicht'
soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt sind'

2.2. lm Rahmen der Versicherungssumme sind folgende Kosten versichert:

2.2,1. Feuerlöschkosten, das sind Kosten für die Brandbekämpfung, ausgenommen

Kosten gemäß Punkt 2.3.

2.2.2. Bewegungs- und Schutzkosten, das sind Kosten, die dadurch entslehen,

dass zum Zweck der wiederherstellung oder wiederbeschaffung versicherter

Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder geschülzt werden müssen

2.2.3. Abbruch- und Aufräumkosten, das sind Kosten für Tätigkeiten am

Versicherungsort, und soweit sie versicherte Sachen betreffen, und zwar fÜr

dennötigen-Abbruchstehengebliebener,vomSchadenbetroffenerTeilesowie
für das Aufräumen einschließlich Sortieren der Reste und Abfälle'

2.2.4, Entsorgungskosten, das sind Kosten für Untersuchung, Abfuhr, Behandlung

und Deponierung vom Schaden betroffener versicherter Sachen'

2.2.5. Reinigungskosten, das sind Kosten für die Reinigung der Versicherungs-
räumlichkeiten nach einem Schadenereignis

2.2.6.Die Entschädigung für Kosten gemäß Punkt 221 bis 2 2 5 ist mit 50/o der

Versicherun gssumme begrenzt.

2.2.7. Bei Einbruchdiebstahl und Beraubung sind versicherl:

Kosten der Wiederherstellung beschädigter oder Wiederbeschaffung
entwendeter Baubestandleile oder Adaptierungen der Versicherungs-
räumlichkeiten, ausgenommen gemeinschaftlich genutzte Räume gemäß

Artikel 3, Punkt 2. 3.

KostenfürnotwendigeSchloßänderungenderVersicherungsräumlichkeiten,
ausgenommen gemeinschaftlich genutzte Räume gemäß Artikel 3, Punkt 2 3 

'
bis EUR 750,--.

2.3. Nicht versichert sind:

2.3.1. Kosten, die durch Gesundheitsschäden bei der Erfüllung der Reltungspflicht

verursacht werden;

2.3.2. Kosten für Leistungen der im öffentlichen lnteresse oder auf behördliche

Anordnung tättg gewordenen Feuerwehren und anderen Verpflichteten'

Artikel 2
Versicherte Gefahren und Schäden

Versicherte Gefahren

'l. Feuerge{ahren

1.1. Brand; Brand ist ein Feuer, das sich mit schädigenderWirkung und aus eigener

Kraft ausbreitet (Schadenfeue0.

Nicht versichert sind:

Schäden durch ein Nutzfeuer, Sengschäden und Schäden an elektrischen

Einrichtungen durch die Energie des elektrischen Stromes

1.2. Blitzschlag; Blitzschlag ist die unmittelbare Kraft- oder wärmeeinurirkung eines

Blitzes auf Sachen (direkter Blitzschlag).

Nicht versichert sind:

Schäden an elektrischen Einrichtungen durch Überspannung oder durch

lnduktion infolge Blitzschlages oder atmosphärischer Entladungen (indirekter

Blitzschlag),

1.3. Explosion; Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung' die auf dem

Ausdehnungsbeslreben von Gasen oder Dämpfen beruht'

1.4. Flugzeugabsturz; Flugzeugabsturz ist der Absturz oder Anprall von Luft- oder

Raumfahrzeugen, deren Teilen oder Ladung

2. Elementargefahren

2.1. Sturm; Sturm ist eine wetterbedingte Lu{lbewegung, deren Geschwindigkeit am

Versicherungsort mehr als 60 Kilometer je Stunde beträgt.

Für die Feststellung der Geschwindigkeit ist im Einzelfall die Auskunfl der

Zentralanslall für Meteorologie und Geodynamik maßgebend.

2.2. Hagel; Hagel ist ein wetterbedingter Niederschlag in Form von Eiskörnern'

2.3. Schneedruck; schneedruck ist die Kraftwirkung durch natürlich ange§ammelte

ruhende Schnee- oder Eismassen.
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2.4. Felssturz/steinschlag; Felssturz/steinschlag ist das naturbedingte Ablösen und
Abstürzen von Gesteinsmassen irn Gelände.

2.5. Erdrutsch; Erdrutsch ist eine naturbedingte Abwärtsbewegung von Boden- oder
Gesleinsmassen auf einer unler der Oberfläche liegenden Gleitbahn.

2.6. Nicht versichert stnd, auch nicht als unvermeidliche Folge eines
Schadenereignisses, Schäden durch:

- Lawinen oder Larvinenluftdruck, Sturmflut, Hochwasseir, überschvremmung
oder Vermurungi

- Sog- oder Druckwirkungen von Luft- oder Raumfahrzeugen;

- Wasser und dadurch verursachten Rückstau.
Schäden durch Schmelz- oder Niederschlagswasser sind aber versichert, wenn
das Wasserdadurch in ein Gebäude eindringt, dass feste Baubestandteile oder
ordnungsgemäß verschlossene Fenster oder Außenlüren durch ein
Schadenereignis beschädigt oder zerstört wurden;

- Bewegung von Boden- oder Gesteinsmassen, wenn cliese Bevregung durch
Bautätigkeiten oder bergmännische Tätigkeiten verursachr wurde;

- Bodensenkungi

- dauernde Witterungs- oder Umvrelteinflüsse.

3. Leitungsu;asser

3.1. Versichert stnd Sachschäden, die durch die unmittelbare Einwirkung von
Leitungswasser einlreten, das aus vmsserführenden Rohrleitungen, Armäturen
oder angeschlossenen Einrichtungen austrilt.

3.2. Versichert sind auch Frostschäden an Heizungsanlagen, Eiade- und Waschein_
richtungen, Klosetts, Armaturen oder angeschlossenon Einrichtungen, soferne
diese Sachen gemäß Artikel 1, Punkt 1,2.3. zum Wohnungsinhalt gehören.

3.3. Nicht versichert sind:

Schäden durch Grundwasser, Hochwasser, überschwemmung, Vermurung,
Wasser aus Witterungsniederschlägen und dadurch verursachten Rückstau,
Schäden durch Holzfäule, Vermorschung oder SchwammbikJung.

4. Einbruchdiebstahl (vollbracht oder versucht), einfacher Diebstahl und Beraubung

4.1. Einbruchdiebstahl lregt vor, wenn ein Täter in die Versicherungsräumlichkeiten

4.1.1. durch Eindrücken oder Aufbrechen von Tür6n, Fenstern oder anderen
Gebäudeteilen einbricht;

4.1.2. unter Überwindung erschwerender Hindernisse durch öffnungen, die nichr
zum Eintritt bestimmt sind, einstelgt;

4.1.3. einschleicht und aus den versperrten Versicherungsräumlichkeiten Sachen
\r'iegbringt;

4.1.4. durch Öffnen von Schlössern mittels Werkzeugen oder falscher Schlüssel
eind ri ngt.

Falsche Schlüssel sind Schlüssel, dte widerrechflich angefertigt werden;

4.1.5. mit richtigen Schlüsseln eindringt, die er durch Einbruchdiebstahl in andere
Räumlichkeiten als die Versicherungsräumlichkeiten oder unter Anwendung
oder Androhung tätlicher Gev/alt gegen Personen (Schlüsselraub) an sich
gebracht hat.

4.2. Elnbruchdiebstahl in ein versperrtes Behältnis liegl vor, wenn ein Täter
4.2.1. gemäß Punk 4.'1. einbricht und ein Behältnis aufbricht oder mittels

Werkzeugen oder falscher Schli.issel öffneti

4.2.2. ein Behältnis mit richtigen Schlüsseln öffnet, die er durch Einbruchdiebstahl
in andere Räumlichkeiten als die Versicherungsräumlichkeiton oder durch
Schlüsselraub an sich gebracht hat.

4.2.3. Für Geld und Geldesurerte, Sparbticher, Schmuck, Edelsteine und Edelmetalle,
Briafmarken- und Münzensammlungen gelten folgende Entschädigungs-
g renzen:

4.2.3.1.in - auch unversperrten - Möbeln oder im Safe ohne panzerung oder
freiliegend
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4.2.3.2. im versperrten, eisernen feuerfesten Geldschrank (mindeslens IOO kg
Gewicht) oder im Behältn js mit WO-Sicherheitsklasse EN 0 - EUR 2O.OOO,-

4.2.3.3. im versperrten Geldschrank (Gev,richt über 250 kg) mit besserem
Sicherheitsgrad als unler Punl<|4.2.3.2. beschrieben oder im versperrten
Mauersafe (Wandsafe) mil mindestens Schlossschutzpanzer
(VSO-Sicherheitsklasse lllb,lllc, lla-lld) oder im Behältnis mit WO-
Sicherheitsklasse EN '1 - EN 4 - EUR 65.000,--.

4.2.4. Diese Entschädigungsgrenzen gelten auch dann, vJenn mehrere
Haushaltsversicherungen für denselben Haushalt bestehen

4.3. Einfacher Diebstaht

Einfacher Diebstahl liegt vor, wenn ein Täter Sachen entv/endet, ohne dass ein
Einbruchdiebslahl gemäß den punkten 4.1. oder 4,2. vorliegt.

Die Entschädigung fÜr Geld- und Geldeswerte ist mit EUR 375.-- und für den
sonstigen Wohnungsinhalt mit EUR i.S00,-- begrenzt.

4.4. Beraubung

Beraubung liegt vor, u,ienn Sachen unter Anwendung oder Androhung 1ätlicher
Gewalt gegen den Versicherungsnehmer, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft
lebenden Personen oder andere personen, die berechtigt in den
Versicherungsräumlichkeiten anwesend sind, weggenommen yverden oder deren
Herausgabe erzwungen wird.

4.5. Nicht versichert sind Schäden, die durch vorsätzliche Handlungen von
Personen herbeigeführt werden, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher
Gemeinschaft leben.

5. Glasbruch

5.1. Versiched sind die durch Bruch entstandenen Schärien an den
Gebäudeverglasungen (Artikel 1, punkt 1.2.4.), an Wancispiegeln sowie an
Möbel- und Bilderverglasungen.

5,2. Nicht versichert sind:

5.2.1. Schäden an Handspiegeln, optischen Gläsern, Glasgeschirr, Hohlgläsern,
Beleuchtungskörpern, Glasbausteinen, Kunstverglasungen, KochflächeÄ sorr,rje
Verglasungen von Maschinen, Geräten und dergletchen.

5.2.2. Schäden, die nur in einem Zerkratzen, Verschrammen otier Absplittern der
Kanten, der Glasoberfläche oder der darauf angebrachten Folien, Malereien.
Schriften oder Beläge, auch eines Spiegelbelages, bestehen.

5.2.3. Schäden an Fassungen und Umrahmungen.

5.2,4. Schäden, die beim Einsetzen, beim Herausnehmen oder beim Transport der
Gläser enlstehen.

5,2.5. Schäden, die durch Tätigkeiten an den Gläsern selbst, deren Fassungen oder
Umrahmungen enlstehen. Schäden durch Reinigungsarbeiten sind ledoch
versichert.

Versicherte Schäden

6. Versicherte Schäden

Versichert sind Sachschäden, die

6.1. durch die unmittelbare Einwirkung einer versicherten Gefahr (schadenereignis)
eintreten:

6.2. als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses eintreten;

6.3. durch Abhandenkommen bei einem Schadenereignis eintreten.

7. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind Schäden durch die unmiltelbare oder mitte lbare Wirkung von

7.1. Kriegsereignissen jeder Art, mit oder ohne Kriegserklärung, einschließlich aller
Gewalthandlungen von Staaten und aller Gewalthandlungen politischer oder
terroristischer Organisalionen ;

7.2. inneren Unruhen, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufruhr, Aufstand;

7.3. allen mil den genannten Ereignissen (punkte 7.1. und 7.2.) verbundenen
mililärischen oder behördlichen Maßnahmen;

7.4. Erdbeben oder anderen außergewöhnlichen Naturereignissen;

7.5. Kernenergie, radioaktiven lsotopen oder ionisjerenderSlrahlung.

Artikel 3
Örtliche cettung der Versicherung

1. Der Wohnungsinhalt isl in den in der polizze bezeichneten Versicherungs-
räu m Iichkeiten (Versicherun gsort) versichert.

2, ln Mehrfamilienwohnhäusern gelten als Versicherungsräumlichkeiten:

Möbel, Stellagen, Werkzeuge, Fahrräder, Kraftfahrzeug-Zubehör, Reise- und
Sportutensilien, Schlauchboote, Wäsche, Lebensmittel, Wirtschaftsvorräle, Kühl-,
Waschgeräte und HeizmaterialsouJie sonstiger Boden - und Kellerkram.

2,3. Weiters gelten als Versicherungsräumlichkeiten gemeinschafilich genützle
Räume wie Dachböden, Sliegenhäuser, Gänge, Abstellräume und dergleichen.

ln diesen Räumen sind nur versichert:

Gartenmöbel, Gartengeräte, Krankenfahrstühle, Kinderuragen, Wäsche,
gesicherte Fahrräder.

- für Geld- und Geldeswerte und Sparbücher EUR 2.000,--, davon freiliegend 2 1. die Wohnung des Versicherungsnehmers,
EUR 375'-- 2.2. AIs Versicherungsräumlichkeiten gelten auch die vom Versicherungsnehmer

- für Schmuck, Edelsteine und Edelmetalle, Briefmarken- und Münzen- ausschließlich genutzten Abteile in Kellern, Schuppen, Garagen und dergleichen.
sammlungen EUR 10.000,--, davon freiliegend EUR 2.500,-- In diesen Räumen sind nur versichert:
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3. ln Ein- und Zweifämilienwohnhäusern gelten als Versicherungsräumlichkeiten:

3.1. Sämtliche vom Versicherungsnehmer genutzten Räume des Wohngebäudes
einschließlich Anbauten.

3.2. Ais Versicherungsräumlichkeiten gelten auch die Nebengebäude am

Versicherungsort wie Gartenhäuser, Schuppen, Garagen und dergleichen

ln diesen Räumen sind nur versichen:

Möbel, Stellagen, Werkzeuge, Fahrräder, Kraftfahrzeug-ZubehÖr, Reise- und

Sportutensilien, Schlauchboote, Wäsche, Lebensmittel, Wirtschaftsvorräle, Kühl-'

\tVaschgeräte und Heizmalerial sowie sonstiger Boden - und Kellerkram '

4, lm Freien am Grundstück des versicherungsortes §ind nur folgende §achen

versichert:

Gartenmöbel, Garlengeräle, Krankenfahrstühle, Kindenrvagen, Wäsche, gesicherte

Fahrräder,

5, Außenversicherung

lnnerhalb Europas oder in einem außereuropäischen Mittelmeeranliegerstaat sind

versichert:

§achen des wohnungsinhaltes, die vorübergehend, äber nicht länger als 6 Monate

in Gebäude verbraäht werden. Diese Außenversicherung ist mit 1oo/o der

versicherungssumme bzw. mit 10% aller Entschädigungsgrenzen (insbesondere

Artikel 1, pLirtt Z.Z.O, und Artikel 2, Punkl 4 2 3.) beschränkt, und gilt nur, soweit

nicht aus einer anderen Versicherung eine Entschädigung erlangt werden kann'

Diese Außenversicherung gilt nicht für weitere wohnsitze des Versicherungs-

nehmersundnichtfürSchädendurcheinfachenDiebstahl,Schädendurch
Beraubung sind in dieser Außenversicherung auch außerhalb von Gebäuden und

Schäden äurch Einbruchdiebstahl nur in ständig bewohnten Gebäuden versichert.

6. Bei Wohnungswechsel innerhalb von Österreich gilt die Versicherung während

des Umzuges, dann in den neuen Wohnräumen, sofern der Vertrag nicht vor

Beginn deI Umzuges und mit Wirkung auf den Tag vor Beginn des Umzuges

g.fUndigt *ird. Deiwohnungswechsel ist dem Versicherer schriftlich zu melden.

Artikel 4
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall

1. Wenn die versicherungsräumlichkeiten auch für noch so kurze zeil von allen

Personen verlassen werden, sind

1.1. Eingangs- und Terrassentüren, Fenster und alle sonstigen Öffnungen- der

VeÄichirungsraumlichkeiten stets ordnungsgemäß verschlössen zu hallen. Dazu

sind vorhandene schlösser zu versperren. Dies gilt nicht für Fenster,..Balkontüren

und sonstige Öffnungen, durctt die ein Täter nur unter Uberuvindung

erschwerenderHindernisse einsleigen kann;

1 .2. Behällnisse für Geld, Schmuck und dergleichen ordnungsgemäß zu versperren;

'1 .3. sämtliche vereinbarten Sicherungsmaßnahmen vollständig zur Anwendung zu

bringen.

2'MauersafesWandsafes)müSsenVorschriftsmäßigeingemauertsein(100mm
Betonschicht mit der Betonfestigkeitsklasse B 400)

3. Werden Gebäude länger als 72 Stunden von allen Personen verlassen, sind alle

Wasserzuleitungen abzusperren und geeignele Maßnahmen gegen Froslschäden

zu tref{en.

4. Über Wertgegenslände wie Antiquitäten, Kunstgegenstände, §chmuck, Pelze'

Teppiche, 
-SpirbÜcher, 

Wertpapiere, Sammlungen und dergleichen sind zum

Zwett aes Nachweises im Schadenfall geeignete Verzeichnisse mit Wertangaben

zu führen und gesondert aufzubewahren.

5. Die vorstehenden obliegenheilen gelten als vereinbarte sicherheitsvorschriften
gemäßArtikel3ABS'lhreVerletzungführtnachMaßgabedergesetzlichen
Bestimmungen zur Leistungsfreiheit des Versicherers

Polizze Nr.

Graz, am 24.03.2022

5,504.636

Artikel 5

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

1. SchadenminderungsPflicht
.1 .1. Nach Möglichkeit isl bei einem unmittelbar drohenden oder eingetretenen

Schaden

- für die Erhaltung, Rettung und Wiedererlangung der versicherten Sachen zu

sorgen;

- dazu Weisung des Versicherers einzuholen und einzuhalten'

1.2. Bei Verlust von Sparbüchern und Wertpapieren muss die Sperre von

Auszahlungen unverzüglich beantragt und, soweit möglich, das gertchtliche

Kraftloserklärungsverfahren eingeleilet werden.

2. Schadenmeldungspfllcht

Jeder Schaden isl unverzüglich dem Versicherer zu melden. Schäden durch Brand,

Explosion, Einbruchdiebstahl, einfachen Diebstahl und Beraubung sind der

r&,GRAWE
sicherheitsbehörde unverzÜglich anzuzeigen. ln der Anzeige bei der sicherheits-
behörde sind insbesondere alle abhanden gekommenen Sachen anzugeben'

3. Schadenaufklärungspflicht

3.1. Dem Versicherer ist nach Möglichkeit jede Untersuchung über die Ursache und

Höhe des Schadens und über den Umlang seiner Entschädigungsleistung zu

gestatten.

3.2. Bei der Schadenermittlung ist unterstützend mitzuwirken und auf Verlangen sind

dem versicherer entsprec-hende untertagen zur verfügung zu stellen. Die Kosten

dafür trägt der Versicherungsnehmer'

3.3. Der durch den sohaden herbeigeführte Zustand darf, solange der Schaden nicht

ermittelt ist, ohne Zustimmung des Versicherers nicht verändert werden, es sei

denn, dass eine solche Veränderung zum Zweck der Schadenminderung oder im

öffentlichen lnteresse notwendig isl.

4. Leistungsfreiheit

verietzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden obliegenheiten, ist der

versicherer nach Maßlabe des § 6 Versicherungsvertragsgesetz (i/ersvG)

- im Fall einer Verletzung der Schadenminderungspflicht nach Maßgabe des

§ 62 VersVG - von der Verpllichtung zur Leistung frei.

Artikel 6
Versicherungswert

,1'AlsVersicherungswertdesWohnungsinhaltesgiltgrundsätzlichderNeuwert'

Als Neuwerl gelten die Kosten für die wiederherstellung bzw. wiederbeschaffung
von neuen Sachen gleicher Art und Güte

2. Als Versicherungswert gelten bei

- Geld und Gelde§werten der Nennwert,

- Sparbüchern ohne Losungswort der Betrag des Guthabens,

-SparbüchernmitLo§ungswortdieKostendesKraftloserklärungsverfahrens,

- Wertpapieren mit amtlichem Kurs die .ierrveils lelzte amtliche Notierung,

- sonstigen Wertpapieren der Marklpreis.

3. Als Versicherungswert von Datenträgern mil den darauf befindlichen Programmen

und Daten lellen die Kosten für die Wiederherstellung oder

Wiederbeschaffung.

4. Bei sachen von historischem oder künstlerischem wert, bei denen die Alterung

imAllgemeinenzukeinerEntwerlungführt,giltalsVersicherungswertder
Verkehrswert.

Der Verkehrswed ist der erzielbare Ve rkaufspreis einer Sache'

5. Bei der Ermittlung des Versicherungswertes wird ein per§önlicher Liebhaberwert

nicht berücksichtigt.

Artikel 7
Entschädigung

1. Besondere Bestimmungen zur Enlschädigung

1'l.BeizerstörungoderAbhandenkommenwirdderVersicherungswert
unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzt'

'1.2,BeiBeschädigungwerdendienotwendigenReparaturkostenzurZeildes
Eintrittes des 

-schadenereignisses (Neuwertschaden), höchstens jedoch der

VersicherungswertunmittelbarvorEintrittdesSchadenereigniSses,ersetzt.

1.3. War der Zeitwert der vom schaden belroffenen sache unmittelbar vor Eintritl des

schadenereignisses kleiner als 40% des Neswertes, wird höchstens der Zeilwert

erselzt.

DerZeitwerlWirdausdemNeuwertdurchAbzugeinesdemZustandderSache,
insbesondere ihres Alters und ihrer Abnützung entsprechenden Betrages

ermittelt.

1.4. Für Geld und Geldeswerte, Sparbücher und Wertpapiere werden die Kosten

der wiederbeschaffung, höchstens.iedoch der Versicherungswert unmittelbar vor

Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt.

1.5.FürDatenträgerwerdendieKostenderWiederherstellungoder
Wiederbeschafflng bis maximal EUR 1.000'-- ersetzt, soweit die

wiederherstellung oder wiederbeschaffung notwendig ist und innerhalb eines

Jahres ab dem Eintritt des schadenereignisses latsächlich erfolgt; andernfalls

wird nur der Materialwert ersetzt.

l.6.BeiTapeten,MalereiensowiebeiWand-undBodenbelägenaustexlilen
Materialien oder Kunststoff wird höchstens der Zeitwert ersetzt'

1.7. Für versicherte Kosten (Artikel 1, Punkt2.) werden die tat§ächlich anfallenden

Kosten ersetzt.

1.8. Bei Glasbruchschäden werden neben den ortsüblichen

Wiederherstellung§kosten auch erforderliche Notverglasungs- und

Notverschalungskosten ersetzl. Mehrkosten, die aus der lnanspruchnahme

eines Sofortdienstes entstehen, werden nicht ersetzt.
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2. Allgemeine Bestimmungen zur Entschädigung

2.1. Der Wert verbliebener Reste wird jedenfalls angerechnet.

2.2 Für abhanden gekommene und später wieder herbeigeschaffte sachen girt
verei n bart:

2.2.1 Der Versicherungsnehmer rst zur zurücknahme dieser sachen verpflichtet,
sou/eit dies zumutbar isl.

2.22 werden sachen nach Zahlung rier Entschädigung ureder herbeigeschafft, hatder Versicherungsnehmer dle erhaltene Entschädigung, abzüglich der
Vergütung für einen allfälligen Mlndervvert, zurückzugeben. SachJn, deren
Zurücknahme nicht zumutbar ist, sind dem Versichererzu übereignen.

2 3 Bei zusammengehörigen Einzersachen wird die alrfällige Entwertung, \/elche
die unbeschädigt gebliebenen Einzersachen durch die Beschädigung, Zerstörung
oder das Abhandenkommen der anderen erleiden, nicht berilcksiähtili.

2 4 Nicht ersetzt werden §chäden, soweit dafür aus einer anderen Versicherung
Enlschädigung erlangt werden kann.

Artikel 8
Untetversicheru ng

1. Unterversicherung liegt vor, wenn die versicherungssumm€! niedriger ist als der
versicherungswert des gesamten wohnungsinhaltes. ln diesem Fall wird die
gemäß Artikel 7 ermittelte Entschädigung im Verhältnis der 'versicherungsslrmme
zum Versicherungswert gekürzt.

2. Liegt Unterversicherung vor, wird sie auch für dre Aul3enversicherung, die
Entschädigungsgrenzen bei Einbruchdiebstahl und einfachem Diebstahl 

"orii. 
di"

versicherten Kosten vvirksam.

3. Bei Einbruchdiebstahlschäden werden für die Ermitilung des Versicherungswertes
von Wertsachen gemäß Artikel 2, punkt 4.2.3. höchstens die verJinbarten
Entschädigungsgrenzen angewendel.

4. Eine Unterversicherung wird nicht geltend gemacht, v/enn sre 10% des
Versicherungswertes nicht übersteigt oder wenn Versicherung auf Erstes Risiko
verei n bart ist.

Artiket 9
Zahlung der Entschädigung, Wiederbeschaffung

1. Der Versicherungsnehmer hat vorerst nur Anspruch:

1.1. Bei Zerstörung oder Abhandenkommen auf Ersatz des Zeitujörtes:

1.2. bei Beschädigung auf Ersatz des Zeilwertschadens.

Der Zeit\rertschaden verhält sich zum Neuv,iertschaden r,,ie der Zeitwefi zum
Neuwert.

2.Den Anspruch auf den die Zahlung gemäß punkt.l, übersteigenden Teil der
Enlschädigung eru;irbt der Versicherungsnehmer erst dann und nur insoweit, als
folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

2 1 Es ist gesichert, dass die Entschädigung zur Gänze zur wiederhersrellung bzuv.
Wiederbeschaffung von Sachen des Wohnungsinhaltes vervrendet wird;

2 2 die wiederherstellung bzw. wiederbeschaffung erfolgt innerhalb eines Jahres ab
dem Eintritt des Schadenereignisses.

Artikel 10
Sachverständigenverfahren

Für das sachverständigenverfahren vrird ergänzend zu den Beslimmungen der ABS
vereinbarl:

1. Die Feststellung der beiden sachverständigen muss auch cjen Versicherungswert
der vom Schaden betroffenen Sachen unmittelbar vor Eintritt des Schaden_
ereignisses sowie den Wert der Reste enthalten.

2 Auf Verlangen eines Vertragspartners muss auch eine Feststellung des versiche-
rungsv/ertes der versicherten, vom Schaden nicht betroffenen siachen erfolgen.

II. HAFTPFLICHTVERSICHERUNG

Artikel 11

Versicherungsfall und Versicherungsschutz
1. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist ein Schadenerergnrs, das dem privaten Risikobereich (siehe
Artikel 12, Punkt 1.) entspringt und aus u",elchem dem Versicherungsnehmer
Schadenersatzverpflichtungen (Punkt ?.) erwachsen oder erwaohsen könnten.

2. Versicherungsschutz

2.1 . lm Versicherungsfall übernimmt der Versicherer

2.1.1. die Erfüllung von Schadenersalzverpflichtungen, dre dem Versicherungsnehmer
wegen eines Personenschadens, eines Sachschadens oder eines Vermögens-
schadens, der auf einen versicherten Personen- oder Sachschaden zurüikzu-
führen isl, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen
Inhalts (in der Folge kurz "Schadenersatzverpflichtungen" genannl) erwachsen;

2.1.2. die Kosten der Feststerlung und cier Abwehr einer von einem Driüen
behaupteten Schadenersatzverpflichtung im Rahmen des Artikel 16, punkt 3.

2 2. schadenersalzverpflichtungen aus verlust oder Abhandenkommen körperlicher
sachen sind nur dann versichert, wenn eine besondere Vereinbarung getroffen
wurde. ln derartigen Fäilen finden die Bestimmungen über saih'schaden
Anuuendunq,

2 3 Personenschäden sind die Tötung, Körperverletzung oder Gesundheits-
schädigung von Menschen. Sachschäden sind die Bäschädigung oder die
Vernichtung von körperlichen Sachen,

sachricher rrrmsTlijJ,licherunssschutzes
1. Die Versicherung erslreckt sich aul Schadenersaizverpflichtungen des

Versicherungsnehmers ars Privatperson aus den Gefahren des tägriche; Lebens
mit Ausnahme der Gefahr einer betrieblichen, berufrichen oder ge"werbsmäßigen
Tätigkeit, insbesondere

1 1 als wohnungsinhaber (nicht aber als Haus- und/oder Grundbesitzer) und ars
Arbertgeber von Hauspersonal ;

'1.2, aus der Fremdenbeherbergung, sofern keine behördriche Gevrerbeberechtigung
erforderlich ist.

Die Versicherung erslreckt sich auch auf die Haftung des Versicherungsnehmers
als Verwahrer aus der Beschädigung von eingebrachten Sachen der zur
Beherbergung aufgenommenen Gäste (ausgenommen Kraft_ und
Wasserfahrzeuge) sowie auf Schadenersatzverpflichtungen aus reinen
Vermögensschäden bis zu einerVersicherungssumme von EUR 3.7S0,__.

Reine Vermögensschäden sind Schäden, die ir",eder auf einen personen_ noch
auf einen Sachschaden zurückzuführen sind,

1.3. aus der lnnehabung und dem Betrieb einer Rundfunk- uncl
Fernsehem pfa ngsa n lage:

'l.4. aus der Haltung und Verurendung von Fahrrädern;

1.5, aus der nicht berufsmäßigen Sportausübung, ausgenommen die Jagd;

1.6. aus dem erlaubten Besitz von Hieb-, stich- und schusswaffen und aus deren
Veruvendung als Sportgerät und für Zwecke der Selbstverteidigung;

1.7. aus der Haltung von Kleintieren, ausgenommen Hunde;

Die Versicherung ersrreckt sich auch auf dre schadenersatzverpflichtungen des
jeweiligen Veruahrers, Betreuers oder Verf ügungsberechtigten.

1.8. aus der gelegentlichen Veru,,endung, nichtjedoch der Haltung von Elektro_ und
Segelbooten;

1 9, aus der Haltung und venr'/endung von sonstigen nicht molorisch angetriebenen
Wasserfahrzeugen sortie von Schiffsmodellen; personen, die mit Willen des
Halters ber der Verwendung tätig sind oder mjl seinem Willen mit dem
Wasserfahrzeug befördert werden, gellen als mitversichert.

1 10. aus der Haltung und verwendung von nicht motorisch angetriebenen
Flugmodellen bis zu einem Fluggewichtvon S kg.

2 Versichert sind im Rahmen des privaten Risrkobereichs gemäß punkt 1. auch
sachschäden durch umwertstörung nach Maßgabe des Artiket 19 bis zu einer
versicherungssumme von EUR 75.000,- im Rahmen der parscharversicherungs-
summe gemäß Artikel 16, Punkt 1 .

Artikel 13
Versicherte Personen

1. Die Versicherung erstreckt sich auch auf gleichartige Schadenersatz_
varpflichtungen

1.1 des mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschan rebenden
Ehegatten oder Lebensgefährten;

1.2. der minderjährigen Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, pflege- und Stiefkinder) des
versicherungsnehmers, seines mitversicherten Ehegatten oder Lebensgefährten;
diese Kinder bleiben darüber hinaus bis zur Voilendung des 25. Lebänsjahres
mitversichert, soferne und solange sie über keinen eigenen Haushalt unä kein
eigenes regelmäßrges Ei nkommen verfügen;

1.3, von Personen, die für den Versicherungsnehmer aus einem Arbeitsvertrag oder
gefälligkeitshalber häusliche Arbeiten verrichten, in dieser Eigenschafl.
Ausgeschlossen sind Personenschäden, bei welchen es sich um Arb;itsunfälle
im Sinne der Sozialversicherungsgeselze unter Arbeitnehmern des
Versicherungsnehmers handelt.

Artikel 14
örtliche celtung der Versicherung

Der Versicherungsschutz erstreckl sich auf Schadenereignisse, die in Europa im
geografischen Sinn oder einem außereuropäischen lvliflelmeeranliegerstaat
eingetreten sind.

AA/90017/0 F342 01A22AA6 4t7

393



Polizze Nr.

Graz, am24.ß.2422

Artikel 15
Zeitliche Geltung der Versicherung

1.Die Versicherung erstreckt sich auf Schadenereignisse, die während der

Wirksamkeit des Versicherungsschutzes (Laufzeit des Versicherungsvertrages

unter Beachtung der §§ 38, 39 und 39a VersVG) eingetreten sind

Schadenereignisse, die zwar vuährend der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes
eingetrelen sind, deren Ursache iedoch in die Zeit vor Abschluss des

VeÄicherungsvertrages fällt, sind nur gedeckt, urenn dem Versicherungsnehmer
oder dem Versicherten bis zum Abschluss des Versicherungsvertrages von der

Ursache, die zu dem Schadenereignis geführt hat, nichts bekannt war,

2. Bei einem Personenschaden gilt im Zweifel der Versicherungsfall mil der ersten

Feslstellung der Gesundheilsschädigung durch einen Arzt als eingetreten'

Artikel 16

Summenmäßiger Umfang cles versicherungsschutzes

1 . Die Pauschalversicherungssumme beträgl EUR 150 000,-- und gilt für

Personenschäden, Sachschäden und Vermögensschäden, die auf einen

versicherten Personen- oder Sachschaden zurückzuführen sind, zusammen'

Die Versicherungssumme stellt die Höchstleistung des Versicherers für einen

Versicherungsfall imSinne desArtikel 11, Punkt 1. dar, und zwar auch dann, wenn

sich der Värsicherungsschutz auf mehrere schadenersatzpflichtige Personen

erstrech.

Der Versicherer leistet für die innerhalb eines Versicherungsjahres eingetretenen

Versicherungsfälle höchstens das Dreifache der jeweils maßgebenden

Versicherungssumme.

An einer sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die der Versicherungsnehmer kraft

Gesetzes oder gerichtlbher Anordnung zur Deckung einer Schadenersatz-

verpflichtung vorztinehmen hat, beteiligt sich der Versicherer in demselben Umfang

wie an der Ersatzleistung.

2. Hat der versicherungsnehmer Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der

Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger

sonstiger Leistungen aus demselben versicherungsfall noch verbleibenden

Restbätrag der Värsicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im

VerhältniJder Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapilalwert der

Rente erstattet. Der Kapitälwert der Rente wird zu diesem Zweck aufgrund der

österreichischen Sterbeiafel OEM 90/92 und eines Zinsfußes von jährlich 3 %

ermittelt (siehe Renlentafel).

3. Retlungskosten; Kosten

3,'!. Die Versicherung umfasst den Ersatz von Rettungskosten

3.2. Die Versicherung umfassl ferner die den Umständen nach gebotenen

gerichllichen und außergerichtlichen Kosten der Feslstellung und Abwehr elner

ion einem Dritten behaupteten Schadenersatzpflicht, und zwar auch dann, u"'enn

sich der Anspruch als unberechtigt erweist.

3.3. Die Versicherung umfasst weiters die Koslen der über weisung des versicherers
geführten Verteidigung in einem Straf- oder Disziplinarverfahren'

Kosten gemäß den Punkten 3.1 bis 3.3. werden auf die Versicherungssumme
angerechnel.

4. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines schadenersalzanspruches
durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am widerstand des versiche-

rungsnehmers scheitert und der Versicherer schrifllrch die Erklärung abgibt, seinen

vertiagsmäßigen Anteil an Entschädigung und Koslen zur Befriedigung des

Gesc[adigteri zur Verfügung zu halten, hal der Versicherer für den von der

erwähntei Erklärung an entitehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und

Kosten nicht aufzukommen.

Artikel 17

Ausschlüsse vom Versicherungsschutz

Nicht versichert sind:

'1. Ansprüche, soweit sie aufgrund eines Vertrages oder einer besonderen Zusage

übei den Umfang der gesetzlichen Schadenersatzpflichthinausgehen

2. Die Erfüllung von verträgen und die an die slelle der Erfüllung tretende

Ersatzleistung.

3. Schadenersatzverpflichtungen der Personen, die den Schaden, für den sie von

einem Dritten veranlwortlich gemacht werden, rechtswidrig und vorsätzlich

herbeigeführt haben, Dem Vorsalz wird gleichgehalten eine Handlung oder

Unterlässung, bei welcher der Schadeneintritt mit Wahrscheinlichkeit en/iartet

werden musite, jedoch in Kauf genommen wurde (z B. im Hinblbk auf die Wahl

einer kosten- oderzeitsparenden Arbeitsweise).

4. Schadenersatzverpflichtungen aus schäden, die in unmittelbarem oder mittelbarem

Zusammenhang mit Auswirkungen der Atomenergie stehen

5. Schadenersatzverpflichtungen aus schäden, die der Versicherungsnehmer oder

die versicherten Personen gemäß Artikel 13 verursachen durch Haltung oder

Veruuendung von

5.1. Luftfahrzeugen;

tffi,GRAWE
5.2. Luftfahrtgoräten (ausgenommen Flugmodelle gemäß Artikel 12' PunK 1'10);

5.3. kaltfahrzeugen oder Anhängern, die nach ihrer Bauart und Ausrüslung odel- 
itrer V"r*"Ädrng ein behördliches Kennzeichen tragen müssen oder tatsächlich

tragen. Dieser Ausschluss bezieht sich jedoch nicht auf die VorYvendung von

Kraftfahrzeugen als orlsgebundene Kraffquelle.

Die Begriffe Lultfahzoug und Luftfahrtgerä sind im Sinne des Luftfahrtgeselzes
(BGBI.-Nr, 25311957), die Begriffe Kraflfahzeug, nnh{19-91-1$ .behördliche
kennzeichen im Sinne des Kraftfahrgeseizes (BGBI. Nr' 267/1967)' beide in der

jeweils geltenden Fassung, auszulegen.

6. Schädan, die zugefügl werden

6.1. dem Versichorungsnohmer (den Ver§ich erungsnehmern) selbsl;

6.2, Angehörigen des Versicherungsnehmers.(als. Angehörige gelten. der g!tS'!:'
VeännUiä in gerader aufsteigender und absteigender Linie, Sohwieger-, Adoptiv-

und stiefeltern, im gemeinsamen Haushalt lebende Geschwister; außoreheliche

Gemeinschafl ist in ihrer Auswirkung der ehelichen gleichgestellt);

6.3. Gesellschaften, an denen der Versicherungsnehmer oder seine Angehörigen

beteiligt sind, und zwar im Ausmaß der prozentuellen Beteiligung des

Versic-herungsnehmers und seiner Angahörigen an diesen Gesellschallen.

Bei jurislischen Personen, geschäftsunfähigen oder beschränkt geschäft§fähigen
perionen werden deren glsetzliche Vertieter und Angehörige dem Versiche-

rungsnehmer und seinen Angehörigen gleich gehalten.

7. Schadenersalzverpflichtungen wegen Schäden an

7.1. Sachen, die der versicherungsnehmer oder die versicherlen Personen gemäß

Artikel 13 entliehen, gemietet' geleast, gepachtet oder in VenAtahrung genommen

haben, sei es auih im Zuge der Vemahrung als Nebenverpflichlung

(ausgenommen Sachen der Logiergäsle gemäß Arlikel 12, Punkt 1'2');

7.2, beweglichen sachen, die bei oder infolge ihrer Benützung, Beförderung,

Bearüeitung oder einer sonsligen Tätigkeit an oder mil ihnen entstehen;

7.3. jenen Teilen von unbeweglichen Sachen' die .unmittelbar Gegenstand der
'Bearbeitung, 

Benützung oder einer sonsligen Tätigkeit sind'

8. Schadenersatzverpflichtungen wegen schäden an saohen durch allmähliche

Emission oder allmählic-he Einwirkung rlon Temperatur, Gasen, Dämpfen,

Flüssigkeiten, Feuchtigkeit oder niGhtatmosphärischen Niederschlägen (wie Rauch,

Russ, Staub usw.).

9. Die Versicherung erslreckt sich nicht auf schadenersatzverpflichtungen aus

Schäden, die duräh Veränderung dee Erbguls von menschlichen Keimzellen oder

Erlryonän entstehen, gleichgüliig ob die-Veränderung auf die Übertragung oder

indirei<te Einwirkung lransgenen Erbguts oder auf direkten gen- oder

fortpflanzungsteohnischen Eingriff zurückzufilhren ist.

Nicht versiohert sind schäden im Zusammenhang mit gentechnisch veränderten

Organismen.

10. Der Versicherer leistet keinen Versicherungsschutz für schäden, verluste,

§chadenersatzverpflichtungen, An§prüche und Koslen jeglicher Art' die in

direktem oder indirektem Zu§ammenhang entstehen durch Gewalthandlungen von

staaten oder gegen slaaten und ihre organe, Gewalthandlungen von politischen

und tenoristiic[en Orgänisalionen, Gewalthandtungen anläßlich öffentlioher

Versammlungen, Kundg?bungen und Aufmärschen sowie Gewallhandlungen

anläßlich vori Streiks und Ausspenungen. Dies gilt auch für alle in irgendeinem

denkbaren Zusammenhang stehenden Ereignisse und Hündlungen, auch wenn

diese der Vorbeugung, Untärdrückung oder Kontrolle delartiger Aktivitäten dienen'

Terror ist jede Handlung mit oder ohne Anwendung oder Androhung von.Gewalt

durch eine Person oder äine Gruppe von Personen, die entweder selbständig oder

im Zusammenhang mit oiner organisation oder Regierung oder aus politisohen,

religiösen, ideologischen bzw. vergleichbaren Absichten oder Gründen handeln,

mit dem 2iel oaär dem Zweck, äine Regierung zu beeinflussen und/oder die

öflenilichkeit oder Teile der Öffenllichkeit in Furoht und Schrecken zu versetzen.

11.Die versicherung erstreckl sich nicht auf schadenersatzverpflichtungen aus

Schäden, die ln unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit

Auswirkungen elektromagnetischer Felder stehen .

12. Die versicherung erstreckt sich nicht auf schadenersatzverpflichtungen aus

Schäden, aie däen oder indirep auf Asbest oder asbesthaltige Materialien

zurückzultihren sind oder mit diesen im Zu§ammenhang stehen'

Artikel l8
obliegenheiten; Vollmacht des Versicherer§

1. Obliegenheiten

Als obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des versicherers gemäß

§ 6 VersVG bewirkl, werden bestimmt:

1.1. Der Versicherungsnehmer hal alles ihm Zumutbare zu tun, um Ursachen,

Hergang und Folgen des versicherungsfalles aufzuklären und den ent§tandenen

Schaden gering zu halten.

5,504.636
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1.2. Er hat den Versicherer umfassend und unverzüglich, spätestens innerhalb einer
Woche ab Kennlnis, zu informieren, und zular schrifilich. lalls erforderlich auch
fernmündlich oder fernschriftlbh.

lnsbesondere sind anzuzeigen:

1.2.1. der Versicherungsfall;

1 .2.2. die Geltendmachung einer Schadenersatzforderung;

1 .2 3. die Zustellung einer Strafverfügung sou,rie die Einieitung eines StraI-,
Venrualtungsstraf- oder Disziplinarverfahrens gegen den Versiiherungsnehmer
oder eine versicherte Person;

1.24 alle Maßnahmen Dritter zur gerichflichen Durchsetzung von schadenersatz-
forderungen.

1.3. Der Versicherungsnehmer hal den Versjcherer bei cler Feststellung und
Erledigung oder Abrryehr des Schadens zu unterstützen.

1 3.1 Der versicherungsnehmer hat den vom Versicherer bestellten Anuralt
(Verteidiger, Rechtsbeistand) zu bevollmächtigen, ihm alle von jhm benötigten
lnformationen zu geben und ihm die prozessführung zu überlassen.

1.3.2. lst dem Versicherungsnehmer die rechtzeitige Einholung der Weisungen des
Versicherers nicht möglich, so hat der Versicherungsnehmer aus äigenem
rnnerhalb der vorgeschriebenen Frist alle gebolenen prozesshandlungen (auch
Einspruch gegen eine Strafverfügung) vorzunehmen.

1.3.3. Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung des
versicherers einen schadenersatzanspruch ganz oder zum Teil anzuerkennen
oder zu vergleichen.

1.4. Der Versicherungsanspruch darf vor seiner endgültigen Festslellung ohne
ausdrückliche Zuslimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet
werden.

2. Die Bestimmungen gemäß Punkt 1. finden sinngemäß auf versicherte personen
gemäß Artikel '13 Anvrendung.

3. Vollmacht des Versicherers

Der versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen seiner Verpfrichtung zur Leistungalle ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen deä
Versicherungsnehmers abzugeben.

Artikel 19
Versicherungsschutz für Sachschäden durch U mweltstörung

Für schedenersatzverpflichtungen aus sachschäden durch urnv'eltstörung gemäß
Artikel 12, Punkt 2. - einschließlich des Schadens an Erclreich oder Ger,iäs-sern -
besleht versicherungsschutz nach Maßgabe der nachstehend angeführten
Bed ingungen:

1 umweltstörung isl die Beeinträchtigung der Beschaffenheit von Luft, Erdreich oder
Geyvässern durch lmmissionen.

2. Versicherungsschutz für sachschäden durch umweltstörung - einschließlich des
Schadens an Erdreich oder Gevr'ässern - besteht, wenn die tJmwel.tstörung durch
einen einzelnen, plötzlich eingetretenen, unvorhergesehenen Vorfall auigelöst
vuird, welcher vom ordnungsgemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen abwäicht.

somit besteht insbesondere kein Versioherungsschulz, weon nur durch mehrere inder Wirkung gleichartige Vorfälle (wie Verkleckern, Verdunsten) eine

Umv/eltstörung, die bei einzelnen Vorfällen dieser Art nichl eingetreten u/äre,
ausgelöst wird.

Artikel 17, Punkt 8. findet keine Anwendung.

3. Besondere Regelungen für den Versjcherungsschutz gemäß punK 2.

3.1. Versicherungsfall

versicherungsfall ist abweichend von Artikel 'l 1, punkt 1. die erste nachprüfbare
Feststellung einer Umweltstörung, aus vuelcher dem Versicherungsnehmer
Schadenersatzverpflichtungen erwachsen oder erwachsen könnten.

Mehrere durch denserben Vorfail ausgerösre umweftstörungen gerten ars ein
versicherungsfall. Ferner gelten ab ein Versicherungsfall FestJteilungen von
Umweltstörungen, die durch gleichartige Vorfälle ausgelöst vrerdenl wenn
zwischen dresen vorfärren ein rechflbher, wirtschaftlicher oder technischer
Zusammenhang besteht.

3.2. Örtlicher Geltungsbereich

versicherungsschutz besteht abweichend von Artrkel 14, wenn die schädrgenden
Folgen der Umweltstörung in österreich eingetreten sind.

3.3. Zeitlicher Geltungsbereich

Abrireichend von Artikel 15 erstreckt sbh der versicherungsschutz auf eine
umweltstörung, die während der wirksamkeit des versicherJngsschutzes oder
spätestens zurei Jahre danach festgeslellt vrird (punkl 3.1.). Der Vorfall muss sich
während der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes ereignen.

Eine Umweltstörung, die zwar iryährend der Wirksamkeit des
versicherungsschulzes festgestellt wird, die aber auf einen vorfall vor Abschruss
des Versicherungsvertrages zurückzuführen ist, ist nur dann versichert, wennsich dieser Vorfall frühestens zwei Jahre vor .Abschluss des
versicherungsvertrages ereignet hat und dem versicherungsnehmer oder der
versicherten Person gemäß Artikel 13 bis zum Abschluss des
versicherungsvertrages der Vorfall oder die umweltstörung nicht bekannt war
und auch nicht bekannt sein konnle.

Artikel 15, Punkt 2. findet sinngemäß Anwendung,

4. Der Selbstbehalt des versicherungsnehmers beträgt in jedem versicherungsfall
10% des Schadens, mindestens EUR 350,--.

5. Obliegenheiten

Der versicherungsnehmer ist - bei sonstiger Leistungsfreiheit des Versicherers
genräß § 6 VersVG - verpflichtet,

5.1, die für ihn maßgeblichen einschlägigen Gesetze, Verordnungen, behörcifichen
Vorschriften und Auflagen, die einschrägigen ö-Normen und die Richflinien des
Osterreichischen Wasserwirtschaftsverbändes ei nzuhalten ;

5.2. umwellgefährdende Anlagen und sonstige umweltgefährdende Einrichtungen
fachmännisch zu warten oder warten zu lassen. Noiwendige Reparaturen ünd
Wartungsarbeiten sind unverzüglich auszuführen.

Mindeslens alle fünf Jahre - sofern nicht gesetzlich oder behördlich eine kürzere
Frisl vorgeschrieben ist- müssen diese Anlagen und Einrichtungen durch
Fachleule überprüft werden. Diese Frist beginnt ungeachtet des Beg-innes cles
versicherungsschutzes mit lnbetriebnahme der Anrage oder deren lelzter über-
prüfung.
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Alter Jahresrente Alter Jahresrente Alter Jahre§rente Alter Jahre§rente

0 34,07 17 37,38 34 43,76 51 58,89

44,33 52 60,301 34,09 18

2 34,23 19

37,64 35

r&,GRAWE

Rententafel (auf Grund der österreichtschen allgemeinen Sterbetafel oEM 90/92 und eines Zinsfußes von iährlich 3 % (Art'1 6, Punk 2 )

Höhe der auf eine versicherungssumme von EUR 1.000,-- entällenden Jahresrente "r. o"nü"tü"n Rechn"un"gsgrund'lagen zu erstellen Für die Berechnung der Rente ist das

Alter des Rentners an seinem däm Beginn des Renlenbezuges nächstgelegenen Geburtstag maßgebend')'

37,91

3 34,38 20 38,18

4 34,54 21 38,47

36 44,94 53

37 45,57 54

38 46,24 55

39 46,95 56

47,69 57

48,47 58

49,28 59

50,14 60

51,03 61

56,32 66

57,57 67

35,26 25 39,75 42

9 35,46 26 4AJ1 43

10 35,67

11 35,89

5 34,71 22

6 34,88 23

7 35,07 24

12

15 36,85 32

16 37 ,12 33

13 36,3s 30 41 ,75 47

38,77

39,08 40

39,41 41

Jahresrente

99,32

103,44

107,89

112,73

1 18,00

123,77

130,06

136,90

144,31

152,34

161 ,04

170,46

180,63

191,59

203,34

215,83

228,94

Alter Jahresrente

85 242,68

86 257,31

87 273,08

88 29A,23

89 309,05

90 329,77

9'r 352,58

92 377,70

93 405,45

94 436,52

95 472,48

96 s16,82

s7 577,83

98 677,98

99 897,70

100 1 .846,04

61,7S

63,38

65,05

66,83

68,71

70,71

72,82

75,06

77,45

91,96

95,50

Alter

68

69

70

71

72

73

74

75

76

77

78

79

80

81

82

83

84

27 40,49 44

40,89 45 51,98 62 79'98

36,11 29 41,31 46 52,98 63 82,68

54,03 64 85,57

36,60 31 42,21 48 55,14 65 88,65

42,70 49

43,22 50
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Besondere Bedingungen für die
GRAWE Help Complete Versicherung

(BBHE 2021 tStufe 4)

Allgemeiner Teil
Auf die Versicherung finden die Bestirnmungen der Allgemeinen Bedingungen der
Grazer Wec hselseitigenversicherung AG für d ie Sachversicheru ng lnBS; Anw-naung.

Der Versicherungsschutz aus der GRAWE Help Complete Versicherung besteht nur
insoweit, als aus einer anderweitigen Versicherung keine Entschädigung erlangl
werden kann.

Wenn in einer Poltzze die GRAWE Help Complete Versicherung sowohl zur
Eigenheimversicherung als auch zur Haushaltversicherung ausgewiesän ist, werden
sämtliche Leislungen pro Polizze nur einmal begrenzt mit den in dieser Bedingung
ausgevriesenen Belrägen und Begrenzungen erbracht.

Besonderer Teil
I n haltsverzeichnis

Artikel 1 Gegenstand und Umfang der Versicherung

Artikel 2 Entschädigung

Artikel 3 Risikoausschlüsse

Artikel 4 Versrcherte Personen

Artikel 5 Örtlicher Geltungsbererch

Artikel 6 Zeitlicher Geltungsbereich

Artikel 7 Obliegenheilen des Versicherungsnehmers im Schadenl,all

Artikel 8 Haftung des Versicherers

Artikel 1

Gegenstand und Umfang der Versicherun!a
versichert sird die Erbringung von lnformalions-, service- und orr;anisalionsleistungen
soir',,ie die Ubernahme der Kosten der von der Assistanöe-Zentrale der GRAWE
beauftragten Unternehmen für die folgenden Diensfleistungen:

1. Handulerkerservice

Die Kosten folgender Dienstleitungen sind bis maximal € 3OO,__ pro
Versicherungsfall versichert :

1.1. Sanitärinstallateur bei Leitungsschäden,

1.2. Eleklroinstallateur bei Schäden an elektrischen Leitungen,

1.3. TrockenlegungsservicebeiWasserschäden,

1.4. Dachdecker, Zimmermann und Spengler bei Dachreparaturen am Eigenheim
und an Nebengebäuden,

1.5. Schlosser, Tischler und einschlägige Fachbetriebe bei Schäden oder Defekten
an Eingangstüren und Fenslern,

1.6. Glaserbei Bruchsr:häden an derAußenverglasung,

1.7. Rohrreinigungsfirmen beiVerstopfungen des Rohrsystems.

1 8. Leckortungsunlernehmen zur schadensuche bei plritzlich auftretender
Feuchtig keit

Bei plötzlichem Auflreten von Feuchtigkeit an Mauern, Decken oder Böden des
versicherten Eigenheims organisiert die Assistance-Zentrale der GRAWE
geeignete Firmen zum Auffinden einer Schadenstelle.

Solche Suchkosten sind auch dann versichert, wenn der Versicherungsnehmer
nach dem Erscheinungsbild des Folgeschadens von einem versicherten
Leitungswasserschaden ausgehen durfte, obrryohl sich letzilich ergibt, dass kein
versicherter Leitungs\r'Jasserschaden vorliegl. Nach dem Auffinden der
Schadenstelle sind weitere Reparatur- oder Sanierungsrnaßnahmen mil der
Assistance-Zentrale der GRAWE abzustimmen.

2. Leihheizgerät

Bei Ausfall der Heizungsanlage der versicheden Wohnung während der
Heizperiode organisiert die Assistance'Zentrale der GRAWE ein Leihheizgeräl für
dje Dauer des Heizungsausfalls und übernimml dafür die Kosten bis inigesamt
maximal € 300,-- pro Versicherungsfall.

3. Dachabräumkosten bei einem drohenden Schneedruckschaden

Bei einem drohenden Schneedruckschaden an versicherten Gebäuden übernimmt
die Assistance-Zentrale der GRAWE die Kosten der Dar;habräumung durch
Feuenr'rehr oder Professionisten bis insgesamt maxinral € 300,-- pro
Versicherungsfall, maximal jedoch zweimal pro Kalenderjahr.

4. Schädlingsbekämpfung

Die Assistance-Zentrale der GRAWE übernimmt die Organisation und Kosten für
die Entfernung von Wespen- oder Hornissenneslern an der versicherten Wohnung
bis insgesamt maximal € 300,- pro Versicherungsfall.

5. Schlüsseldienste

Bei Aussperren aus der versicherten Wohnung, Verlusl oder Djebstahl der
Schlüssel zur versicherten Wohnung organisiert die Assistance-Zentrale der
GRAWE das Aufsperren bzw. den Ersatz verlorener oder gestohlener Schlüssel
einschließlichschloss in gleicherArt und Güte und übernimmt clafür die Kosten bis
maximal insgesamt€ 200,- pro Versicherungsfall.

6. Umzugsdienste und Notlagerung

Die Assistance-Zentrale der GRAWE organisiert Umzugsfirmen bzv,/. Speclitionen,
wenn die Wohnungseinrichlung nach einem Schadenfall vorübergehend
weggebracht werden nruss, sowie deren Lagerung und übernimmt dafür die Kosten
bis insgesaml maximal€ 1.000,- pro Versicherunqsfall.

7. Bewachungsdiensl

Wenn nach einem Schadensfall die Be\^iachung der Wohnung erforderlich ist,
übernimmt die GRAWE die Organisation und Kosten der BeuJachung bis zum
nächsten Werktag.

8. lnformationsdienst

Die Assistance-Zentrale der GRAWE erteilt folgende telefonischen Auskünfle:

8.1. Nennung von Hotels, Pensionen und anderen Unterkunftsmöglichkeiten, v/enn
die versicherte Wohnung nicht beu",ohnbar ist (2. B. nach einem Schadenfall).

8.2. Nennung von Belreuungsmöglichkeiten fürerkrankte Kinder, wenn die Betreuung
durch die Eltern nicht möglich ist (2.8, bei Berufstätigkeit und bereiti
konsumiertem Pflegeurlaub).

8.3. Nennung von Arten mit Notdienst.

8.4. Nennung von Apotheken mit Nacht- und Wochenenddienst.

8.5. Nennung von Tierärzten und Tierpensionen.

9. Feuerpolizeiliche Beratung

Die Assistance-Zentrale der GRAWE übernimmt ciie organisation und Kosten einer
einmaligen feuerpolizeilichen Beratung für das versicherte Eigenheim durch dafür
spezialisierte Unlernehmen und Behörden bis insgesamt maximal € 300,- pro
Vertrag.

1 0. Sicherheilsberatung

Die Assistance-zentrale der GRAWE übernimmt die organisation und Kosten einer
einmaligen Sicherheitsberatung durch daIür spezialisierte Unternehmen und
Behörden bts insgesamt maximäl € 300,- pro Vertrag.

1 1. Online Datensicherung

Die Assistance-Zentrale der GRAWE übernimml die folgenclen serviceleistungen
für den Versicherungsnehmer bei der Einrichtung, Inbetriebnahme und Kontälle
einer Online-Datensicherung:

Hillestellung bei der Registrierung für den Online-Zugang zur.rl
Datensicherungsprogramm,

lnstallation der für die Datensicherung notwendigen Softrryare,

Beratung und Erstellung einer sicherungsstrategie, insbesondere hinsichirich der
zu sichernden Dateien,

Konfiguration der Software für die Ausführung der Online-Datensicherung,

die Online-Datensicherung kann nach Serververfügbarkeit bis zu 10 GB je Vertrag
betragen.

1 2. lT Assistance

Die Assistance-Zentrale der GRAWE berät sowohl telefonisch als auch per
Fernzugriff bei:

Alltäglichen Fragen und Problemen zür Anrtendung von
unlerhaltungselektronischen Geräten und programmen,

H jlfeste llung und Unterstützung beim alltäglichen Umgang mit Hard_ und
Soflware,

lnstallation und Deinstallation von Softwarö, Updates oder Seruice packs,

Beralung zur Performancesteigerung der Hardvrare,

Information zu neuer Hard- und Software,

Durchführung von §oftv,iareupdates,

Konfiguration des Betriebssystems und von AnvJendungen,

Allgemeine Beratungstätigkeit zu Hard- und SoItware,

lnstallation und Konfiguration von neuer Hardware ir,rie Drucker, Scanner, usrl.,

Hilfestellung bei Softrryaredournloads.
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1 3. lT DienstleisterlHandwerker

Sollte nach telefonischer Beratung und/oder Fernwartung per Remote das

bestehende Problem von der lT Assistance der GRAWE nichl gelösl vvorden sein

und besteht der begründete verdacht, dass das Gerät reparabel ist, so organisiert

die Assisiance-Zenirale der GRAWE einen externen Spezialisten für:

Sofl- und HardwareProbleme,

Probleme mit unterhaltungselektronischen Geräten.

Die Assisiance-Zentrale der GRAWE übernimmt die Kosten bis zu € 300,- pro

Kalenderjahr (die Kosten für allfällige Ersatzteile oder Software werden nicht

übernommen).

14. Cyber Assistance

lm Notfall berät die Assistance-Zenlrale der GRAWE maximal zv,iölfmal pro

Kalenderjahr sowohl telefonisch als auch per Fernzugriff bei:

Befall durch Schadprogramme (Viren, Troianer usw.),

Cyber Erpressung (Ransomware, PC Blockade usw.),

Rufschädigung (Mobbing, unerlaubte Veröf{entlichung von Fotos usw ),

Unberechtigter Abmahnung (,,free" Downloads usw ),

ldentitäts-Diebstahl (lD Theft, falsche Bestellung usw ),

E-Mail-Betrug (falsche Gewinne, Geldtransfer etc ) inklusive Phishing,

Betrug durch gefälschte Webseiten, inklusive Pharming,

Verlust persönlicher Daten und Fötos (Spyvrare usw ),

Datensicherung / Backup (inklusive Präventionsmaßnahmen),

Copyright-Verletzungen,

Mobbing und Stalking im lT-Zusammenhang,

Finanzielle Schäden durch den Handel bzw Zahlung im lnternel

15. Juristische Erstberatung und psychologische Unterstützung nach Cyber Crime
Vorfällen

Die Assistance-Zentrale der GRAWE stellt Kontakt zu den Spezialisten her' Die

telefonische Beratung erfolgt zu üblichen Bürozeiten durch ausgewählte

Spezialisten.
Die Nutzung begrenzt sich auf eine Beratungsstunde bei einem Rechlsexperten
(telefonisch) und auf eine Beratungsstunde bei einem Psychologen (telefonisch) pro

Kalenderjahr.

16. End of digital Life

Die Assistance-Zentrale der GRAWE bietet maximal zurölfmal pro Kalenderjahr

Hilfestellung zur Löschung der Präsenz des versicherungsnehmers im lnternet

(soziale und professionelle Netzwerke, Blogs, E-Mail-Adressen elc )' Unter

änderem schließen die Nachbearbeitung und die Stilllegung folgende Punkte ein:

Präsenz in sozialen Netzwerken,

Präsenz in professionellen/wirtschaftlichen Netzwerken,

Blogs,

E-Mail-Konten,

1 7. Kontoschutz

versichert sind reine vermögensschäden, die durch missbräuchliche Handlungen

Drifler beim Zahlungsverkehr auf versicherten Konlen entslehen und aufgrund

gesetzlicher undlodär vertraglicher Beslimmungen vom Versicherungsnehmer
selbst zu tragen sind.

Versrchert sind insbesondere Missbrauch

von Kredit-, Bank- oder sonsligen Debitkarten'

von Maestro-Karten, Kundenkarten mit Zahlfunklion souJie Sparkarten bei

Abhebungen an Geldausgabeautomalen,

beim bargeldlosen Bezahlen von Waren und Diönstleistungen,

bei Bezahlvorgängen (auch im lnternet),

beim Online-Banking im lnternet (inkl. Pharming und Phishing),

Missbräuchliche Handlungen liegen vor, wenn Dritte zu Handlungen weder selbst
berechtigt, noch von versicherten Personen beauftragt oder bevollmächtigt sind'

Die Entschädigung istle Versicherungsfall mit€ 300, - begrenzt,

1 8, Kaufschutz

versichert sind berrvegliche sachen, die dem privaten Gebrauch oder verbrauch
dienen und von versicherten Personen im Handel neu und ungebrauchl en'vorben

wurden. Versichert sind Sachschäden durch

Beschädigung und Zerstörung,

Abhandenkommen während des Transportes durch einen Frachtführer (Versand)

Die Entschädigung ist ie Versicherungsfall mit € 300, - begrenzt

ffi
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19. Tier-Assistance

19.1. Bei einem mindestens 24-slündigen, stalionären Krankenhausaufenthalt des

Versicherungsnehmers und sofern der Versicherungsnehmer selbsl-keine

Betreuungsi"cherstellenkann,organisiertdieAssistance.ZentralederGRAWE
die Verso-rgung der zurückgebliebenen Haustiere im folgenden Umfang:

Fütterung

Reinigung des Käfigs, der Kiste oder des Aquariums

Ausführan des Hundes

Besuche beim Tierarzt

Auskunft über Tierkliniken/ -ärzte

19.2. Die Assistance-Zentrale der GRAWE organisiert die Unterbringung in einer
Betreuungsstätle bei Erkrankung oder Unfall des Haustieres im folgenden
Umfang:

Transport zur Belreuungsstätte

Betreuung und Unterbringung

Rücktransport an die Wohnadresse der versicherten Person

19.3. Als Hausliere im Sinne dieser Deckung für Tier-Assistance gellen Hunde,

Katzen, Nageliere, Aquarienfische, Vögel und Schildkröten im Eigentum des

Versicherungsnehmers.

Für Tier-Assistance übernimmt die Assistance-Zentrale der GRAWE die Kosten

bis insgesamt maximal€ 300,- pro Versicherungsfall,

Artikel 2
Entschädigung

1. Vorausselzung für eine Entschädigung im vollem Umfang gemäß Artikel 1 dieser
Bedingungen ist, dass der Schadensfall unverzüglich, auf jeden Fall aber vor

lnansIruchnahme dieser Leislungen über die 24 Stunden-Soforthilfenummer an die

Assislance-Zentrale der GRAWE gemeldel wird.

2. Für Leistungen gemäß Artikel 1 Punkte '1. bis 7. gilt vereinbart, dass bei einer

nachträglichen Schadenmeldung an die Assistance-Zentrale der GRAWE

(Selbsterlediger) nur jene Kosten übernommen werden, die auch die Assistance'
2entrale im Falle einer ordnungsgemäßen Schadenmeldung und Auftragsvergabe

an ihre Partnerunlernehmen übernommen hälte.

Artikel 3
Risikoausschlüsse

Nichl versichert sind Schadenfälle und in Anspruch genommene Leislungen, die

1. mit Aufruhr, Unruhen aller Art, Kriegsereignissen, Terroranschlägen, Epidemien,

Pandemien, Naturkatastrophen, Vorfälle mit atomaren, biologischen oder

chemischen Substanzen, Verfügungen von Hoher Hand (staatliche Verfügungen)

und Erdbeben unmittelbar oder mittelbar zusammenhängen;

2. durch den Einfluss ionisierender strahlen im sinne der jerrueils geltenden Fassung

des Strahlenschutzgesetzles entstehen,

3. bei der Vorbereitung oder Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen, für die

Vorsatz Tatbestandsmerkmal ist, entstehen,

4. mit der ordentlichen wartung und lnstandhaltung mittel- oder unmittelbar in

Zusammenhang stehen.

Artikel 4
Versicherte Personen

Als versicherte Personen gellen

die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden

Personen und

die minderjährigen Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege' und Stiefkinder) des

Versicherungsnehmers, seines Ehegatten oder Lebensgefährten'
Diese Kindei gelten darüber hinaus bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres als

versicherte Person, sofern sie weder über einen eigenen Haushalt noch über ein

eigenes regelmäßiges Ernkommen verfügen.

Die Rechle und Pflichten des versicherungsnehmers gelten analog für die versicherlen

Personen.

Artikel 5
Örtlicher Geltungsbereich

Der Versicherungsschutz gilt innerhalb Österreichs für Wohnräume und die vom

Versicherungsne[mer ausschließlich genützten Räume in Wohngebäuden, die der

Versicherungsnehmer sländig oder als Zweilvrohnsitz bewohnt.

Artikel 6
Zeitlicher Geltungsbereich

Anspruch auf versicherungsleistungen der GRAWE Help Complete versicherung

besieht für Leistungen des lnformationsdienstes während der gesamten Laufzeit des

Versicherungsverträges, für Hilfsleistungen besteht der Anspruch nur dann, wenn das

Schadenerergnis, däs die Hilfsleistung erforderlich macht, während der Laufzeit des

Versicherungsvertrages eingetreten ist.
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Artikel 7
obliegenheiten des versicherungsnehmers im schadenfall

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der nachstehenden Obliegenheiten, ist der
Versicherer gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen de:s § 6 Absatz 3 VersVG
- imFalle einerVerletzung der Schadenminderungspflicht gemäß den Voraussetzungen
und Begrenzungen des § 62 VersVG - von der Verpflichtung zur Leislung frei.

1. Schadenminderungspflicht:

Nach Möglichkeii isl bei einem unmittelbar drohenden oder eingelretenen Schaden

1.1 . für die Erhaltung, Reltung und Wiedererlangung der versicherten Sachen zu
sorgen und

1.2. hierzu Weisung der Assistance,Zenlrale der GRAWE einzuholen und
ei nzuhallen.

2. Schadenmeldungspflichtl

2.1. Jeder Schaden ist unverzüglich und noch vor lnanspruchnahme von Leistungen
unter der 24-Stunden-Soforthilfenummer der Assistance-Zentrale der GRAWE zu
melden, soweit dies mögilch und zumutbar ist;

2.2. Bei Schäden, die durch strafbare Handlungen verursacht worden sind, ist der
Schaden auch unverzüglich der Sicherheitsbehörde anzuzeigen. ln der Anzeige
sind insbesondere alleabhandengekommenen Sachen anzugeben.

3. Schadenaufklärungspflicht:

3.1. Der Assistance-Zentrale der GRAWE ist nach Mögllchkeit jede Untersuchung
über die Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der
Entschädigungsleistung zu geslatten.

Bei Ansprüchen au{grund einer Erkrankung oder Verletzung hat die versicherte
Person dafür zu sorgen, dass die behandelnden Arzte, die behandelncle
Krankenanstal't oder der Sozialversicherer gegenüber de. Assistance-Zentrale
der GRAWE von ihrer Schweigepflicht befreit werden.

3.2. Bei der Schadenermjttlung ist unlerstülzend mitzuwirken. Es sind Rechnungen
und Belege jeweils im Original, Polizeiberichte und auf Verlangen auch weitere
entsprechende Unterlagen der Assistance-Zenlrale der GRAWE zur Verfügung
zu stellen. Dre Kosten dafür trägt der Versicherungsnehmer.

3.3. Wurde der Schaden durch einen Dritten verursachl, stnd nach lvlöglichkeit der
Verursacher sourie eventuelle Zeugen der Assislance-Zenlrale der GRAWE
bekanntzugeben.

3.4. Die Assistance-Zentrale der GRAWE ist bei der Geltendmachung der aufgrund
ihrer Leistungen auf sie übergegangenen Ersatzansprüche gegenüber Drifiän zu
unterslülzen und ihr dafür benötigte Unterlagen auszuhändigen.

3.5. Die Assistance-Zentrale der GRAWE ist umgehend über eine allenfalls
bestehende Doppel- oder Mehrfachversicherung zu informieren und ihr den
Ersatz der erbrachten Leistung zu ermöglichen.

Artikel 8
Haftung des Versicherers

Bei sach- oder vermögensschäden haftet der versrcherer für das Fehlverhalten seiner
organe sowie sonstiger Personen, derer er sich bei dor Erfüllung seiner vertraglichen
Verpflichtungen bedient, nur im Fall von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.

Der versicherer haftet nicht für vermitlelte oder beauftragte Hilfs- oder Diensfleister.
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Fax (0316) 8037- 6687
email: service@grawe'at
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GRAZ LIEBENAUER.HAUPTS 93 B

Sehr geehrter Kunde!

\Mr teilen lhnen mit, dass zu lhrem Versicherungsrrertrag obiges Prämienguthaben besteht.

Falls sie nicht anders darüber verfügen, werden wir diesen Betrag bei der nächsten

Prämienrcrschreibung berücksichtigen'

Mit freundlichen Grüßen

TffiTGRAWE
6razer Wechselseitige Versicherun g Aktiengesel lschaft

fl,,* {/M,

#
EXPD ä

%
3ea g
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Die Versicherung auf lhrer Seite.

KNOEBL MICHAEL

LIEBENAUER-HAUPTSTR 93 B

8041 GRAZ

Polizze Nr.:

Guthaben: EUR 100,39






